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Vorwort 


Das Wachstum der Öffentlichen Verwaltung als auch die Entwicklung des 
inoffiziellen Sektors, der Schattenwirtschaft, haben in den letzten 
Jahren wieder vermehrt die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit, der 
Politiker als auch der Wissenschaftler auf sich gezogen. In diesem Buch 
wird versucht, die Entwicklung beider Sektoren und deren Determinanten 
aufzuzeigen und den Zusammenhang zwischen der zunehmenden Belastung des 
privaten Sektors durch die Öffentliche Verwaltung und der Entwicklung 
der Schattenwirtschaft mit Hilfe eines ökonomischen Ansatzes zu erklären 
und einer empirischen Überprüfung zugänglich zu machen. Da die Grösse 
der Schatterwirtschaft nicht direkt beobachtbar ist, müssen geeignete 
statistische Methoden wie die "weiche Modellierung" und ein Verfahren 
zur Analyse von unbeobachtbaren Variablen (LISREL) herangezogen werden. 
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Einleitung 


In den letzten Jahren ist die staatliche Verwaltung zusehens in den Vorder- 
grund der öffentlichen Diskussion gerückt: Über die zunehmende Einschränkung 
der individuellen Freiheit und der unternehmerischen Initiative wird ebenso 
geklagt wie über die Starrheit und die geringe Bürcerfreundlichkeit der 
Öffentlichen Verwaltung und die ineffiziente Leistungserstellunc durch den 
Staat. Auch werden vermehrt Vorwürfe laut, der private Sektor werde zu- 
nehmend mit staatlichen Abgaben belastet und durch die Vorschriften der 
öffentlichen Administration eingeschränkt. Wird die Aktivität der staatlichen 
Verwaltung an solchen Indikatoren wie der Höhe der Staatsausgaben und der 
Anzahl Beschäftigter im öffentlichen Dienst gemessen, kann damit diese Ent- 
wicklung verdeutlicht werden: Der Anteil der Staatsausgaben (inkl. der Trans- 
ferausgaben) am Bruttosozialprodukt ist in vielen westlichen Industriestaa- 
ten über die letzten Jahre stark angestieaen; die Staatsquote beträgt heute 
z.B. in der Schweiz über 30%, in der Bundesrepublik Deutschland ther 40%, 
und in den meisten skandinavischen Ländern lieat der Anteil der gesamten 
Staatsausgaben noch weit über diesen Werten (BECK 1979). Auch der Anteil der 
Staatsbediensteten an der Gesamtbeschäftiaung hat in der letzten Zeit stark 
zugenommen: Waren 1960 in der Schweiz noch 6,3% im unmittelbaren Sffentli- 
chen Dienst (inkl. Militär, exkl. öffentliche Unternehmen) angestellt, so 
betrug dieser Anteil 1978 schon knapp über 10%. In der Bundesrepublik nahm 
der Anteil der öffentlich Beschäftigten von 8% (1960) auf 14,5% (1978) zu, 
und Schweden hatte über denselben Zeitraum aar einen Anstieg um 16 Prozent- 
punkte (auf rund 29% bis 1978) zu verzeichnen (MARTIN 1982). 


Auch in der wissenschaftlichen Diskussion wird der öffentlichen Verwaltung 
wieder vermehrt Aufmerksamkeit aeschenkt. In der traditionellen Sicht von 
Max WEBER wurde die staatliche Exekutive als idealtypisches und passives 
Ausführungsorgan der Anweisungen der politischen Auftraggeber gesehen. Diese 
Sichtweise wird von der ökonomischen Theorie der Politik! ausdrücklich ab- 
gelehnt. Es wird von dem ökonomischen Verhaltensmodell ausgegangen, nach dem 
die Akteure im gesamtgesellschaftlichen Prozess ihren eigenen Nutzen unter 
Nebenbedingungen zu maximieren suchen. In der Literatur der ökonomischen 
Theorie der Politik wird vorwiegend die Regierung betrachtet und untersucht, 


1) Für eine Übersicht siehe FREY (1977) und MUELLER (1979). 
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wie diese im wirtschaftspolitischen Prozess unter Berücksichtigung der Wie- 
derwahlrestriktion und anderer ökonomischer und politisch - institutioneller 
Einschränkungen ihre eigenen (ideologischen) Ziele zu verfolgen sucht. Die 
öffentliche Verwaltung wird in den Untersuchungen des Reqierungsverhaltens 
nicht als eigenständiger Entscheidungsträger berücksichtigt. In der ökono- 
mischen Theorie der Verwaltung", die sich als Teilgebiet der ökonomischen 
Theorie der Politik entwickelt hat, wird die staatliche Verwaltung hingegen 
explizit als aktiver Handlungsträger im wirtschaftspolitischen Entscheidungs- 
prozess einbezogen und es wird ebenfalls ein eigennutzorientiertes Verhalten 
unter Nebenbedingungen unterstellt. In diesen Ansätzen wird jedoch wiederum 
weitgehend von einem aktiven Verhalten der Regierung und des Parlaments ab- 
strahiert. Damit unterliegt die Öffentliche Verwaltung bei der Verfolgung 
ihrer eicenen Ziele keiner bindenden Einschränkung, und es wird befürchtet, 
dass sie sich zum Leviathan entwickelt (Leviathan - Modell). 


In der Literatur existieren bisher kaum Versuche, die Interaktion der poli- 
tischen und administrativen Entscheidunasträger näher zu untersuchen. Auch 
in dieser Arbeit ist eine solche Verbindung des Verhaltens der öffentlichen 
Verwaltung und der politischen Auftragaeber nicht beabsichtigt. Vielmehr 
wird der Schwerpunkt auf die Einbeziehung eines weiteren Sektors, der 
inoffiziellen Wirtschaft oder Schattenwirtschaft, gelegt. 


Die ökonomische Aktivität ausserhalb der offiziellen Wirtschaft umfasst Tä- 
tigkeiten der Eigenfertigung und Selbstversorgung in den privaten Haushalten, 
Nachbarschaftshilfe, Selbsthilfeorganisationen, Alternativökonomien ia, 

Zu der Schattenwirtschaft (im engeren Sinn) zählen hingegen nur jene Tätig- 
keiten, die zur Wertschöpfung im Sinne der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung beitragen, aber nicht in den offiziellen Statistiken erfasst werden. 
Kennzeichnend für diesen Bereich ist, dass ein Zugriff für den Fiskus und 
andere staatliche Eingriffe nur erschwert möglich sind. Aus dieser Aussage 
lässt sich ein Zusammenhang zwischen der zunehmenden Einflussnahme der öf- 
fentlichen Verwaltung und der Entwicklung der Schattenwirtschaft ableiten: 
Die privaten Haushalte und Unternehmen stellen die Ressourcen zur Verfiigung, 
die zur Finanzierung des Öffentlichen Sektors benötigt werden. Diese Ressour- 
cen sind jedoch nicht unabhängig von dem Verhalten der staatlichen Admini- 


1) Vgl. BLANKART (1975), ORZECHOWSKI (1977) und ROPPEL (1979). 
2) Vgl. hierzu u.a. WEISBROD (1977) und BADELT (1980). 
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stration: Fühlen sich die Privaten übermässig von der öffentlichen Verwal- 
tung belastet, werden sie versuchen, ihre Aktivitäten aus der offiziellen 
Wirtschaft abzuziehen und in den unbesteuerten und unreglementierten Sektor 
zu verlegen. Die besteuerbare Basis nimmt damit ab und der öffentlichen Ver- 
waltung wird die Grundlage ihrer Existenz - die Steuereinnahmen - entzogen. 
Es ergeben sich endogene Grenzen für das Wachstum der staatlichen Verwaltung. 


Diese Möglichkeit einer endogenen Kontrolle der öffentlichen Verwaltung 
durch die Abwanderung der Privaten in die Schatterwirtschaft steht im Mittel- 
punkt dieser Arbeit. In TEIL I werden verschiedene Ansätze zur Erfassung der 
öffentlichen Verwaltung vorgestellt; die Auswahl beschränkt sich dabei auf 
einige wesentliche Ansätze innerhalb der ökonomischen Theorie der Verwaltung, 
die das Verhalten der staatlichen Administration, gegeben aus den Präferenzen 
und Einschränkungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst, in den Vorder- 
grund stellen und analysieren. Die vorliegenden Untersuchungen über das Ver- 
halten der staatlichen Exekutive werden insbesondere daraufhin diskutiert, 
welche Möglichkeiten und Anreize sich für eine verstärkte (exogene) Kon- 
trolle der öffentlichen Verwaltung im wirtschaftspolitischen Prozess, etwa 
durch die anderen, nicht - administrativen Entscheidungsträger, ergeben. An- 
hand eines Drei - Sektoren - Modells wird in TEIL II die Interaktion zwischen 
dem offiziellen privaten Arbeitssektor, dem öffentlichen (Verwaltungs-) Sektor 
und der Schattenwirtschaft analysiert und mögliche endogene Grenzen der Aus- 


weitung der staatlichen Verwaltung abgeleitet. 


In den folgenden Ausführungen wird versucht, diesen theoretisch abgeleiteten 
Zusammenhang zwischen der Belastung des privaten Sektors durch die Tätigkeit 
der öffentlichen Administration und der Grösse der Schattenwirtschaft empi- 
risch zu untermauern. Das Problem besteht allerdings darin, dass die Aktivi- 
tät in der verborgenen Wirtschaft nicht direkt beobachtbar und daher einer 
quantitativen Erfassung erschwert zugänglich ist. Dennoch gibt es eine Reihe 
von direkten und indirekten Methoden, mit denen die inoffizielle Tätigkeit 
in der Literatur zu erfassen gesucht wird. Diese Methoden und die Schätzun- 
gen für die Grösse der Schattenwirtschaft in verschiedenen Ländern und über 
die Zeit werden in TEIL III vorgestellt. Die Ergebnisse weisen darauf hin, 
dass die verborgene Aktivität, gemessen anhand des in der Schattemwirtschaft 
erarbeiteten Sozialprodukts im Vergleich mit dem offiziell gemessenen Brutto- 
sozialprodukt, in den meisten Ländern heute ein beträchtliches Ausmass er- 


reicht hat. Die Anzahl der Beobachtungen ist jedoch beschränkt , und die 
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Schätzungen sind zum Teil nicht vergleichbar oder nicht unabhängig von der 
zu testenden Theorie erhoben, so dass eine direkte empirische Überprüfung 
des postulierten Zusammenhangs mit Hilfe der üblichen statistischen Schätz- 
verfahren nicht möglich ist. Es muss auf andere Verfahren zurückgegriffen 


werden. 


In TEIL IV.1. werden verschiedene Einflussfaktoren identifiziert, die An- 
reize für eine Abwanderung in die inoffizielle Wirtschaft setzen. Anhand 
von Plausibilitätsüberlegungen in Bezug auf die relative Gewichtung der 
Einflussfaktoren wird die (relative) Grösse der Schattenwirtschaft in 17 
OECD Ländern für das Jahr 1978 bestimmt (LPI-Methode, TEIL Iv.2.). Mit 
Hilfe eines Verfahrens zur Analyse von "unbeobachtbaren Variablen’ (LISREL) 
wird aus der strukturellen Beziehung zwischen den Einflussfaktoren, der 
Schattenwirtschaft und deren Indikatoren auf die theoretische Grösse, den 
Umfang der inoffiziellen Wirtschaft, geschlossen. Das Verfahren erlaubt 
ausserdem, die in dem theoretischen Modell aufgestellte Hypothese eines 
positiven Zusammenhangs zwischen der Belastung des privaten Sektors durch 
die öffentliche Verwaltung und der Grösse der Schattenwirtschaft auf ihre 
empirische Haltbarkeit zu testen (TEIL IV.3.). 


Zum Abschluss werden die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung zusammen- 


gefasst und mögliche Verbesserungen und weitere Forschungsbedürfnisse auf- 


gezeigt. 
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TEIL I: Verhaltensmodelle der öffentlichen Verwaltung: 
Ist eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung möglich ? 


In der Öffentlichkeit wird in den letzten Jahren zunehmend über die öffent- 
liche Verwaltung geklagt. Fehlende Bürgemähe, die Flut von Gesetzen und 
Verordnungen und eine immer unverständlichere Amtssprache werden ihr ebenso 
vorgeworfen wie das anhaltende Wachstum der Staatsausgaben und der öffent- 
lich Beschäftigten, zunehmende Steuerbelastung und die Trägheit und In- 
effizienz bei der öffentlichen Leistungserstellung. Einer SINUS-Umfrage 
zufolge, die 1978 unter der Wahlbevölkerung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durchgeführt wurde, kritisieren beispielsweise rund 80% der Befragten 
die Unverständlichkeit und das Amtsdeutsch der öffentlichen Verwaltung und 
nahezu 70% halten diese für ineffektiv (SINUS 1978). JAMES und LEWIS (1977) 
untersuchen die britische Steuergesetzgebung auf ihre Verständlichkeit , 
und LEWIS folgert daraus, dass "clearly, there is an urgent need for 
simplification." (LEWIS 1979a, S.377). Nach LOHMAR wird der einzelne zu- 
sehens vom "mündigen Bürger’ zum ’verwalteten Jemand’ degradiert, und er 
spricht gar von einem "neuen Klassenkampf der öffentlichen Hand gegen die 
private Gesellschaft" (1978, S.144). Auch in den politischen Reihen werden 
vermehrt Forderungen laut: Es werde höchste Zeit, die ‘Entbiirokratisierung’ 
einzuleiten (GEISSLER 1978), den ’Amtsschimmel abzusatteln’ (PREJEL 1979) 
oder dem Staat eine ’Schlankheitskur’ zu verpassen (ZUBER 1979). Es wird 
vor allem aber auch befürchtet, dass die Grenzen bereits überschritten und 
die öffentliche Administration nicht mehr zu kontrollieren und ihre Aus- 
dehnung nicht mehr zu bremsen sei. 


Auch in der Wissenschaft findet die öffentliche Verwaltung wieder vermehrt 
Beachtung. Zwar war die staatliche Exekutive schon sehr früh Gegenstand 
ausführlicher Abhandlungen - erwähnt seien hier nur die Arbeiten von Max 
WEBER. Doch wurde in ihr ein ’Handlanger’ der politischen Entscheidungs- 
träger gesehen, die in ihrer (passiven) Vertreterrolle der Regierung die ge- 
sellschaftliche Wohlfahrt zu maximieren hilft. Der Ansatz der ökonomischen 
Theorie der Verwaltung, die sich seit Mitte der 60er Jahre entwickelt hat, 


unterscheidet sich wesentlich von dieser - in der politikwissenschaftlichen 
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und soziologischen Literatur noch heute weit verbreiteten! - idealistischen 
Betrachtungsweise der staatlichen Verwaltung. Vor allem ist es eine positive 
Theorie, die das tatsächliche Verhalten der öffentlichen Verwaltung zu er- 
klären sucht (vgl. NISKANEN 1971). 


Ausgangspunkt der ökonomischen Theorie der Verwaltung ist das ökonomische 
Verhaltensmodell: Es wird für die staatliche Exekutive, ebenso wie für alle 
anderen Akteure, unterstellt, dass sie ihren eigenen Nutzen unter Berück- 
sichtigung ihrer Einschränkungen zu maximieren sucht, und sie wird explizit 
als aktiver Entscheidungsträger im gesamtgesellschaftlichen Prozess berück- 
sichtigt. Mit Hilfe von Annahmen über die Präferenzstruktur und unter 
Berücksichtigung der spezifischen Einschränkungen für die öffentliche Ver- 
waltung wird das beobachtete Verhalten ("revealed behaviour") untersucht; 
das Interesse richtet sich dabei (wie allgemein in der ökonomischen Be- 
trachtungsweise) nicht primär auf eine inhaltliche Ausfüllung der Nutzen- 
funktion, sondern auf die Frage, wie sich Änderungen in den Einschränkungen 
auf das beobachtete Verhalten auswirken, Dies ermöglicht die (theoretische) 
Ableitung von Hypothesen und macht die Analyse einer empirischen Testung 
zugänglich. 


Diese Art von analytischer Betrachtung unterscheidet diesen Ansatz wiederum 
von einer Fülle von Arbeiten, die im Anschluss an das 'Gesetz’ von Adolph 
WAGNER entstanden sind. In der Diskussion um das Gesetz der wachsenden 
Staatstätigkeit wurde anhand von Zeitreihen und Querschnittsvergleichen für 
die verschiedensten Länder versucht, die von WAGNER postulierte Zunahme der 
Staatsquote (Staatsausgaben als Anteil am Bruttosozialprodukt) ‘nachzuwei- 


, 3 
sen’, 


1) Einen Überblick geben z.B. SCHMID und TREIBER (1975) und HÄUSSERMANN 
(1977). 


2) Für eine ausführliche Diskussion des Modells des "homo oeconamicus" und 
seine Anwendung in verschiedenen Bereichen siehe FREY (1980a). 

3) Eine Übersicht geben beispielsweise TIM (1961), PRYOR (1968), BIRD 
(1971) und BLANKART (1977). 
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Abgesehen davon, dass diese Ergebnisse zumindest für die neuere Zeit frag- 
lich sindl, wird faktisch in dem Wagner’schen Gesetz wie auch in vielen 
anderen 'Gesetzen’ zur Staatstätigkeit? nur eine Behauptung auf Grund 
einer beobachteten Entwicklung aufgestellt, aber es wird keine Theorie 
geliefert, aus der testbare Hypothesen abgeleitet werden könnten, die 
dann einer eigentlichen empirischen Überprüfung zugänglich wären. Es kann 
also weder ein Test noch eine Prognose durchgeführt werden (SCHMIDT 1965, 
BIRD 1971). 


Es gibt eine Reihe von Gründen, auf die eine Zunahme der Staatsausgaben 
zurückzuführen ist; so werden in der Literatur etwa sozio-Gkonomische Er- 
klärungsvariablen angeführt, wie das Pro-Kopf-Einkommen, der Urbanisierungs- 
grad, die Bevélkerungsdichte und Bevölkerungszahl, demographische Faktoren 
wie die Altersstruktur der Bevölkerung, der Frauenanteil an den Erwerbs- 
personen, geographische Mobilität, technologischer Wandel und Variablen 

wie die Steuerbasis und der Steuersatz.” BAUMOL (1967) führt das Staats- 
ausgabenwachstum auf die Kostenexplosion im staatlichen Sektor zurück; 


1) Beispielsweise stellt BIRD (1979) für Kanada keinen solchen Zusammenhang 
fest, auch wenn er 1971 noch bekennt, dass "on the whole, however, the 
evidence, such as it is, must be considered mildly favourable to Wagner’s 
Law." (BIRD 1971, S.9). 

Morris BECK weist in seinen Arbeiten darauf hin, dass die Zunahme der 
Staatsausgaben in den letzten Jahren vor allem auf den Anstieg in den 
Transferausgaben und nicht der (die Ressourcen einer Volkswirtschaft be- 
anspruchenden) Ausgaben für Güter und Dienstleistunaen zurückzuführen ist. 
Ausserdem zeigt die mit einem entsprechenden Preisindex deflationierte 
reale Staatsquote weit geringere Wachstumsraten auf; in 8 (von 13) Ländern 
nahmen die realen staatlichen Ausgaben für Güter und Dienste gar ab 
(BECK 1976,1979). 

HELLER (1981) stellt diese Ergebnisse von BECK wiederum in Frage: Er 
interpretiert die reale Belastung der Staatsausgaben von der Sicht der 
Steuerzahler aus und berechnet den Preisindex für deren Opportunitäts- 
kosten (= Deflator der privaten Konsumausgaben des ‘durchschnittlichen’ 
Steuerzahlers) und nicht die staatlichen Konsumausgaben wie bei BECK. 

Nach dieser Berechnungsweise ist der reale Anteil der öffentlichen Konsum- 
und der gesamten Staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt in allen von BECK 
untersuchten Ländern über den Beobachtungszeitraum (1950-77) gestiegen. 


2) Z.B. der "displacement effect" von PEACOCK und WISEMAN, das Gesetz der 
"progressiven Parallelität von Staatsausgaben und Bevölkerungsmassierung" 
von BRECHT, das POPITZ’sche Gesetz der "Anziehungskraft des zentralen 
Budgets" (vgl. LITIMANN 1977); aber auch neuere Varianten wie die BECK- 
Hypothese "that, in real terms, the era of public sector growth in most 
developed economies may have ended" (BECK 1976, S.15), oder die Drei- 
Stufen-Variante des Wagner’schen Gesetzes - ein Abnahme-Zunahme-Abnahme 
Zyklus - von HERBER (1967). 


3) Vgl. als eine der ersten Arbeiten: PABBICNIHAARS2) . Mürgeine echt 
siehe z.B. BAHL (196Pbwnloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
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diese resultiert daraus, dass im öffentlichen Sektor vorwiegend Dienst- 
leistungen angeboten werden, deren Produktivitätsentwicklung derjenigen im 
privaten Sektor hinterherhinkt. Vor allem von den Politikwissenschaftlern 
und Soziologen wurde die Auswirkung von politischen und institutionellen 
Strukturvariablen - wie Indikatoren bzgl. des Ausmasses des Parteienwett- 
bewerbs oder der Wahlergebnisse - auf die Entwicklung der Staatstätigkeit 
untersucht. ! 
Die ökonomische Theorie der (öffentlichen) Verwaltung führt demgegenüber das 
Wachstum der Staatsausgaben auf das aktive, eigennutzorientierte Verhalten 
der staatlichen Administration zurück, welches durch die politischen, insti- 
tutionellen und ökonomischen Nebenbedingungen mitbestimmt wird. Das Ver- 
halten der in einer Verwaltung Beschäftigten wird einmal in Bezug auf die 
Organisationsstruktur innerhalb der bürokratischen Einheit - dem Innenver- 
hältnis - analysiert (vgl. WILLIAMSON 1964, TULLOCK 1965 und DOWNS 1967); 

da in dieser Hinsicht zwischen der staatlichen und einer privaten Verwaltung 
kein wesentlicher Unterschied besteht, treffen die Ergebnisse weitgehend 
auch auf biirokratische Organisationen in der Privatwirtschaft zu. Zum ande- 
ren wird das Aussenverhältnis, dh. die Interdependenz der öffentlichen Ver- 
waltung vor allem mit den politischen Auftraggebern, der Regierung und dem 


Parlament, untersucht. 


I.1. Ökonomische Theorie der Verwaltung“ 


I.1.1. Innenverhältnis 


Innerhalb der Theorie der Firma wurde erstmals darauf hingewiesen, dass 
sich die Anreizstrukturen in einer produzierenden Einheit, die nicht vom 
Eigentümer selbst kontrolliert wird, wesentlich von denjenigen in einer vom 
Eigentümer kontrollierten Unternehmung unterscheiden. Die Nutzenfunktion 
eines Managers beinhaltet Argumente wie das persönliche Einkommen, den Grad 
der Einflussnahme und Macht innerhalb der Unternehmung, gesellschaftliches 
Ansehen u.a., die dem primären Ziel der Gewinnmaximierung des Unternehmers, 


oder allgemeiner der Maximierung des Firmenwertes, zum Teil entgegengerich- 


1) Siehe z.B. HOFFERBERT (1972) für eine Übersicht. 
2) Eine Übersicht geben BLANKART (1975), ORZECHOWSKI (1977) und ROPPEL 
(1979). 
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tet sina. | 
Das Verhalten eines Beschäftigten in der privaten und öffentlichen Ver- 
waltung lässt sich mit dem eines Managers vergleichen: Da er an der erar- 
beiteten Rente (dem Gewinn bzw. Firmenwert) nicht beteiligt ist und sich 
diese folglich nicht aneignen kann, hat er keinen Anreiz, die angestrebte 
Dienstleistung möglichst effizient zu erstellen.” Auch in die Nutzenfunktion 
des Beamten gehen die verschiedensten Argumente ein: Er wird sein persön- 
liches, sowohl direktes monetäres als auch sein imdirektes Einkommen in Form 
von Vergünstigungen und Annehmlichkeiten seine Macht und Prestige und seine 
Sicherheit zu maximieren suchen (DOWNS 1967). KOHN (1973) weist darauf hin, 
dass zwei Arten von Nichtprofitunternehmen in diesem Zusammenhang zu unter- 
scheiden sind: In einer von einem Spezialisten geleiteten Nichtprofitunter- 
nehmung richtet sich dessen Zielgrösse an der beruflichen Spitzenleistung 
("professional excellence") aus, die mit den Motiven Macht, Status und 
Prestige gekoppelt ist. In einer ’passiven’ Unternehmung, in der die Auf- 
gabe in Routinearbeiten besteht, tritt hingegen die "quiet-life" Zielsetzung 
an die Stelle der "professional excellence": Der öffentlich Bedienstete wird 
bestrebt sein, sein Konfliktpotential mit dem Vorgesetzten und/oder der 
Klientele möglichst niedrig zu halten, um ein ungestörtes (Arbeits-) Leben 
führen zu können. 


Daraus ergeben sich bestimmte Verhaltensweisen in einer bürokratischen Or- 
ganisation: Der Beschäftigte wird versuchen, möglichst weit in der Pyramide 
der Verwaltungshierarchie aufzusteigen, z.B. indem er die Zahl der Unter- 
gebenen ausweitet, um sein Einkommen, seine Macht und sein Prestige zu er- 
j Auf Grund unvollkommener Information innerhalb der Verwaltung und 
des Informationsmonopols aeaenüber seinem Vorgesetzten ist es dem Beamten 


höhen. 


malich, über bewusste Zurückhaltung und Verzerrung von Informationen einen 
Aufstieg innerhalb der hierarchischen Struktur anzustreben (TULLOCK 1965). 


1) Vgl. WILLIAMSON (1964), der auch eine tabellarische Übersicht der Ziel- 
funktion eines Managers in der Literatur der "managerial discretion 
theory" gibt, und KOHN (1973). 

Zur Entwicklung der Unternehmenstheorie siehe ALCHIAN und KESSEL 
(1962) und ALCHIAN (1965). 


2) Vgl. hierzu auch den Ansatz der Theorie der Eigentumsrechte, z.B. DEMSETZ 
(1967) « 


3) Diese Art des autonomen Wachstums und des Nicht-mehr-Absterbens der büro- 
kratischen Organisation wurde bereits in den 50er Jahren bekannt als das 


Parkinson’sche Gesetz (PARKINSON 1957). 
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Eine vom Allgemeinwohl abweichende Zielfunktion ist jedoch irrelevant, 
sofern der einzelne Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung (oder zu- 
mindest der Chefverwalter) über keinen freien Spielraum zur Verfolgung 
seiner eigenen Ziele verfügt. In der klassischen Bürokratietheorie wird 
der hierarchische Aufbau einer Verwaltungsorganisation als geeignetes 
(ideales) Anweisungs- und Kontrollsystem gesehen, welches keine solchen 
Handlungsspielräume offen lässt. Doch ist diese Sichtweise unrealistisch: 
Es existieren relevante Freiräume für die Beschäftigten in der Ver- 


waltung, die auf Unvollkammenheiten im Anweisunas-, im Kontroll- und im 


Anreizsystem zurückgeführt werden können (ROPPEL 1979). Die Komplexität 

des Systems, bedingt durch die starke Arbeitsteilung und Spezialisierung 
auf den einzelnen Hierarchiestufen, führt zu Intransparenz und Inflexibi- 
lität in der Entscheidungsfindung und der Ausführung der Anweisungen von 
Parlament und Regierung; sie erschwert zusätzlich eine Kontrolle, die 
meist auch nicht über den Marktmechanismus geregelt werden kann, da die 
angebotenen Leistungen häufig Kollektivguteigenschaften aufweisen. Auch 

die Möglichkeiten, über Sanktionen und Belohnungen im öffentlichen Sektor 
Anreize zu setzen, sind stark eingeschränkt. Beispielsweise werden in der 
Bundesrepublik Deutschland die staatlich Beschäftigten über die 'altherge- 
brachten Grundsätze des Berufsbeamtentums’ und des ’Sozialstaatprinzips’ 
gegen Unsicherheit und leistungsgemässe Anforderungen weitgehend geschützt; 
durch die Anstellung auf Lebenszeit der Beamten, die Alimentationspflicht des 
Dienstherrn (dh. standesgemässe und nicht leistungsgerechte Vergütung), das 
Laufbahnprinzip und die Befreiung von Altersvorsorge und Arbeitslosenver- 
sicherung werden den öffentlich Bediensteten Privilegien eingeräumt, die 


eher das Anspruchsverhalten als die Leistungsorientierung fördern. 


Es wäre jedoch falsch anzunehmen, der Beschäftigte in der öffentlichen Ver- 
waltung sei per se ein anderer oder gar schlechterer Mensch als die Be- 
völkerung allgemein. Vielmehr wird sich im allgemeinen jeder beliebige 
Mensch unter den im Öffentlichen Dienst gegebenen institutionellen Bedin- 
gungen genauso verhalten wie der staatlich Beschäftigte: "Der Beamte an 
sich - Ausnahmen mögen die Regel bestätigen - ist weder fauler noch fleis- 
siger als sein Berufskollege in der privaten Unternehmung. (...) Nicht weil 
der Beamte schlecht ist (wir verfügen im Gegenteil auf allen Stufen über 
gut qualifizierte öffentlich Bedienstete), sondern weil der Staatsapparat 
dazu neigt, in Trägheit und Kompliziertheit zu erstarren, müssen Wirtschaft- 
lichkeit und kostenbewusstes Denken soweit möglich erzwungen werden." 


(LETSCH 1975, 8.24). 
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I.1.2. Aussenverhältnis 


Betrachtet wird vorwiegend das Output- und Produktionsverhalten der öffent- 
lichen Verwaltung mit dem Ziel, Ansatzpunkte für eine Steigerung der Effi- 
zienz in der staatlichen Leistungserstellung zu gewinnen. In den zwei para- 
digmatischen Modellen von NISKANEN (Modell der Budgetmaximierung) und von 
MIGUE und BELANGER (Modell der Maximierung des Budgets und des diskretionä- 
ren Spielraums) wird davon ausgegangen, dass die öffentliche Verwaltung 
keiner wesentlichen Kontrolle bzw. Einschränkung unterliegt. Im Extrem 
wird die staatliche Exekutive als Leviathan gesehen, ein Bild, dem gerade 
in letzter Zeit viele Autoren zustimmen: "The checks of government expan- 
sion no longer seem to exist. The Leviathan-state is the reality of our 
time. I state this for the U.S. with certainty; I doubt that many of you 
would disagree conceming the U.K." (BUCHANAN 1978, S.16; 1975). 


a. Modell der Budgetmaximierung 


Betrachtet wird ausschliesslich die Beziehung zwischen der Öffentlichen 
Verwaltung und ihren politischen Auftraggebem, der Regierung und dem Par- 
lament in einer repräsentativen Demokratie: NISKANEN (1971,1975) interpre- 
tiert in seinem Modell der Budgetmaximierung dieses Verhältnis als bilate- 
rales Monopol: Die Öffentliche Verwaltung ist alleiniger Anbieter von 
staatlich finanzierten Gütern und Dienstleistungen. Die Araımente in der 
Nutzenfunktion eines Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung stehen - 
so NISKANEN - in positiver Beziehung zu dem verfügbaren Budget der Verwal- 
tungseinheit. Die Beamten maximieren folglich ihren Nutzen, indem sie soviel 
an Output produzieren, bis das grösstmögliche Budget ausgeschöpft ist 
(Budgetmaximierungshypothese) | Da der einzelne Beamte keine Möglichkeit 
hat, sich auch nur einen Teil des fiskalischen Residums (der Differenz 
zwischen den öffentlichen Mitteln zur Finanzierung der staatlichen Leistung 
und den Minimalkosten der Erstellung dieser Leistung) anzueignen, ist es 
für die Öffentliche Verwaltung vorteilhaft, als Optionsfixierer gegenüber 


1) Es handelt sich hier nicht um eine gewinnmaximierende Monopolsituation, 
sondern um ein Bedarfsdeckungs- oder Versoraungsmonopol: Für den Ver- 
sorgungsmonopolisten ist es qünstiger, die Produktion über die Wettbe- 
werbsmenge hinaus auszudehnen, während der gewinnmaximierende Monopolist 
die angebotene Menge einschränkt. Vgl. ROPPFL (1979, S.41-42). 
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der Regierung und dem Parlament aufzutreten: Sie bietet den politischen 
Auftraggebern alternative Outputmengen zu einem jeweils bestimmten Gesamt- 
budget an und stellt sie vor einen Alles - oder - Nichts Entscheid. Da sich 
die Regierung und das Parlament in dem Modell von NISKANEN ansonsten jedoch 
passiv gegenüber der Öffentlichen Verwaltung verhalten, ist es im Grunde 
zutreffender, von einem Monopol der staatlichen Exekutive gegenüber ihren 


Auftraggebern denn von einem bilateralen Monopol zu sprechen. 


Dies kann anhand der Figur I-l verdeutlicht werden: In der Graphik ist 
auf der Ordinate der Output der öffentlichen Verwaltung abgetragen. Auf 
der Abszisse ist in der oberen Figur die Höhe des Budgets bzw. der Kosten 
(gesamt und marginal), in der unteren Fiqur das fiskalische Residuum abge- 
tragen. Eine budgetmaximierende öffentliche Verwaltung a la NISKANEN wird 
nicht die Menge Q bereitstellen, bei der die Grenzkosten gerade dem Grenz- 
nutzen (dh. der marginalen Budget-Output-Beziehuna für die politischen 
Auftraggeber) entsprechen und das fiskalische Residuum seinen Maximalwert 
erreicht. Sie wird vielmehr die gesamte Konsumentenrente ABC (bzw. das ge- 
samte fiskalische Residuum) zur Finanzierung zusätzlicher Outputeinheiten 
verwenden und die Menge Q, erstellen (ABC = CDE). Damit wird das gesamte 
verfücbare Budget ausgeaeben und, in diesem Fall, im Vergleich zur pareto- 
optimalen Ausbringung Q, die doppelte Outputmenge angeboten. Die Leistungs- 
erstellung erfolot zwar auf dem Minimalkostenniveau, dh. es wird effizient 
produziert (X-Effizienz) ; es besteht jedoch Ineffizienz in der Allokation. 


b. Modell der Maximierung des Budgets und des diskretionären Spielraums 


Gegen das Modell der reinen Budgetmaximierung kann eingewendet werden, dass 
die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung neben dem Ziel der Aus- 
weitung des Budgets auch Präferenzen bezüglich der Verwendung des fiskali- 
schen Residuums haben, wie dies von WILLIAMSON (1964) für nicht-staatliche 
Verwaltungen formuliert wurde. Ausserdem wird bemängelt, dass die Beamten 
keine Möglichkeit haben, sich zumindest einen Teil des fiskalischen Resi- 
duums anzueignen - etwa in Form einer komfortableren Büroausstattung oder 
eines grösseren Dienstwagens u.a. In dem Modell der Optimierung des Budgets 
und des diskretionären Spielraums werden diese Punkte von MIGUE und BELANGER 
(1974) berticksichtiat. 
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Figur I-l 
Modelle zum Outputverhalten der öffentlichen Verwaltuna: 


Budgetmaximierung und Maximierung des diskretionären Spielraums 
nach NISKANEN und MIGUE und BELANGER. 


K 
| Gesamtkosten 
Budget 
Kosten 
Ry Budget- 
Output- 
Beziehung 
B 
Grenzkosten 
marginale 
A Budget -Output- 
E Beziehung 
t 
O ; Q n Q, 4 Output Q 
Fiska- 
lisches 
Residuum 
FR 


T= 0(Q,FR) 


Quelle: POMMEREHNE, Werner W. (1979), Ökonomische Theorie der 
Bürokratie. In: GEIGANT, Bernd et.al. (Hrsg.), Lexikon der 
Volkswirtschaftslehre. Verlag Moderne Industrie, Minchen, 

S. 106-107 
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Dies kann wiederum anhand Figur I-1 erläutert werden: Die Präferenzen der 
Beschäftigten in der staatlichen Verwaltung hinsichtlich eines grossen 
Budgets als auch eines weiten diskretionären Spielraums werden anhand der 
Indifferenzkurve I zwischen Output Q und fiskalischem Residuum FR in der 
unteren Graphik dargestellt. Es wird die Menge OB produziert bei einem 
fiskalischen Residuum von FRup’ wobei FRup das Ausmass angibt, in dem zu 
höheren als den minimalen Kosten produziert wird. Die bereitgestellte Out- 
putmenge ist geringer als im Fall der reinen Budgetmaximierung, aber grös- 
ser als im Paretooptimm ( Q< Op‘ On und 0< FRynS FRuny) . In der Folge 
dieses Verhaltens der öffentlich Bediensteten entsteht Ineffizienz in der 
Allokation und in der Produktion. 


Eine Überprüfung der Hypothese der Produktionsineffizienz ist leichter mög- 
lich als ein Test auf Ineffizienz in der Allokation von öffentlichen Gütern 
und Dienstleistungen; es liegen daher für erstere auch eine grössere Zahl 
an empirischen Studien vor. Ein Vergleich der relativen Effizienz bei 
öffentlicher und privater Leistungserstellung ist nur möglich, sofern hamo- 
gene Güter untersucht werden (z.B. DAVIES 1971). Andernfalls müssen Unter- 
schiede in der Qualität der bereitgestellten Güter und Dienstleistungen 
sorgfältig erfasst und mittels einer multiplen Regressionsanalyse konstant 
gehalten werden (vgl. beispielsweise POMMEREHNE 1976). Eine Übersicht über 
die empirischen Untersuchungen in verschiedenen Dienstleistungsbereichen, 
z.B. der Müllentsorgung, der Elektrizität u.a., geben BORCHERDING, EUSH und 
SPANN (1977) und BLANKART (1975, 1980) ; einen Vergleich verschiedener Stu- 
dien für eine Reihe von Ländern und Bereiche führen BORCHERDING, POMMEREHNE 
und SCHNEIDER (1982) durch. Insgesamt kommen nahezu alle Studien zu dem 
Ergebnis, dass die private Produktion in den ausgewählten Bereichen kosten- 


günstiger durchgeführt werden kann als die öffentliche Erstellung. 


c. Kritik und Erweiterung der Grundmodelle 


Die beiden genannten Modelle des Verwaltungshandelns werden vor allem da- 
raufhin kritisiert, dass die Regierung und das Parlament nicht als passive 
Geldgeber betrachtet werden können, sie werden sich vielmehr ebenfalls als 
Nutzenmaximierer unter Einschränkungen verhalten und sich an einem ökono- 
mischen Entscheidungskalkül ausrichten. Sie werden die öffentliche Verwal- 
tung soweit kontrollieren, bis der Nutzen aus dieser Aktivität genau den 
eingesetzten Ressourcen (Kosten) entspricht (vgl. BRETON und WINTROBE 1975). 
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In Figur I-2 ist in den oberen zwei Teilgraphiken (a) und (b) das Angebots- 
verhalten der öffentlichen Verwaltung im Pareto-Optimum (Q, pt? . bei Budget- 
maximierung (Q) und bei Maximierung des Budgets und des diskretionären 
Spielraums nach MIGUE und BELANGER (Qu) dargestellt (vgl. Figur I-1). In 
dem Modell von MIGUE und BELANGER liegt die Grenzkostenkurve auf Grund der. 
angenommenen Ineffizienz in der Produktion (neben Allokationsineffizienz) 
über der Minimalkostenkurve (GK, > GK in) : 


Für das Verhalten der regierenden politischen Führung wird unterstellt, dass 
sie ein optimales Angebot an öffentlichen Leistungen anstrebt, dh. es soll 
zu Minimalkosten produziert werden und die Grenzkosten sollen der Summe der 
Grenznutzen entsprechen; dies gilt für die Menge Coot? bei der die Konsumen- 
tenrente der Regierung und des Parlaments maximiert wird. BRETON und WIN- 
TROBE stellen dem von der Regierung angestrebten Output die von der öffent- 
lichen Verwaltung präferierte Menge entgegen, die sich aus dem Schnittpunkt 
der Indifferenzkurve I (Präferenz für ein hohes Budget und einen grossen 
diskretionären Spielraum) mit der Kurve des fiskalischen Residuums in Ab- 
hängigkeit von der Outputmenge ergibt: Die öffentliche Verwaltung bietet die 
Menge OB an bei einem Budget von OBEQ ur (Geldeinheiten) . 


Im unteren Teil der Figur I-2 (c) sind die Grenzkosten und Grenznutzen des 
Einsatzes von Kontrolleinrichtungen in Abhängigkeit von der jeweiligen Menge 
abgetragen. Der Grenznutzen einer zusätzlichen Kontrolltätigkeit nimmt mit 
der Höhe der eingesetzten Kontrolleinrichtungen ab. Die Fläche unter der 
Grenznutzenkurve (schraffiert) stellt den maximal erreichbaren Nutzen dar, 
den die Regierung realisieren kann, oder umgekehrt den Verlust, den sie hin- 
nehmen muss, wenn ihr keine Kontrollmassnahmen zur Verfügung stehen oder die 
Kosten einer Kontrolle zu hoch sind (die Grenzkostenkurve liegt im letzteren 
Fall bereits im Schnittpunkt mit der Abszisse über der Grenznutzenkurve) . 


Für die Regierung ist es vorteilhaft, die Kontrolltätigkeit bis K auszu- 
weiten, dh. bis die Grenzkosten dem Grenznutzen entsprechen. Die Gesamt- 
kosten der Kontrolltätigkeit belaufen sich auf OKIG, die Budgetforderungen 
der öffentlichen Verwaltung werden entsprechend um OKIH (Geldeinheiten) ge- 
kürzt. Die (’gleichgewichtige’) Budgethöhe beträgt OADO_ Fe + KIL (Betrag, 
der sich für die Regierenden nicht zu kontrollieren lohnt) oder OBEQ 5 
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Figur _I-2 
Modell des Outputverhaltens der öffentlichen Verwaltung 
unter Berücksichtigung des Finsatzes von Kontrolleinrichtungen 


durch die politischen Auftraggeber. 


Grenz- 
-kosten 
-nutzen 
Cc GK, 
Kin. 
B 
A Grenznutzen bzw. 
marginale Budget- 
(a) Out put-Bez iehung 
Q 
(0) Angebot an 
öffentlichen 
Fiska- Leistungen 
lisches 
Residuum 
FR 
I= U(Q,FR) 
(b) 
Q Q 
opt. Is Qy Angebot an 
öffentlichen 
Grenz- 
skošteñ Leistungen 
-nutzen 
der G } 
Kontrolle ten 
I 
G 
(c) Grenznutzen 
(e) K L Einsatz von 
Kontrolleinrichtungen 


Quelle: ROPPEL, Ulrich (1979), Ökonomische Theorie der Bürokratie. 
Haufe, Fre /Br., S. 181. 
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(Budgetforderung der öffentlichen Verwaltung) abzüglich OKIH (Petrag, der 
der öffentlichen Verwaltung auf Grund der Kontrolle nicht zur Verfügung 
steht). Der Zuwachs der Rente für die Regierung und das Parlament beträgt 
GIH. 


Durch den Einsatz von Kontrolleinrichtungen versucht. die Regierung, der 
staatlichen Administration zumindest einen Teil ihrer Monopolrente abzuge- 
winnen ("rent seeking") }. Es kann fiir die politischen Auftraggeber aber auch 
von Vorteil sein, eine Koalition mit der öffentlichen Verwaltung einzugehen, 
um ihre eigenen Ziele besser zu erreichen (NISKANEN 1975). Sie wird auf eine 
Kontrolltätigkeit verzichten, wenn die Kosten der Kontrolle sehr arosse Auf- 
wendungen und Anstrengungen benötigt, der Nutzen im Verqleich dazu jedoch 
gering ist. 


Das Modell der inkrementellen Budgetzuschläge von WILDAVSKY (1964) geht von 
der Annahme aus, dass die staatliche Verwaltung die Kontrollfunktion der 
Regierung und des Parlaments bei ihrem Verhalten in Rechnung stellt. Sie 
wird daher versuchen, Budgetforderungen ‘in kleinen Schritten’ durchzubrin- 
gen, um grössere Konflikte mit den übergeordneten Entscheidungsträgern zu 
vermeiden und trotzdem ihrem Streben nach einer Ausweitung des Budgets nach- 
zukommen. Diese Hypothese der inkrementellen Budgetausweitung wurde in ejner 
Reihe von Studien empirisch untersucht; allerdings können mit dem Ansatz 
weder die langfristige Entwicklung noch das Niveau der Zuwachsrate der 
Staatsausgaben erklärt werden. Vor allem werden die Handlungskriterien der 
beteiligten Akteure nicht berücksichtigt. 


1) Zur politischen Ökonomie der "rent-seeking society" siehe KRUEGER (1974). 


2) Siehe DAHL und LINDBLOM, WILDAVSKY, FENNO, SHARKANSKY u.a. Eine Übersicht 
über diese Arbeiten geben BAILEY und O’CONNOR (1975). In den vorliegenden 
Skonametrischen Studien, z.B. DAVIS, DFMPSTER und WILDAVSKY (1966, 1974) 
und für die Schweiz MEIER, HAUSER, MÜLLER-BODMER und ROSSLER (1973), wird 
von einem autoregressiven Prozess 1.Ordnung ausgegangen und die Hypothese 
anhand der endogen verzögerten Variable der Staatsausgaben überprüft. 


3) BLANKART (1974) versucht in einem Modell für den Kanton Berm, den Budget- 
prozess in der Zeit 1962 - 1974 nachzuvollziehen; er führt dabei die 
Handlungsmotive der einzelnen politischen Entscheidungsträger, z.B. der 
Direktionen, welche die Budgetforderungen einreichen, der Finanzdirektion, 
des Regierungsrates und des Parlamentes, explizit ein, 

Eine Gegenüberstellung des Inkrementalismusmodells (= bürokratischer 
Prozess) mit einem Modell der Konkurrenz unter den Politikern (= politi- 
scher Budgetbestimmungsprozess) ergibt, dass mit Hilfe des politischen 
Erklärungsansatzes die Entwicklung der Bildungsausgaben im amerikanischen 
Bundesstaat Massachussetts besser erklärt werden kann (FELDSTEIN und 


FRISCH 1977). Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


18 


Das Medianwählermodell kann als theoretische Grundlage herangezogen werden, 
um den kollektiven Entscheidungsprozess der Bereitstellung öffentlicher 
Güter und Dienstleistungen explizit einzubeziehen. In einer Demokratie mit 
der Institution von Referenden haben die Wähler die Möglichkeit, ihre Prä- 
ferenzen in den direkten Abstimmungen zum Ausdruck zu bringen. In dem Modell 
wird unterstellt, dass sie ihren Nutzen aus dem staatlichen Leistungsangebot 
analog zu dem Kalkül bei dem Kauf von privaten Gütern zu maximieren suchen. 
Unter der Voraussetzung, dass die einfache Mehrheitsregel in einem reinen 
politischen Konkurrenzmodell angewendet wird, bestimmt der Medianwähler den 
Ausgang der Abstimmung. ! 
In einer Untersuchung für 62 Schweizer Städte versuchen POMMEREHNE und FREY 
(1973) die Pro-Kopf -Ausgaben der Gemeinden mit dem Medianwählermodell unter 
Berücksichtigung der politisch-institutionellen Rahmenbedinguncen zu erklä- 
ren. Sie erhalten bessere Ergebnisse hinsichtlich der Erklärung der Staats- 
ausgaben unter Einbeziehung der institutionellen Rahmenbedingungen als mit 
dem reinen, allein auf ökonomische Variablen ausgerichteten Medianwählermo- 
dell, Ausgehend von einem nutzenmaximierenden Verhalten der Entscheidungs- 
träger, dh. auch der öffentlichen Verwaltung, erwarten sie, dass in Gemein- 
den mit einer repräsentativen Demokratie ohne Referendumsmöglichkeit - im 
Gegensatz zu Gemeinden mit. direkter bzw. repräsentativer Demokratie mit. 
Referendum - der Spielraim der Administration grösser ist, da die Wähler 
keine direkte Kontrollmöglichkeit haben. Die Schätzungen bestätigen diese 
Erwartung: Die Pro-Kopf-Ausgaben in Gemeinden mit Referendum können mit dem 
Medianwählermodell weit besser erklärt werden; die öffentliche Verwaltung 
scheint auf die Wünsche des (Median-) Wahlers grössere Rücksicht nehmen zu 


müssen als in den repräsentativen Demokratien ohne Referendum. 


Auch die Regierung wird sich rational verhalten und ihren eigenen Nutzen zu 
maximieren suchen unter den gegebenen Einschränkungen. Sie wird vor allem 
auf Wahlen hin daran interessiert sein, ihre Mittel zur Kontrolle der öffent- 
lichen Verwaltung einzusetzen, und dies besonders, wenn ihr Popularitäts- 
vorsprung gegenüber der Opposition gering oder gar negativ ist. Der Anreiz 

zu einer Kontrolle resultiert aus der Wiederwahlrestriktion: Die Wähler 


werden eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung per se möglicherweise 


1) Für eine Kritik des Medianwählermodells siehe ROMER und ROSENTHAL (1978, 
1979a,b) und POMMEREHNE (1978). 
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positiv honorieren; über die Einschränkung und verbesserte Effizienz des 
administrativen Sektors können aber auch zusätzliche Mittel gewonnen werden, 
die für andere, wirkungsvollere Ausgaben, z.B. Subventionen, Steuererleich- 
terungen oder Wahlgeschenke, eingesetzt werden können. Obwohl der Einfluss 
der Wähler schwächer ist in Demokratien ohne Referendum, wird auch hier nach 
den Ergebnissen von POMMEREHNE und FREY gegen Ende der Legislaturperiode der 
Spielraum der öffentlichen Verwaltung zunehmend eingeschränkt, die Pro-Kopf- 
Ausgaben der Gemeinden nehmen, ceteris paribus, ab. 


Ssqlichkeiten einer Kontrolle der öffentlichen Verwaltung 


Aus den angeführten Studien kann gefolgert werden, dass die öffentliche Ver- 
waltung über einen Spielraum verfügt, die Grösse dieses Spielraums jedoch 
abhängig ist von den gesetzten institutionellen Rahmenbedingungen: Beispiels- 
weise kann die staatliche Administration ihre eigenen Ziele mehr oder weniger 
verfolgen, je nachdem, ob in der betreffenden Gebietskörperschaft nach den 
Regeln der direkten oder repräsentativen Demokratie entschieden wird oder ob 


die Regierung einer starken Wiederwahlrestriktion ausgesetzt ist oder nicht. 


Aus diesen Anhaltspunkten sind verschiedene Vorschläge abgeleitet worden, 
die zu einer Verbesserung der Kontrolle der öffentlichen Verwaltung beitra- 


gen sollen (vgl. FREY 198la): 


(i) Annäherung des öffentlichen Sektors an den Marktbereich 


e Verstärkuna des Wettbewerbs zwischen den einzelnen Abteilungen 
innerhalb der öffentlichen Verwaltung (TULLOCK 1965) ; 


e Einführuna eines Belohnungsystems in der öffentlichen Verwaltung 
(NISKANEN 1973). 


Durch diese beiden Vorschläge sollen Anreize im öffentlichen Sektor entspre- 
chend dem Marktmechanismus in der privaten Wirtschaft gesetzt und damit eine 
höhere Effizienz erreicht werden, Ein weiterer Vorschlag, der in der wissen- 
schaftlichen Literatur und in der Öffentlichkeit gerade auch in letzter Zeit 


häufig diskutiert wird, ist die 


e Privatisierung der Produktion bzw. der Produktion und der Allokation 
in verschiedenen Aufgabenbereichen des öffentlichen Sektors (vgl. 
für eine Übersicht über Kostenvergleiche der privaten und öffent- 
lichen Produktion BLANKART (1980) und BORCHERDING, POMMEREIHNE und 
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(ii) Verschärfung der Budgetrestriktion 
e Forderung nach Deckung der Ausgaben durch ordentliche Steuer- 


einnahmen; 


e Begrenzung der Steuerbasis so dass ein Ausweichen der Steuer- 
zahler möglich ist (die Forderung nach einer "new tax constitution" 
wird von BRENNAN und BUCHANAN (1977,1978,1980) vertreten) ; 


e Verschärfung der Kontrolle durch Rechnungshöfe. 


(iii) Verschärfung politischer Einschränkungen. 

Der dritte Vorschlag, die Verschärfung von politischen Einschränkungen, soll 
vor allem durch die Setzung von institutionellen Regelungen, die die Kon- 
trolltätigkeit der anderen politisch-institutionellen Entscheidungsträger 


fördert, erreicht werden: 


e Verstärkung der direkten Einflussnahme der Wähler durch die 
Institution der direkten Volksabstimmung und/oder eines 


Ombudsmannes; _ 


e Verbot der direkten Mitsprache von öffentlich Bediensteten 


im Parlament. 


1.1.4. Probleme der politischen Durchsetzung 


Ein grosses Problem, das sich im Zusammenhang mit diesen Vorschlägen zur 
Verbesserung der Kontrolle der staatlichen Verwaltung ergibt, ist das 
Problem der politischen Durchsetzbarkeit dieser Massnahmen: Alle gutgemein- 
ten Vorsätze nützen nichts, wenn sie politisch nicht verwirklicht werden 
können. Eine Durchsetzung der geforderten Massnahmen ist aus zwei Aspekten 


schwierig: 


(i) Die Anreize der anderen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger, 
sich für eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung einzusetzen, sind 
gering. Die Regierung und das Parlament haben im allgemeinen kein In- 
teresse, sich die staatliche Administration zum Gegner zu machen, da 
sie auf deren Zu- und Mitarbeit angewiesen sind. Auch der einzelne 
Bürger hat wenig Interesse, die öffentliche Verwaltung zu kontrollieren: 
Er verfügt über geringe Informationen, und folglich sind die Kosten 
einer Kontrolle für ihn sehr hoch. Ausserdem stellt die Kontrolle der 
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Verwaltung ein Öffentliches Gut dar, dh. die Kosten trägt weitgehend 
der einzelne, der sich die Informationen beschafft und Initiative er- 
greift, während von einer effizienteren Leistungserstellung alle pro- 
fitieren. Die Interessengruppen verfügen zwar über mehr Informationen 
und Einfluss über die staatliche Administration als die einzelnen 
Bürger; da eine Zusammenarbeit mit der Öffentlichen Verwaltung jedoch 
oftmals den Erfolg ihrer Aktivitäten fördert und umgekehrt die öffent- 
lich Beschäftigten ihren Einfluss über die Interessengruppen erhöhen 
können, ist nicht zu erwarten, dass eine effektive Kontrolle durch die 


Interessengruppen durchgeführt wird (vgl. FREY 198la). 


(ii) Die öffentliche Verwaltung verfügt abgesehen von dem Spielraum in ihrem 
eigenen Kompetenzbereich über politischen Einfluss, der es ihr ermöglicht, 
die Einführung verschärfter Kontrollmassnahmen weitgehend zu verhindern. 
Sie kann (neben ihrer eigentlichen Aufgabe der Ausführung politischer 
Anweisungen) auf vier Ebenen des politischen Entscheidungsprozesses 
Einfluss nehmen: 


e Auf der Vorbereitungsebene nimmt sie an der Formulierung von Abstim- 
mungs- und Gesetzestexten teil und kann dadurch schon in der Vorphase 
politischer Entscheidungen ihren Einfluss geltend machen. Unter dem 
Stichwort des "agenda control" wird in der Literatur (vgl. ROMER und 
ROSENTHAL, 1978,1979b) die Möglichkeit diskutiert, über eine ent- 
sprechende Formulierung einen Referendumsvorschlag durchzubringen, 
der signifikant von den Vorstellungen des Medianwéhlers abweicht. 


è Die Öffentliche Verwaltung kann direkt bei politischen Abstimmungen 
Einfluss nehmen. Auf Grund besserer Informationen sind die Kosten 
des Wahlgangs für den Beschäftigten in der Öffentlichen Verwaltung 
geringer, und der Abstimmungsausgang, z.B. bei Abstimmungen über das 
Budget, Steuersatzänderungen und Ausgabenkürzungen, betrifft ihn un- 
mittelbarer als die übrige Bevölkerung. Es ist daher zu erwarten, 
dass die öffentlich Bediensteten eine höhere Wahlbeteiligung aufwei- 
sen als der Rest der Bevölkerung - und dies vor allem bei Abstim 
mungspunkten, die sie direkt betreffen. Für ein "tax limitation 
referendum" in Michigan (U.S.A.) stellt GRAMLICH (1982) beispiels- 
weise fest, dass die Wahlbeteiligung der Beamten mit 67,8% diejenige 
der übrigen Wahlbevölkerung (60,9%) signifikant übersteigt. 


1) Für eine Übersicht der wenigen vorhandenen, auch älteren Studien zur Wahl- 


beteiligung der öffentlich Reschäftigtien, Siehe FREY und, POWMEREHNE (19822) . 
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Gemeinsam mit dem Anteil der Öffentlich Beschäftigten an der gesam- 
ten Wahlbevölkerung lässt sich ein Wahlmachtindex berechnen (vgl. 
BUSH und DENZAU 1977), der in dem Beispiel von Michigan 27,9% be- 
trägt, dh. bei einem Anteil der öffentlich Beschäftigten an den 
Wahlberechtigten von 25,8% erhöht sich der Einfluss an den Wahlen 
um 2,1 Prozentpunkte allein durch die höhere Wahlbeteiligung der im 


öffentlichen Dienst Tätigen, 


Es genügt jedoch nicht, allein einen Unterschied in der Wahlbeteili- 
quna der Beamten aufzuzeigen, um einen tatsächlichen Einfluss auf das 
Wahlergebnis nachweisen zu können. Notwendige Bedingung für einen sol- 
chen Einfluss ist, dass die Beschäftigten im Staatsdienst abweichen- 
de Präferenzen bezüglich der Abstimmungsvorlagen haben im Vergleich 
mit der übrigen Bevölkerung. Zusätzlich müssen mögliche andere Ein- 
flüsse auf die Wahlbeteiligung und die Präferenzstruktur der Beamten 
berücksichtigt werden, z.B. ein höheres durchschnittliches Einkommen, 
eine höhere Schulbildung und eine höhere soziale Stellung als der 
Durchschnitt der Bevölkerung. Aber auch, wenn diese Einflussfaktoren 
konstant gehalten werden, kommen FREY und POMMEREHNE auf Grund ver- 
schiedener Studien! zu dem Ergebnis, dass "the voting power aspect of 
public bureaucracy is important (FREY und POMMEREHNE 1982a, S. 259). 


e Beamten im Parlament: In einigen Ländern wird die Gewaltenteilung 
nur organisatorisch, aber nicht personell durchgeführt. So können 
beispielsweise in der Bundesrepublik Deutschland Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst ohne Einschränkung in die Bundes- und Landtage 
gewählt werden. In der Schweiz werden in einigen Kantonen die Beam- 
ten ohne Einschränkung zugelassen (z.B. Kanton Zürich), während dies 
in anderen Kantonen einem mehr oder weniger grossen Teil der öffent- 
lich Beschäftigten verwehrt wird: Im Kanton Basel-Land sind die 
höheren Beamten und in den Kantonen Aargau, Bern und Solothurn grund- 
sätzlich alle Bediensteten in der öffentlichen Verwaltung (ausser den 
Lehrern) ausgeschlossen. Demgegenüber wird z.B. die personelle Tren- 
nung zwischen der Exekutive und der Legislative in den Vereinigten 
Staaten, zumindest auf der Bundesebene, strikt vollzogen. 


Der Anreiz fiir die bundesdeutschen Beamten, an der Parlamentsarbeit 


1) Siehe RUBINFELD (1977), RUBINFELD und THOMAS (1980) , COURANT, GRAMLICH 
und RUBINFELD (1980) und MOLFENGER/\auk-ROSENSTONE -(99803-631-75192-3 
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teilzunehmen, ist besonders gross, da für sie keine privaten Kosten 
der Teilnahme entstehen!, sie andererseits jedoch Informationen und 
Erfahrungen aus der Parlamentsarbeit direkt in ihrem Beruf verwenden 
können. Es ist daher zu erwarten, dass sie im Parlament überdurch- 
schnittlich hoch vertreten sind, 


Anhand der Angaben in Tabelle I-1 wird diese Annahme bestätigt: 


Der Anteil der Beamtenabgeordneten im Deutschen Bundestag nahm von 
16,8% in der 1. Legislaturperiode (1949-53) auf 46,1% in der 8. le- 
gislaturperiode (1976-80) zu. In einigen Landtagen stellen 1976 die 
Beamten sogar schon mehr als die Hälfte der Abgeordneten: Der Pro- 
zentsatz liegt in Schleswig-Holstein, in Hessen und in Bayern knapp 
über 50%, im Saarland erreicht er 56% und in Baden-Württemberg gar 
59%. Ein Jahr zuvor stellten die Beamten bereits einen Anteil von 
61% im hessischen Landtag. Der Anteil der öffentlich Bediensteten 
im Parlament liegt in allen Fällen über dem entsprechenden Anteil 
an der Erwerbsbevölkerung. Die Beamten sind in einzelnen Parlamenten 
und Legislaturperioden sogar drei- bis fünfmal so stark vertreten 
wie in der Gruppe der Erwerbsbevölkerung. Werden anstelle der Er- 
werbsbevölkerung die Erwerbsfähigen (inkl. Hausfrauen) als Ver- 
gleichshasis herangezogen, erhöht sich diese Relation noch zusätz- 


lich.? 


Den Beschäftiaten im Öffentlichen Dienst stehen folglich in einer 

repräsentativen Demokratie Möglichkeiten zur Verfüqunc, um auf po- 
litische Entscheidungen direkt im parlamentarischen Prozess einzu- 
wirken. Als Angehörige des Parlamentes bestimmen sie über die Ein- 
nahmen- und Ausgabenkomponenten des Öffentlichen Sektors, dh. über 
ihr eigenes Budget. Gleichzeitia entscheiden sie aber auch als Ar- 
beitgeber der staatlich Beschäftigten über die Besoldungsausgaben 


1) In der Bundesrepublik Deutschland werden die Beamten des Staates gegenüber 
Parlamentariern aus der Privatwirtschaft stark bevorteilt: Sie werden wäh- 
rend der Abgeordnetenzeit beurlaubt, ihr Lohn wird weiterbezahlt und ihre 
Ansprüche auf Beförderunaen und Pensionszahlungen bleiben bestehen (BENKE 


Angaben für die Schweiz und Österreich eraeben ein ähnliches, wenn auch 
nicht so gravierendes Bild. Val. FREY und WECK (1980) bzw. GRUNER (1970) 
für die Schweiz und FISCHER (1977) für Österreich. 
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Tabelle I-1 (a) 


Anteil der öffentlich Beschäftiaten im Parlament 
im Vergleich zu dem Anteil in der Erwerbsbevölkerung. 


Deutscher Bundestag, 1949-1980. 


Anteil der öffentlich Beschäftiaten an den Parlamentsabgeord- 
neten (B/P) und an der Erwerbsbevölkerung (B/ERY), in %. 


22,7 28,7 32,2 37,5 46,1 
10,2 11,8 11,3 12,1 13,5 


Quelle: TAYSEN, Ulrich (1976), Parlamentarisches Regierungssystem 
in der BRD. UTB, Opladen. Siehe ausserdem: Der SPIEGEL 
(1974), Auf dem Wege in die Beamtenrepublik. 28/51, S.28- 
41 und Der SPIEGEL (1978), Empörung reicht nicht aus. 32/ 
51, S. 36-41. 
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Tabelle I-1 (b) 


Anteil der öffentlich Beschäftigten im Parlament 
im Vergleich mit dem Anteil in der Erwerbsbevölkerung. 
Deutsche Landtage, 1969-1976. 


Anteil der öffentlich Beschäftigten an den Parlamentsabceord- 
neten (B/P) und an der Erwerbsbevölkerung (B/ERW), in $. 


1969 1974 1975 1976 


Schleswig- B/P 43,4 52,0 49,0 52,0 
Holstein B/ERN 13,3 14,0 14,1 13,5 
Nieder- B/P 13,0 40,3 28,0 38,7 
sachsen B/ERW 11,3 12,3 12,5 12,7 
Nordrhein- B/P 29,0 34,0 24,0 41,5 
Westfalen B/ERW 10,2 11,5 11,7 11,8 
Hessen B/P 52,0 60,9 61,0 52,7 

B/ERW 12,4 13,7 14,4 14,4 
Pheinland- B/P 48,0 56,0 49,0 49,0 
Pfalz B/ERW 11,6 12,7 13,2 13,2 
Baden- B/P 48,0 48,3 57,0 59,5 


Wirttembera B/ERW 10,0 11,2 11,9 11,8 


Bayern B/P 54,9 55,4 52,0 50,5 


Saarland B/P 38,0 50,0 50,0 56,0 
B/ERW 14,2 15,0 15,7 15,4 


Hamburg B/P 12,5 27,5 35,0 32,5 
B/ERW 15,7 17,7 18,0 17,8 


Bremen B/P 19,0 36,0 39,0 36,0 


Berlin B/P 8,1 40,6 40,0 42,0 


Quelle: SCHRODE, Klaus (1977), Beamtenabgeordnete in Landtagen 
der BRD. Carl-Winter Universitätsverlag, Heidelbem. 


Für die Berechnungen des Anteils der öffentlich Beschäf- 
tigten an der Erwerbsbevölkerung siehe STATISTISCHES 
BUNDESAMT, Bevölkerinasstruktur und Wirtschaftskraft der 
Bundesländer, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge. 
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und damit tiber ihre eigenen Lohnzahlungen. Es ist zu erwarten, dass 
die Zustimmung und damit der Anteil der im Parlament angenommenen 
*verwaltungsfreundlichen’ Verordnungen umso grösser ist, je höher 

= en paribus - der Anteil der öffentlich Beschäftigten im Par- 
lament. 


e Öffentliche Verwaltung und Interessengruppen: Die Beschäftigten in 


der öffentlichen Verwaltung können nicht nur von der Arbeitgeber- 
sondern auch von der Arbeitnehmerseite her ihre Löhne und allge- 
meiner ihre Arbeitsbedingungen und Vergünstigungen ("fringe bene- 
fits") zu beeinflussen suchen. In verschiedenen empirischen Unter- 
suchungen wurde versucht, den Einfluss der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes auf das Lohnniveau zu schätzen. Viele der 
Studien deuten auf einen positiven Zusammenhang hin; die Ergebnisse 


sind jedoch nicht unumstritten.” 


Die Beschäftigten des Staates sind im Vergleich mit der allgemei- 
nen Bevölkerung überdurchschnittlich oraanisiert. In der Bundes- 

republik Deutschland liegt der Grad der Gewerkschaftsorganisation 
der staatlich Bediensteten im Zeitraum 1951 - 1974 deutlich über 

demjenigen der Angestellten und Arbeiter in der Privatwirtschaft, 
wie aus Tabelle I-2 zu entnehmen ist. 1975 waren nur 39% der Er- 

werbstätigen insgesamt gewerkschaftlich organisiert, gegenüber 


65,8% im öffentlichen Sektor. Die Angestellten in der privaten 
Wirtschaft weisen gar nur 1/3 des Organisationsgrades der öffent- 
lich Beschäftigten auf. 


Auch im Hinblick auf die Zugehörigkeit zu politischen Parteien 
weisen die Peschéftiaten im öffentlichen Dienst ein höheres Fngage- 
ment auf: Gegenüber rund 7% der staatlich Beschäftigten, die 1972 
in der Bundesrepublik Deutschland einer Partei angehörten, waren 
nur 3,3% der Wohnbevölkerung über 16 Jahren Mitglied in einer Par- 
tei (Tabelle I-3). 


1) Einen ersten Versuch, diese Hypothese empirisch zu testen, macht CUENI 
(1979) für die Schweiz. 

2) Siehe z.B. SHAPIRO (1977) und BARTEL und LEWIN (1981). Für eine Uber- 
sicht siehe LEWIN (1977) und PARSLEY (1980). 
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Tabelle I-2 


Gewerkschaftlicher Organisationsgrad verschiedener Gruppen in der 
Bundesrepublik Deutschland, 1951 - 1975. 


Gewerkschaftlicher Organisationsgrad (in 8) 


1951 1955 1960 1965 1970 1975 


staatlich 
Bedienstete 


Privater Sektor 


Arbeiter 
Angestellte 


Erwerbstätige 
(insgesamt) 


Quelle: Wolfgang ZAPF (Hrsg.): Lebensbedingungen in der Bundesrepublik. 
Campus, Frankfurt/New York, 1978, 5.899 (Ausschnitt). 


Tabelle I-3 


Parteimitgliedschaft verschiedener Gruppen 
in der Bundesrepublik Deutschland, 1968 und 1972. 


Parteizugehörigkeit (alle Parteien, int) 


1968 1972 


staatlich 
Bedienstete 


Wahlbevölkerung 
{über 16Jahre) 


Quelle: Wolfgang ZAPF (Hrsg.): Lebensbedingungen in der Bundesrepublik. 
Campus, Frankfurt/New York, 1978, S.876 (Ausschnitt). 
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Der überdurchschnittlich hohe Organisationsgrad in Interessengruppen 
und in politischen Parteien fördert die Zusammenarbeit dieser Grup- 
pen mit der öffentlichen Verwaltung und erhöht die Erfolgschancen 

des "lobbying" - auch von der Seite der öffentlichen Verwaltung ge- 


sehen ! 


Zusammenfassend lässt sich sagen: Sowohl fehlende Anreize bei den nicht- 
administrativen Entscheidungsträcern als auch die vielen Möglichkeiten einer 
politischen Einflussnahme für die öffentliche Verwaltung führen dazu, dass 
eine Verschärfung der Kontrolle der staatlichen Exekutive nur schwer in die 
Wirklichkeit umgesetzt werden kann. Dem ist aber noch nicht genug: Die Be- 
schäftigten in der öffentlichen Verwaltung bedienen sich ausserdem verschie- 


dener Strategien, um einer möglichen Kontrolle auszuweichen. 


1.1.5. Strategien der öffentlichen Verwaltung 


Um eine Überprüfung der Aktivität der öffentlichen Verwaltung zu erschweren, 
weicht. diese in solche Tätigkeiten aus, welche ebenfalls ihren Einfluss er- 
höhen, die sich aber nicht direkt budgetär niederschlagen und damit weit 
schwieriger zu erfassen und zu kontrollieren sind. Dies erreicht sie, indem 
sie beispielsweise zusätzliche Vorschriften erlässt und den privaten Sektor 
vermehrt reglementiert. Die zunehmende Verrechtlichung und Verbürokratisie- 
rung macht das System für die Öffentlichkeit undurchsichtiger und erhöht die 
Informationskosten der Kontrolle: Durch eine Flut von Gesetzen und Verord- 
nungen, immer umfangreichere und unverständlicher abgefasste Formulare, 
publikumsfeindliche Öffnungszeiten der Verwaltungsstellen u.ä. schottet sich 
die staatliche Verwaltung gegen einen Einblick und einen Eingriff der Bürger 
ab. In der Zeit von 1949 bis 1969 wurden beispielsweise in der Bundesrepublik 
Deutschland 1 450 Gesetze und Verordnungen eingeführt, zwischen 1969 und 1976 
waren es immerhin schon 2 310! (BREUEL 1979). Aber nicht nur die Anzahl, 
sondern auch der Umfang des Bundesanzeigers nahm von 1 100 Seiten 1950 auf 
über 3 000 Seiten bis 1974 zu (TIMMERMANN 1977). In den Vereinigten Staaten 
wurden 1973 allein 5 500 Formulare auf der Bundesebene redelmässig verwendet, 
und die Kosten der ’Papierarbeit’” verdoppelten sich zwischen 1955 und 1966 


Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


29 


und stiegen um weitere 86% bis 1973 (BENNETT und JOHNSON, 1979). Das Federal 
Register, das ähnliche Funktionen wie der Deutsche Bundesanzeiger hat, uw- 
fasste 1936 noch rund 2 600 Seiten. 20 Jahre später waren es schon über 

10 000 Seiten und 1960 16 850 Seiten; aber ein geradezu explosionsartiger 
Zuwachs setzte im letzten Jahrzehnt ein, die Seitenzahl wuchs von 20 000 im 
Jahr 1970 auf über 87 000 bis 1980 (Die ZEIT, 11.Dezember 1980). 


Die Beschäftioten in der öffentlichen Verwaltung haben jedoch keinen Anreiz, 
von ihrem Vorgehen abzugehen: Einzige Bemessungsgrundlage fiir ihre Pflicht- 
erfüllung ist das korrekte Einhalten von formalen Vorschriften und Richt- 
linien; die inhaltliche Konsequenz einer falschen Entscheidung, etwa die 
gesellschaftlichen Kosten, die infolge einer Verzögerung von Entscheidungen 
oder der Erledigung von Formalitäten entstehen, ist dagegen von weit gerin- 
gerer oder keiner Bedeutung. Die Beamten sind ausserdem besonders versiert 
auf dem Gebiet der Rechtsausleguna, da eine überdurchschnittlich hohe Zahl 
an ausgebildeten Juristen in der öffentlichen Verwaltung tätiq sind (’Ju- 


ristenmonopol’).? 


I.1.6. Ist eine (exogene) Kontrolle der öffentlichen Verwaltung möglich ? 


Die bisherigen Betrachtungen beziehen sich auf den laufenden politischen 
Prozess, in dem den Ausführungen zufolge ein Vorschlag zur Verbesserung der 
Kontrolle der öffentlichen Verwaltung wenig Erfolgschancen in Bezug auf die 
politische Durchsetzung hat. Die nicht-administrativen Entscheidungstréger 
haben wenig Anreize und die Exekutive zu viel Finfluss und Ausweichmöglich- 
keiten, als dass eine effektive Einschränkung des Spielraums der öffentlichen 
Verwaltung möglich wäre. Aus diesem Grund schlägt FREY (19%la) vor, nicht auf 
der Ebene des laufenden politischen Prozesses -auf der die wirtschaftspoli- 
tischen Akteure ihre Positionen eingenommen haben und von diesem ihrem Stand- 
punkt aus ihre eigenen Interessen durchzusetzen und zu verteidigen suchen = 
anzusetzen, sondern auf der Ebene des Grundkonsenses. Diese ist gekennzeich- 
net durch drei Merkmale - Ungewissheit, Einstimmigkeit und Langfristigkeit: 
Aus der Ungewissheit der Entscheidungsträger in Bezug auf ihre zukünftige 
Situation ("veil of ignorance") resultiert die Möglichkeit, dass eine ein- 
stimmige und langfristige Regelung eines bestimmten Entscheidungsproblems 


— 


1) Nach den Ermittlungen von ATTENBERGER und EIDEN-JABGERS (1970) und LUH- 
MANN und MAYNTZ (1973) stellen die ...__. in nahezu allen 


Bereichen und vor allem in den höheren Funktions en höchsten An- 
teil an den öffentlich Besenareietegck annemann - 978-3- 637 -75192-3 
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erreicht werden kann. 1 Auf der Ebene des Grundkonsenses ist es möglich, 
Änderungen in den institutionellen Rahmenbedingungen durchzusetzen, die zu 
einer Verbesserung der Kontrolle im laufenden politischen Prozess führen: 
Beispiele für solche Änderungen sind etwa der Vorschlag von BRENNAN und 
BUCHANAN einer "new tax constitution" oder die Forderung nach Ausschluss 


der Beamten aus den Parlamenten. 


Eine Abgrenzung des laufenden politischen Prozesses und der Grundkonsens- 
ebene ist in der Realität meist nur beschränkt durchführbar. Vollständige 
Ungewissheit, wie sie auf der Ebene des Grundkonsenses gefordert wird, um 
eine gesellschaftlich bessere Lösung einstimmig durchzubringen, ist nur 
selten anzutreffen. Allzu oft bestimmen Interessenverfilzung und die kurz- 
fristige Verfolgung der eigenen Ziele auch grundsätzliche Entscheidungen in 
der Politik. Es ist daher nicht sicher, ob auf diesem Wege eine tatsächliche 


Änderung der heutigen Situation erfolgen kann. 


In dieser Arbeit wird im folgenden eine andere Frage in den Vordergrund ge- 
stellt. Aus den Anreizstrukturen innerhalb der öffentlichen Verwaltung und 

der Interdependenz mit den anderen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträ- 
gern folgen endogene Mechanismen, die dem staatlichen Sektor Grenzen setzen 
und einem unaufhaltsamen autonomen Wachstum entgegenwirken. Diese endogenen 
Mechanismen, die anhand der Unterteilung in drei Makroblöcke - dem offiziel- 
len Arbeitssektor, dem öffentlichen (Verwaltungs-) Sektor” und dem Schatten- 


sektor - abgeleitet werden, bilden den Kern der weiteren Ausführungen. 


1) Die Grundkonsensebene ist allgemeiner konzipiert als die Verfassungs- 
ebene, da die Abmachungen nicht an eine schriftliche Niederlegung gebun- 
den sind. 

2) Auf die politischen Entscheidungsträger , die Regierung und das Parlament, 
wird in den folgenden Ausführungen nicht näher eingegangen. Siehe hierzu 
FREY (1982). 
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TEIL II: Endogene Mechanismen zur Begrenzung der öffentlichen Verwaltung 


Der private Wirtschaftssektor stellt die Ressourcen zur Verfügung, die von ' 
der staatlichen Verwaltung benötigt werden, um öffentliche Güter und 
Dienstleistungen bereitzustellen. Material- und Arbeitseinsatz im staat- 
lichen Sektor werden überwiegend aus den Steuerabgaben des privaten Sektors 
finanziert. Als Mass für die Inanspruchnahme einer Volkswirtschaft durch den 
öffentlichen Sektor wird häufig der Anteil der Staatsausgaben am Brutto- 
sozialprodukt (Staatsquote) herangezogen. Die realen Ressourcen einer Volks- 
wirtschaft werden hingegen nur durch die staatlichen Ausgaben für Güter und 
Dienstleistungen direkt in Anspruch genommen. In Tabelle II-1 sind die Ge- 
samtausgaben, die Ausgaben für Güter und Dienstleistungen und die Transfer- 
zahlungen des Staates als Anteil am Bruttoinlandsprodukt ' für verschiedene 
Länder und das Jahr 1978 aufgeführt: In den meisten westlichen Ländern be- 
trägt der Anteil der gesamten Staatsausqaben über 30%; in Ncrwegen, Dänemark, 
Frankreich und Belgien erreicht er gar über 40%. Die höchste Staatsquote 
1978 verzeichnen Schweden und die Niederlande: In beiden Ländern machen die 
gesamten Staatsausgaben über die Fälfte des Bruttoinlandsprodukts aus. 


Der Anteil der reale Ressourcen beanspruchenden Ausgaben für Güter und 
Dienstleistungen des Staates liegt in der Mehrheit der betrachteten Länder 
zwischen 10% und 20%. In Dänemark und Schweden übersteigt er immerhin schon 
ein Fünftel bzw. ein Viertel des Inlandsprodukts. 


BACON und ELTIS (1976,1979) verwenden zur Darstellung der Belastung des 
privaten Sektors durch den Staat ein ähnliches Konzept: Sie betrachten die 
volkswirtschaftliche Produktion, die, in privaten und zum Teil auch in 
öffentlichen Unternehmen produziert, auf dem Markt verkauft wird ("marketed 
output"), und untersuchen, in welchem Ausmass diese marktmässige Produktion 
von dem nicht-marktlichen Teil der Wirtschaft (dem "non-market sector", zu 
dem insbesondere der d6ffertliche Verwaltungssektor zählt) absorbiert 
wird. Die entsprechenden Ergebnisse für das Vereinigte Königreich und die 


1) Im Vergleich mit dem Bruttosozialprodukt werden beim Bruttoinlandsprodukt 
die an das Ausland gezahlten Faktoreinkommen berücksichtigt, hingegen 
werden die Faktcreinkommen aus dem Ausland nicht einbezogen. 
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Tabelle II-1 


Anteil der gesamten Staatsausgaben, der Ausgaben für 
Güter und Dienstleistungen und der Transferzahlungen 
am Bruttoinlandsprodukt (in Prozent). 
Ausgewählte Länder, 1978. 


Anteil am Bruttoinlandsprodukt der 


gesamten staatlichen staatlichen 
Staatsausgaben | Ausgaben für Transfer- 
Güter und zahlungen 
Dienstleistungen 
(%) (%) ($) 


Schweden 
Niederlande 
Norwegen 
Frankreich 
Belgien 
Dänemark 


Bundesrepublik 
Deutschland 


Vereinigtes 
Königreich 
Italien 
Kanada 
Vereinigte 
Staaten 
Schweiz 


Quelle: QECD, Economic Surveys (Basic Statistics, International Compa- 


risons), Juni 1981. 
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Bundesrepublik Deutschland sind in Tabelle II-2 dargestellt: In beiden 
Ländern hat der Anteil an dem "marketed output", der von dem nicht-markt- 
lichen Sektor verbraucht wird, über den Zeitraum von Anfang der 60er Jahre 
bis Ende der 70er Jahre sehr viel stärker zugenommen als der durch den markt- 
lichen Sektor absorbierte Anteil; der Anteil des “non-market sector" beträgt 
1977 bzw. 1978 in beiden Ländern rund 40% und macht damit einen nicht unbe- 
deutenden Anteil der volkswirtschaftlichen Produktion aus. 


Tabelle II-2 


Inanspruchnahme volkswirtschaftlicher Ressourcen ("marketed 
output") durch den nicht-marktlichen und marktlichen Sektor. 
Vereinigtes Königreich (UK) und 
Bundesrepublik Deutschland (BRD). 
1961/65 und 1977/78. 


absorbiert durch den 


nicht-marktlichen 
Sektor 


(31,1%) (68,9%) 
138,5 (40,08%) (60,0%) 


+ 38,5% 


100 (33,0%) (67,0%) 
162,1 (39,1%) (60,9%) 


+ 62,1% 


Quelle: UK: ELTIS, Walter: The British Sheltered Sector ard Its Influence, 
Vortrag bei der "Conference on the Sheltered Sector, the Use 
of Resources and Inflation”, Glen Cove, 25.-27. September 
1980. 


BRD: Berechnungen von Gerhard WILLKE, Europäische Universität 
Florenz, März 1979 (unvertffentlichtes Manuskript). 
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Die Einnahmen des Staates aus direkten und indirekten Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträgen, mit denen überwiegend die Staatsausgaben finanziert 
werden , sind jedoch nicht exogen: Sie ergeben sich endogen aus der Grösse 
des Steuersatzes und der Steuerbasis, dem besteuerbaren Finkommen in einer 
Volkswirtschaft. Die Steuerbasis ist keine fix vorgegebene, exogene Grösse, 
sondern sie ist abhängig von der Höhe des Steuersatzes: Nimmt der Steuersatz 
zu, besteht für die Beschäftigten die Möglichkeit, Arbeit gegen Freizeit zu 
substituieren, um der zusätzlichen Belastung auszuweichen; durch den damit 
verbundenen Rückgang des Arbeitseinsatzes nimmt auch die steuerbare Einkom- 
mensbasis ab. Dieser Substitutionseffekt wird jedoch begleitet von einem 
Einkommenseffekt: Eine Steuersatzerhöhung bringt Einkommenseinbussen mit 
sich, die die Beschäftigten dazu veranlassen können, diese durch einen 
vergrösserten Arbeitseinsatz auszugleichen. Die Aufkommenselastizitdt einer 
Steuersatzänderung ist somit a priori unbestimmt - eine Erkenntnis, die 

in der Finanzwissenschaft schon lange bekannt ist (vgl. MUSGRAVE und 
MUSGRAVE 1973). Gerade in neuester Zeit wird unter der Reaaan-Administration 
in den Vereinigten Staaten (vor allem von den Anhängern der "supply side 
economics") der (altbekannte) Zusammenhang zwischen dem Steuersatz, der 
Steuerbasis und dem Steueraufkommen unter dem Begriff der ’Laffer - Kurve’ 
wieder eiskutiert.! Dabei wird unterstellt, dass die "disincentives" 
einer Zunahme der Steuerbelastuno zu einem so arossen Rückqgana des Arbeits- 
angebotes führen, dass die damit verursachte Verminderuna der Steuerein- 
nahmen die Mehreinnahmen auf Grund des höheren Steuersatzes mehr als auf- 
wiegen - eine These, für die bislang nur eine Graphik, aber keinerlei empi- 
rische Evidenz vcrliegt. In einer Studie der OECD (1975), in der ein Über- 
blick über die derzeit vorliegenden empirischen Schätzungen der Laffer-Kurve 
gegeben wird, kammen die Autoren beispielsweise zu der Folgeruna, dass "much 
of the empirical evidence suggests that variations in taxes do not cause 
important changes in the supply of work-effort." (OECD 1975, S.6). 


Die Theorie von Arthur LAFFER stellt einen Spezialfall der klassischen Be- 
trachtungsweise dar, in dem die Wirkung des Einkammenseffekts vernachlässigt 
wird. In einem allgemeineren Zusammenhang kann von diesem Effekt jedoch be- 
gründet abgesehen werden: Wird neben der Möglichkeit einer Substitution 


1) Siehe SPIEGEL (1981b). Zur wisserschaftlichen Diskussion siehe den Sam- 
melband ven LAFFER und SEYMOUR (1979), WANNISKI (1978), HEMMING und KAY 
(1980) und ISSING (1981) Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
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zwischen Freizeit und Arbeitszeit auch die Méglichkeit einer Abwanderung in 
die Schattenwirtschaft berücksichtigt, so kann in diesem inoffiziellen Teil 
der Wirtschaft, der weder einer Besteuerung noch einer Reaglementierung durch 
den Staat unterliegt, auch ein Einkammen erzielt werden, mit dem jenes in 
der offiziellen Wirtschaft sogar tiberkompensiert werden kann. Damit nimmt 
das Einkommen des einzelnen, der seine Tätigkeit auf dem offiziellen Arbeits- 
markt einschränkt, nicht notwendigerweise ab, der Einkommenseffekt verliert 
an Bedeutung. 


Dieser Zusammenhang zwischen der Beschäftigung auf dem offiziellen Arbeits- 
markt, der Belastung durch den öffentlichen Sektor und der damit verbundenen 
Entscheidung der offiziell Erwerbstätigen, in die Schattenwirtschaft abzu- 
wandern, steht in den folgenden Ausfiihruncen im Vordergrund. In TEIL II.]l. 
wird zunächst auf die Belastung der Beschäftigten in der privaten Wirtschaft 
eingegangen, die ihnen in Form verschiedener Kosten durch die öffentliche 
Hand aufgebürdet wird. Die Privaten werden nicht allein durch die direkten 
monetären Steuerabgaben, die sie zu entrichten haben, betroffen; sie werden 
auch indirekt über den Zeitaufwand, den sie zum Ausfüllen von Steuerformu- 
laren, zu sonstigen unentgeldlichen Hilfsarbeiten (’Realsteuern’) und zur 
Erfüllung allgemeiner Vorschriften aufzubringen haben ("compliance costs"), 
belastet, In TEIL II.2. dieser Arbeit wird innerhalb eines Drei-Sektoren- 
Modells die Interdependenz zwischen dem offiziellen privaten Arbeitssektor, 
der Öffentlichen Verwaltung und der Schattenwirtschaft untersucht. Dabei 
wird insbesondere analysiert, inwiefern die Entscheidung der Privaten, in 
die Schatterwirtschaft abzuwandern, von der Höhe des Steuersatzes abhängt, 
und welche endogenen Grenzen sich hieraus für das Wachstum der öffentlichen 


Verwaltung ergeben. 
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II.1. Belastung des privaten Sektors 


Für die Abwanderung der Privaten aus dem offiziellen Teil der Wirtschaft 
sind nicht die gesellschaftlichen und tatsächlichen Kosten der Besteuerung 
und Reglementierung des privaten Sektors ausschlaggebend, sondern die Ent- 
scheidung der Wirtschaftssubjekte hängt von der subj ektiven Einschätzung der 
individuellen Belastung ab. 


Es können drei Arten von Kosten unterschieden werden: 


- Kosten, die bei den einzelnen Haushalten und Unternehmen anfallen in 
Höhe des zu zahlenden Steuerbetrags; l 


- Kosten, die in Form des zeitlichen Aufwands bei der Erledigung von 
Steuerformalitäten und sonstiger unentgeldlicher Hilfsarbeiten für den 
Staat aufzubringen sind (’Realsteuern’ bzw. "compliance costs" der Be- 


steuerung) ; und 


- Kosten, die sich infolge der Erfüllung allgemeiner Vorschriften ergeben 
("compliance costs" der Reglementierung) . 


Die Belastung mit Steuern, steuerähnlichen Abaaben und Sozialversicherungs- 
beiträgen im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt hat seit Anfang der 60er Jahre 
in vielen westlichen Industrieländern stark zugenommen (vgl. Tabelle II-3). 
So hat sich die Gesamtlastquote beispielsweise in Schweden in dem Zeitraum 
von 1960 bis 1978 um über 24 Prozentpunkte von 28,6% auf 53,0% nahezu ver- 
doppelt , in Norwegen, Dänemark, den Niederlanden und Belgien stieg die 
Quote um über 16 Prozentpunkte auf zwischen 42% und 48% in diesen 18 Jahren 
an. Aber auch in der Schweiz, in der die Gesamtlastquote im Jahr 1960 nach 
Spanien noch das niederste Niveau aufweist, sind die gesamten Steuer- und 
Sozialabgaben bis 1978 um über die Hälfte des Niveaus von 1960 auf 31% des 
Bruttoinlandsprodukts angestiegen. 


In Tabelle II-4 ist die (individuelle) Belastung des Bruttoeinkommens eines 
4-Personen-Haushalts mit Steuer- und Sozialabgaben (Tabelle II-4 (a)) und 
die Belastung der Lohnkosten (auf der Arbeitgeberseite) mit Steuer- und 
Sozialabgaben sowie der Anteil der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten So- 
zialabgaben (Tabelle II-4 (b)) im internationalen Vergleich für das Jahr 
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Tabelle II-3 


Entwicklung des Anteils der Steuern, der steuerähnlichen 
Abgaben und der Sozialversicherungsbeiträge 
am Bruttoinlandsprodukt (Gesamtlastquote). 
Ausqwählte Länder, 1960 - 1978. 


Gesamt las tquote 


Veränderung 
rane ore 1960 - 1978 


(8) (8) (Prozentpunkte) 


Schweden 
Norwegen 
Niederlande 
Belgien 
Dänemark 
Bundesrepublik 
Deutschland 
Frankreich 
Österreich 
Vereinigtes 
Königreich 
Italien 


Vereinigte 
Staaten 


Schweiz 
Kanada 
Spanien 


Quelle: OECD, National Accounts of OECD Countries 1960 - 1978, Paris 


1980. 
Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


38 


1976 wiedergegeben. Die Belastung der privaten Haushalte mit Steuern und 
Sozialabgaben in allen drei unterschiedenen Einkommensvarianten ist wiederum 
in Schweden am höchsten; bei einem durchschnittlichen Bruttojahreseinkommen 
von rund 60 500 SFr. (Einkommensvariante III) beträgt die Belastung eines 
4-Personen-Haushalts mit Steuern (die Sozialversicherungsbeiträge werden 
zu 100% von den Arbeitgebern getragen) nahezu 50%. Die geringste Belastungs- 
quote weisen die Vereinigten Staaten und Österreich mit 12,4%-12,5% (Va- 
rinate I) und 23,3% - 23,7% (Variante III) auf; in der Bundesrepublik 
Deutschland beträgt die Belastung mit Steuern und Sozialabgaben zwischen 25% 
und 29%, und in der Schweiz zwischen 14% und 24%. Aber auch die Belastung 
mit Sozialabgaben auf der Arbeitnehmerseite ist in den betrachteten Ländern 
nicht unerheblich: In Schweden werden diese zu 100%, in Finnland zu 85% und 
in Belgien zu 80% von den Arbeitgebern getragen. Der Anteil der gesamten 
Steuer- und Sozialabgaben an den Lohnkosten beläuft sich damit in Schweden 
auf 45% - 60%, in Belgien auf 43% -53% und in Finnland auf 34% - 49%, und 
auch in den Vereinigten Staaten und in Kanada, den Ländern mit einer relativ 
tiefen Belastung, müssen 20% - 30% der Lohnkosten an den Staat abgeführt wer- 


den. 


Die Steuer- und Sozialabgaben (als Anteil am Bruttoinlandsprodukt, am Brutto- 
einkommen und an den Lohnkosten) haben damit in den meisten westlichen Indu- 
strieländern einen beträchtlichen Umfang erreicht. Entscheidend jedoch ist, 
dass die Höhe dieser Ausgaben auch subjektiv von der Bevölkerung als Bela- 
stung empfunden wird: Umfragen in den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten 
Königreich, Schweden, der Bundesrepublik Deutschland und Österreich! haben 
ergeben, dass ein überproportionaler Anteil der Befragten die Steuerabgaben, 
die sie persönlich zu entrichten haben, als zu hoch einschätzen; beispiels- 
weise geben 1978 in den Vereinigten Staaten 70% der Befragten an: "I feel 
that federal income tax is too high", und in der Bundesrepublik werden die 
Steuerabgaben von rund 65% (1978) als zu hoch eingestuft. 


Die "compliance costs" der Besteuerung sind im deutschsprachigen Raum schon 
früh am Seminar fiir Finanzwissenschaft an der Universität Köln erforscht 
worden (vgl. SCHMÖLDERS 1960) . Eine Reprdsentativumfrage 1963 unter den 


1) Siehe PUBLIC OPINION (1978) für die Vereinigten Staaten, LEWIS (1°79b) 
für das Vereinigte Königreich, VOGEL (1974) für Schweden, DAKE (1979) für 
die Bundesrepublik Deutschland und IFES (1980) für Österreich, 
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Tabelle TI-4 (a) 


Belastung eines Arbeitnehmerhaushalts (4 Personen) 
mit Steuern und Sozialabgaben. 
Ausgewählte Länder, 1976. 


Belastung des Bruttoein- 
kommensl mit Einkommens-' 
steuern? (in®) 


Einkonmensvar iante3 


I II III 


Belastung des Bruttoein- 
kermens+ mit Steuern und 
Sozialabaaben (in %) 
3 


III 


Einkammensvariante 
II 


Belgien 


Bundesrepublik 
Deutschland 


Finnland 


Vereinigtes 
Königreich 


Kanada 
Niederlande 
Österreich 
Schweden 
Schweiz 


Vereinigte 
Staaten 


Anmerkungen 

1) Arbeitseinkommen und Kinderzulagen. 

2) Enthalten sind alle direkten Einkommenssteuern, die der Arbeit- 
nehmer zu entrichten hat. 

3) Einkommensvarianten: 

I : entspricht dem durchschnittlichen Bruttojahreseinkarmen eines 
in einem Industrie- oder Dienstleistungsbetrieb beschäftiaten 
Arbeitnehmers (=100%). In der Schweiz entspricht dies 1976 
24 200 SFr. 

II : entspricht 150% der Variante I (36 300 SFr.). 

III: entspricht 250% der Variante I (60 500 SFr.). 


Quelle: Schweizerische Bankgesellschaft und Institut für Versicherunas- 
wirtschaft an der Hochschule St.Gallen, Soziale Sicherung in 
10 Industrieländern, Zürich 1977, S. 26. 
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Tabelle II-4 (b) 


Anteil der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten Sozialabaaben 
und Belastung der Lohnkosten mit Steuern und Sozialabgaben. 
Ausgewählte Länder, 1976. 


Anteil der Arbeitgeberbeiträge| Belastung der Lohnkosten2 
an den gesamten Sozialabgahenl| mit Steuern? und Sozial- 
(in %) abgaben (in %) 
Einkommensvariante” Einkommensvariante“ 

II II III 


Belgien 


Bundesrepublik 
Deutschland 


Finnland 


Vereinigtes 
Königreich 


Kanada 59,0 
50,0 

65,0 66,0 

100,0 100,0 


49,5 46,2 


59,4 58,8 


Anmerkungen 

l) Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge. 

2) Bruttoarbeitseinkammen plus Arbeitgeberanteil an den Sozialabaaben. 
3) Einkammenssteuer der Arbeitnehmer, 

4) Vgl. Anmerkung (3) in Tabelle II-4(a). 


Quelle: Schweizerische Bankgesellschaft und Institut für Versicherungs- 
wirtschaft an der Hochschule St.Gallen, Soziale Sicherung in 
10 Industrieländern, Zürich 1977, S. 28. 
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Selbstständigen in der Bundesrepublik Deutschland ergab, dass im Durchschnitt 
die Geschäftsinhaber und Freiberufler 18 Stunden im Monat, und die Angestell- 
ten 4 Stunden pro Monat, mit steuerlichen Angelegenheiten zubringen (STRUMPEL 
1966a, vgl. Tabelle II-5). Wird diese Zeit mit dem (etwas willkürlich festge- 
legten) Einkommen pro Arbeitsstunde bewertet, ergibt sich eine "versteckte 
Steuerlast" von 141 DM pro Monat. Dies entspricht einem Anteil an dem gezahl- 
ten Steuerbetrag von nahezu 30% und 6,5% des Bruttoeinkommens. Die Belastuna 
des privaten Sektors, die zusätzlich zu den abgeführten Steuern entsteht, be- 
trägt nochmals fast ein Drittel dieses Betrages und ist damit nicht unerheblich. 


Tabelle II-5 


Die durchschnittliche Belastung der Selbstständigen 
("versteckte Steuerlast”) in der Bundesrepublik Deutschland 
im Vergleich mit dem gezahlten Steuerbetrag und dem Bruttoeinkammen. 
Repräsentativumfrage, 1963. 


Alle Selbstständigen 


mit steuerlichen Angelegenheiten 
durchschnittlich zugebrachte Zeit 


der Selbstständigen 18.0 Stunden/Monat 
der Angestellten 3.8 Stunden/monat 


Belastung des privaten Sektors 
("versteckte Steuern") 


- als Anteil am Steuerbetrag 
- als Anteil am Bruttoeinkarmen 


Quelle: Burkhard STRÜMPEL, The Disguised Tax Burden. Compliance Costs 
of German Businessmen and Professionals. 
National Tax Journal, 19 (1966), Tabelle 1 und 3 (Ausschnitte). 


In einer Studie fiir die Bundesrepublik Deutschland stellt WEITZEL (1967) den 
"versteckten Staatsbedarf” in Form von unentgeldlichen Leistungen der Pri- 
vaten im Verteidigungssektor, in Fhrenämtern und in ‘Hand- und Spanndiensten’ 
des Staates sowie die Inanspruchnahme der Unternehmungen bei der Abgabener- 
hebung für 1872 bis 1964 zusammen. Er erhält für 1964 einen Anteil dieser 
'Realsteuern’ von 1,9% an den gesamten Staatsausgaben. 
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Mittels einer Befragung der Bevölkerung und der Steuerbehörden im amerika- 
nischen Bundesstaat Montana im Jahr 1966 ermitteln WICKS und KILLWORTH (1967) 
die privaten Belastungskosten von verschiedenen staatlichen und kommunalen 
Steuern im Vergleich mit den administrativen Kosten der Steuererhebung und 
dem Steuerertrag. Danach beträgt der Anteil der administrativen Kosten am 
Ertrag der persönlichen Einkommensteuer des Bundesstaates rund 2% und die 
Belastung des privaten Sektors macht mit 29% über das 10fache dieses Betrages 
aus. Die gesamten Kosten belaufen sich auf über 30% der Einnahmen an der Ein- 
konmensteuer, also ebenfalls etwa ein Drittel des entsprechenden Steuerbe- . 
trages. Die Antwortquote ist allerdings gering, so dass die Ergebnisse sehr 


vorsichtig interpretiert werden müssen. 


Die Kosten, die den Privaten durch die Befolaung von staatlichen Vorschriften 
auferlegt werden, sind sehr schwieriq zu erfassen. Verschiedene Autoren! 
haben versucht, die Auswirkungen von Vorschriften und Regulierungen des pri- 
vaten Sektors direkt zu messen. Für die Vereinigten Staaten wurden beispiels- 
für verschiedene Bereiche und das Jahr 1976 die direkten administrativen 
Kosten (auf Crundlage der staatlichen Ausgaben für die Regulierung) und die 
Belastunaskosten der Requlierung im privaten Sektor (z.B. in Form höherer 
Preise und Kapitalausgaben durch Sicherheitsvorschriften und die Anhebung 
von Umweltstandards ) durch die amerikanischen Bundesbehörden geschätzt. 
Die Ergebnisse sind in Tabelle II-6 aufgeführt: Die gesamten administrativen 
Kosten der bundesstaatlichen Requlierung betragen demnach 1976 über 3 Mrd. 
Dollar, und die Belastung des privaten Sektors erreicht mit 63 Mrd. Dollar 
über das 20fache dieser direkten Kosten. Die Gesamtkosten in Höhe von 

66 Mrd. Dollar entsprechen immerhin 3,6% des amerikanischen Bruttosozial- 
produkts und 17% des gesamten Bundesbudgets. Für das Fiskaljahr 1979 wurde 
von WEIDENBAUM (1979) eine noch höhere Belastung von 4,8 Mrd. Dollar an 
administrativen und rund 98 Mrd. Dollar an indirekten Folgekosten der staat- 
lichen Regulierung geschätzt. In einem neueren Artikel weist TABB (1980) je- 
doch darauf hin, dass die Zahlen von WEIDENBAUM zu hoch seien: Nach seinen 
Berechnungen erhält er für die Kosten der Regulierung einen Betrag von 

1,8 Mrd. Dollar an Budgetausgaben des amerikanischen Bundeshaushalts im Jahr 


1) Vgl. WEIDENBAUM und DeFINA (1978), WEIDENBAUM (1979) und DOWNING und LAW- 
SON (1979). In der einzigen Untersuchung für die Bundesrepublik Deutsch- 
land beschränkt sich HAMER (1979) darauf, den Kosten- und Zeitaufwand 
mittelständischer Handwerksbetriebe zur Erfüllung von ‘biirokratischen 
Hilfsarbeiten’ zu ermitteln. 
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Tabelle II-6 


Administrative und private Belastungs - Kosten der 
staatlichen Requlierung (in Mio. Dollar). 
Vereinigte Staaten, Bundesebene 
1976 und 1979 (Schätzung). 


admini- Belastung 
strative des priv. 
Kosten Sektors 


. Konsumentenschutz und 
Gesundheit 


Sicherheit des Arbeits- 
platzes und Arbeits- 
bedingungen 


Energie und Umwelt 


Finanzielle Regulierung 


Regulierung spezifischer 
Industrien (z.B. Eisen- 
bahn, LKW-Transporte, 
Radio und Fernsehen, PKW, 
Medikamente) 


. Ausfüllen von Formularen 


Insgesamt (1976) 


Insgesamt : 
Schätzung für 1979 


Quelle: Murray L. WEIDFNBALM und Robert DeFINA, The Cost of Federal 
Regulation of Econamic Activity. Washington, American Fnter- 
prise Institute, 1978. 
Murray L. WEIDENBAUM, The High Cost of Government Regulation. 
Challenge, Nov./Dez. 1979, S.32-39. 
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1979 und 11,7 Mrd. Dollar an Belastungskosten für die private Wirtschaft - 
ein erheblich kleinerer Betrag im Vergleich mit der Schätzung von über 
100 Mrd. Dollar von WEIDENBAUM. 


Von verschiedenen Seiten wird immer wieder darauf hingewiesen (vgl. TABB 1980), 
dass es verfehlt sei, nur die Kosten der staatlichen Besteuerung und Regulie- 
rung zu betrachten und die Nutzenseite der öffentlichen Tätickeit nicht zu 
berücksichtigen. Immerhin schafft die staatliche Verwaltung dem privaten 
Bereich der Gesellschaft in vielerlei Hinsicht einen Nutzen: Es werden öffent- 
liche Güter und Dienstleistungen angeboten, die von privater Seite oder auf 
freiwilliger Basis nicht oder nur unzureichend zustande kämen. Auch kann die 
private Aktivität bei Vorliegen negativer und positiver externer Fffekte und 
bei Existenz von zunehmenden Skalenerträgen durch die administrativen Ein- 
griffe zum Nutzen der Gesellschaft gelenkt werden. In unserem Zusammenhang 
ist jedoch nicht der gesellschaftliche Nutzen von Bedeutung, sondern es ist 
entscheidend, wie die einzelnen Wirtschaftsubjekte den Nutzen der öffentli- 
chen Tätigkeit bewerten. Es ist äusserst schwierig, diesen individuellen 


Nutzen aus der staatlichen Aktivität zu erfassen, und es existieren nurmehr 


erste Versuche, diesen mittels verschiedener Methoden, u.a. Befragungen, 
Experimente, Wanderungs- und Abstimmungsanalysen, zu bestimmen. 1 Eine andere 
Möglichkeit besteht darin, die Nettobelastung (Kosten % Nutzen) der privaten 
Wirtschaft anhand der Vermeidungskosten, dh, dem Aufwand, der betrieben wird, 
um diese Belastung zu umgehen, zu messen. Überwiegen die negativen Seiten der 
öffentlichen Tätigkeit nach Meinung der Steuerzahler, werden sie dazu über- 
gehen, ihre Tätigkeit aus dem offiziellen Arbeitsmarkt abzuziehen und durch 
Freizeit bzw. eine Aktivität in der Schattenwirtschaft zu substituieren. Es 
ist daher möglich, anhand des Rückgangs der offiziellen Erwerbstätigkeit bzw. 
der Zunahme der Schattenwirtschaft auf die (Netto-) Belastung des privaten 
Sektors durch die Staatstätigkeit zurückzuschliessen. 


Aber auch, wenn für den einzelnen der Nutzen aus der öffentlichen Tatiakeit 
den Kosten entspricht, bestehen für ihn Anreize, seine Steuerpflicht zu um 
gehen: Die Tätigkeit der öffentlichen Verwaltung stellt weitgehend ein 


öffentliches Gut dar, von dessen Nutzung keiner ausgeschlossen werden kann, 


1) Eine ausführliche Übersicht mit Beispielen und den vorliecenden erpiri- 
schen Ergebnissen zu 15 verschiedenen Methoden der Präferenz- und Nutzen- 
erfassung geben FREY und POMMEREHNE (1982c). 
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während für die Kosten allein die Steuerzahler aufzukommen haben. Für den 
einzelnen ist es daher vorteilhaft, sich um seinen Kostenanteil zu ‘driicken’ 
und zumindest einen Teil seiner Aktivitäten in die inoffizielle Wirtschaft 
zu verlegen; aus dem Öffertlichen Angebot an Gütern und Dienstleistungen 
kann er trotzdem profitieren. Auf Grund des Öffentlichen - Gut - Charakters 
der angebotenen Leistungen wird in der weiteren Analyse der Nutzen aus der 
staatlicher Verwaltungstätigkeit für den einzelnen Steuerzahler als vernach- 
lässigbar angesehen, dh. die Kosten, die dem privaten Sektor durch die 
öffentliche Verwaltung aufgebürdet werden, werden als Nettobelastung inter- 
pretiert. Wir werden jedoch in TEIL IV.3. dieser Arbeit auf diese Annahme 
nochmals kurz zurückkommen. 
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II.2. Makromodelle der öffentlichen Verwaltung 


Wie wir gesehen haben, hat die öffentliche Verwaltung ein Interesse daran, 
ihren Spielraum zur Ausweitung ihres Einflusses auszunutzen, und sie wird 
versuchen, einen möglichst hohen Anteil der gesamtwirtschaftlichen Ressour- 
cen an sich zu ziehen und den privaten Sektor verstärkt zu reglementieren. 
Die Beschäftigten in der privaten Wirtschaft haben jedoch verschiedene Mög- 
lichkeiten, auf eine solche Zunahme der Belastung durch den Öffentlichen 
Sektor zu reagieren: Sie können Einspruch erheben ("voice"), wie dies etwa 
in den Vereinigten Staaten und anderen Ländern in Form der "tax revolts" 
zum Ausdruck kamt | 
ziellen Sektor, und damit dem Zugriff der öffentlichen Hand, entziehen 


, und/oder sie können ihre Arbeitskraft aus dem offi- 


("substitution") und damit der Ausweitung der öffentlichen Verwaltung eine 
endogene Grenze setzen. 


Es können zwei Möglichkeiten der Substitution unterschieden werden: 
- räumliche Substitution bzw. Abwanderung und 


- sektorale Abwanderung in die unbesteuerte und unreglementierte 
Schatterwirtschaft. 


II.2.1. Modell der räumlichen Abwanderung 


In Anlehnung an die TIEBOUT - Hypothese des "voting with the feet" (TIEBOUT 
1956) entwickelten COURANT, GRAMLICH und RUBINFELD (1979) ein Makromodell der 
Interdependenz zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor. In diesem 
Modell gehen die Autoren davon aus, dass verschiedene öffentliche Körper- 
schaften existieren mit unterschiedlichen Bedingungen hinsichtlich ces Ange- 
bots an staatlichen Leistungen (formuliert als Funktion der Beschäftiaung im 
öffentlichen Sektor) und der Steuerbelastung. Die Nutzenfunktion der Bevöl- 
kerung sei identisch bezüglich des öffentlichen Outputs, und eine Veränderung 
des Viohnortes impliziere keine Transaktionskosten. Für die staatliche Ver- 
waltung wird angenommen, dass sie ihren eigenen Nutzen maximiert und die 
zahl der Beschäftigten im öffentlichen Sektor als auch deren Löhne in die 
Höhe zu treiben sucht. Nimmt nun die Steuerbelastung in einer Gemeinde X 


[m —— en —n 


1) Vgl. hierzu u.a. verschiedene Beiträge im National Tax Joumal (Supple- 
ment) 32/2, Juni 1979. 
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übermässig zul und die "Quasi-Rente" der Bevölkerung nimmt relativ ab im 
Vergleich zu der in anderen Gemeinden, wandern die Peschäftigten im privaten 
Sektor - über ihre Steuerbeiträge die Finanziers der öffentlichen Administra- 
tion - aus der Gemeinde X ab, Die steuerbare Basis und damit die öffentlichen 
Einnahmen der Gemeinde X nehmen ab und die öffentliche Verwaltung muss ihre 
Ausgaben einschränken und die Zunahme in den Löhnen und der öffentlichen 
Beschäftigung wieder, zumindest zum Teil, rückgängja machen. Dieser Prozess 
der Selbstkontrolle der öffentlichen Verwaltung ist endogen und nicht exogen 
bestimmt ! 


Das Modell von COURANT, GRAMLICH und RUBINFELD ist sehr stark auf amerika- 
nische Verhältnisse zugeschnitten: Die Mobilität der Bevölkerung ist gross 
und es bestehen beachtliche Steuerunterschiede zwischen den einzelnen Glied- 
staaten. In Europa ist die räumliche Mobilität auf Grund der geringeren 
räumlichen Ausdehnung der Länder und Regionen zwar auch gegeben (wenn auch 
die Europäer vermutlich viel stärker mit ihrem sozialen Umfeld verbunden und 
an ihrem Wohn- und Arbeitsplatz verwurzelt sind); die Steuerunterschiede 
zwischen den Ländern und Gemeinden sind jedoch geringer als in den Vereinig- 
ten Staaten, da der Bund, die Länder und die Gemeinden die Steuern nach dem 
Prinzip des "revenue sharing" gemeinsam erheben und sich das Aufkommen dann 
untereinander teilen. (Eine Ausnahme bildet die Schweiz, in der die kanto- 
nalen und kommunalen Steuern den Hauptteil des Gesamtaufkommens ausmachen 
und erheblich variieren.) Das Modell beschreibt aus diesem Grund für die 
meisten europäischen Länder die Wirklichkeit nur sehr eingeschränkt. 


II.2.2. Modell der Abwanderung in die Schattenwirtschaft 


In nahezu allen Ländern hat in den letzten Jahren die Ausweitung der 
Schattenwirtschaft zunehmendes Interesse auf sich gezogen. Als Hauptursache 
dieser Entwicklung wird von vielen Autoren die immer stärker steigende Be- 
lastung des privaten Sektors durch staatliche Eingriffe und Steuerabgaben 
gesehen (vgl. GUTMANN 1979, FEIGE 1982, TANZI 1980, SCHMOLDERS 1980 und 
GRETSCHMANN und ULRICH 1980 u.a.). Dieser Zusammenhang zwischen der zuneh- 
menden Belastung durch die öffentliche Hand und der Ausweitung der Schatten- 


1) Damit wird unterstellt, dass keine Absprachen zwischen den Verwaltungs- 
einheiten der einzelnen Gliedstaaten stattfinden. PAWLOWSKY (1972) weist 
jedoch darauf hin, dass direkte Absprachen und eine Kooperation zwischen 
den Gliedstaaten für diese von Vorteil und daher realistischer sind. 
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wirtschaft wird im folgenden in einem Drei - Sektoren - Modell erfasst und es 
werden Folgerungen in Bezug auf das Verhalten der öffentlichen Verwaltung 
und ihre Wachstumsqrenzen abgeleitet.” 


a. Öffentliche Verwaltung 


Der Nutzen der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung (Up) hängt ab 
von ihrem Lohnsatz (wg) den Nebenleistungen ("fringe benefits") und son- 
stigen nicht-pekuniären Einkommen (NPE), die ihnen zur Verfüqung stehen. 
Der Lohnsatz als auch die Höhe des nicht-pekuniären Einkommens sind jedoch 
wiederum eine Funktion der im Öffentlichen Dienst beschäftigten Personen B: 
Je höher die Zahl der staatlich Bediensteten, desto grösser sind die Ein- 
flussmöglichkeiten, z.B. über die Organisation in Gewerkschaften, in politi- 
schen Parteien und Gremien und/oder direkt in Abstimmungen, um höhere Löhne 
und ein höheres nicht-pekuniäres Einkommen durchzusetzen (val. TEIL I.1.4.). 
Die Nutzenfunktion der öffentlich Beschäftigten lässt sich damit darstellen 
als 


(1) Up = f (wp s NPE) = g(B). 


Zwischen der Höhe des Lohnsatzes und der Zahl der öffentlich Beschäftigten 
besteht jedoch ein Trade-off: Nehmen die Steuereinnahmen zu, muss dieser 


Zuwachs auf Wg und B, die Lohnsumme im öffentlichen Sektor (Wg) , aufge- 


teilt werden2: 


(2) T =w B = W 


Dieser Zusammenhang ist auch in Figur II-l dargestellt:” Bei einem gege- 
benen Steueraufkommen To gibt es eine Kombination zwischen Wao und Bo 
(Punkt A), bei der der Lohnsatz im öffentlichen Sektor dem im offiziellen 


1) Val. FREY und WECK (1982a). ISACHSEN und STRØM (1980) unterscheiden in 
ihrem Modell zwischen offizieller Arbeitszeit, Freizeit (inkl. Schlaf- 
zeit) und Arbeitszeit in der Schattenwirtschaft und untersuchen, wie 
die 24 Stunden eines Tages hierauf aufgeteilt werden. Die Interaktion 
mit dem öffentlichen Sektor und Folgerungen für das Verhalten der staat- 
lichen Verwaltung werden von ihnen jedoch nicht analysiert. 


2) Die Steuereinnahmen werden im folgenden zur Vereinfachung den gesamten 
Staatseinnahmen, die in den meisten westlichen Industrieländern zu über 
80% aus Steuern und Sozialabqaben bestehen, gleichgesetzt. Ausserdem 
werden nur die staatlichen Personalausgaben berücksichtict. 


3) Für eine ähnliche Darstellung siehe COURANT, GRAMLICH und RUBINFELD 
(1979) und GRAMLICH (1982). 
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privaten Sektor (wp) entspricht. Ein höheres Lohnniveau der Beamten 
(Z.B. Wy) kann (bei konstanten ee To? nur iber eine 
Einschränkung der Zahl der Beschäftigten (auf Bo ; oe B) erreicht 
en Eine weitere Erhöhung des Lohnniveaus über WR hinaus (z.B. 
Wao ! Punkt C) ist jedoch nicht möglich, da durch den damit verbundenen 
Rückgang der Beschäftigten im öffentlichen Dienst auch deren Einfluss- 
möglichkeiten auf das Lohnniveau verringert werden; es kann nurmehr ein 


Lohnniveau von we (Punkt C’) erreicht werden. 


Figur II-l 


Trade-off zwischen dem Lohnsatz und der Beschäftigung 
im 6ffentlichen Sektor. 
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Diese Abhdngigkeit des politisch maximal durchsetzbaren Lohnniveaus von 
der Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist in Figur II-1 (a) 
anhand der Kurve W dargestellt. - Bei einer Erhöhung der Steuerein- 
nahmen von To auf T, (Figur II-1 (b)) müssen die zusätzlichen Mittel 
ebenfalls zwischen Wp und B aufaeteilt werden, um tiber die Zunahme der 
Beschäftigten ein höheres Lohnniveau durchsetzen zu können. Dasselbe 


gilt analog im umgekehrten Fall eines Pückgangs der Steuereinnahmen. 


Die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung werden versuchen, ihre 
Einnahmen zu maximieren, um ein möglichst hohes Lohnniveau verwirklichen 
zu können. Zur Verfolgung dieses Ziels kann der Steuersatz tT als 
Instrument eingesetzt werden. tiber den politischen Vorbereitungs-, 
Abstimmungs- und Durchführunasprozess vermag die staatliche Verwaltung 
auf die Festsetzung der Steuersätze (wie auch auf das Lohnniveau und 
das Beschäftigungsniveau) einen gewissen Einfluss zu nehmen. Im folgenden 
gehen wir von der Annahme aus, dass der Steuersatz t allein durch die 
öffentliche Verwaltung festaelegt wird. Gibt es unter dieser extremen 
Annahme einen Mechanismus, der zu einer endogenen Begrenzung bzw. einer 
Selbstkontrolle der Exekutive führt,. so gilt dies auch unter der Annahme 


eines weniger grossen Spielraums. 


b. Offizieller privater Sektor und Schattenwirtschaft 


Die Ressourcen, die die Öffentliche Verwaltung verbraucht, missen vom 
privaten Sektor aufgebracht werden. Nach den Berechnungen von BACON und 
ELTIS beträgt der Anteil der volkswirtschaftlichen Produktion, der vom 
nicht-marktlichen Sektor absorbiert wird, im Vereinigten Königreich und 
der Bundesrepublik Deutschland 1977 rund 40% (vgl. Tabelle II-2); die 
offiziell Beschäftigten haben 1978 bis zu 53% des Bruttoinlandsprodukts 
in Form von Steuern und Sozialabgaben an den Staat abgeführt (val. Ta- 
belle II-3) und im Durchschnitt kommt 1978 in den OECD Ländern schon auf 
etwa sechs Beschäftigte im privaten Bereich ein Beschäftigter im öffent- 
lichen Dienst (MARTIN 1982). Mit zunehmender Belastung des privaten Sek- 
tors durch Steuern und staatliche Reglementierungen nehmen für die Be- 
schäftigten jedoch die Anreize zu, diese Eingriffe des Staates zu umgehen 
und in die Schatterwirtschaft abzuwandern. Die Grundhypothese des Modells 
lautet damit: 


Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


51 


Je höher die (Netto-) Belastung durch den öffentlichen Sektor, desto 
geringer ist die Beschäftiaung in der offiziellen privaten Wirtschaft 
und desto grésser ist der Umfang der Schattenwirtschaft. 


Damit nimmt jedoch das besteuerbare Einkommen im privaten Sektor - die 
Basis, von der die öffentliche Verwaltung ‘lebt’ - ab.! 


Dieser ‚Zusammenhang wird in Figur II-2 anhand der Gutmann - Kurve, einer 
Erweiterung der Laffer - Kurve, indem neben der Substitution zwischen 
Arbeitszeit und Freizeit auch die Möalichkeit der Abwanderung in die 
Schatterwirtschaft berücksichtigt wird (val. GUTMANN 1981), dargestellt. 
Die Steuereinnahmen T werden in Abhäncigkeit von dem Steuersatz T 

(0 £ t £1) wiedergegeben: T = h(t). Die Gerade T(Y) verdeutlicht 


Figur II-2 


Die Beziehung zwischen Steuereinnahmen, Steuersatz und 
Steuerbasis: Die Gutmann - Kurve. 


T= t-Y(t) 


0% To Ty TA 100% 


1) Die Besteuerung des Öffentlichen Sektors bedeutet lediglich eine Umver- 
teilung zugunsten der öffentlich Bediensteten selbst. Es werden daher im 
folgenden nur die Steuerabgaben des privaten Sektors berücksichtigt. 
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dabei die Situation, wenn keine Peaktion der Steuerzahler auf eine 
Steuersatzänderung stattfände; damit bliebe das Einkommen vor Steuer- 
abzug im privaten Sektor konstant auf dem Niveau Y , und durch eine 
Steuersatzerhöhung von t auf T, könnte eine proportionale Zunahme der 
Steuereinnahmen (To > T) erreicht werden. In Figur II-2 entspricht dies 
dem Punkt P} auf der Geraden T(Y) . Von einer solchen Entwicklung auszu- 
gehen, ist jedoch ein Trugschluss: Durch die Reaktion der Privaten auf 
eine Steuersatzerhöhung bleibt die Steuerbasis nicht konstant, sondern 
das offiziell gemessene Einkommen im privaten Sektor geht vielmehr zurück. 
Anstelle von Ty wird eine Erhöhung der Steuereinnahmen von To auf T, 
erreicht. Ab einem bestimmten Steuersatz m nehmen die Steuereinnahmen 
sogar ab, wenn der Steuersatz erhöht wird, und bei einem Steuersatz von 
100% ist zu erwarten, dass niemand mehr bereit ist, im offiziellen pri- 
vaten Sektor zu arbeiten; das Einkommen Y und die Steuereinnahmen T 


erreichen wieder ein Niveau von Null. 


Diese Beziehung zwischen den Steuereinnahmen, dem Steuersatz und dem Ein- 
kommen im offiziellen privaten Sektor kann wie folgt dargestellt werden: 


(3) T = t-Y(1). 


Die Steuereinnahmen haben ihr Maximum bei einem Steuersatz T = und sie 


sind gleich Null für 1=0% und t= 1008.1 


(i) Offizieller privater Sektor 


Die Produktionsfunktion im offiziellen privaten Sektor sei gegeben durch 
(4) Y = Y (L) mit 9Y,/0L > 0, a Y IL" < 0. 


Als Faktorinput wird aus Griinden der Vereinfachung nur der Faktor Arbeit 
(L) berücksichtigt. 


1) Der kritische Steuersatz 1 muss keineswegs bei t= 50% liegen. Diese 
Grenze ist über die Zeit und verschiedene Länder variabel, sie hängt 
ab von dem Steuersystem bzw. der Merklichkeit der Steuern und der Preis- 
elastizität des Arbeitsangebots. Vor allem in Kriegszeiten werden hohe 
Steuerabgaben relativ lange akzeptiert, da der Nutzen der Staatsausga- 
ben wohl höher positiv eingeschätzt wird (HEMMING und KAY 1980). 
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Es wird angenommen, dass die (Brutto-) Entlohnung nach dem Grenzprodukt 
der Arbeit erfolgt:+ 


b = y 
(5) w = 3%,/38L = Y (L) 


Nach Abzug der Steuern bleibt ein Nettolohn von 


n _ b _ _ r 
(6) wW = (1 T) Wy = (1 t) Y (D) 7 
. b 
mt 0 £ w £ wo. 
Cf — = l 4 


Die direkte Belastung des privaten Sektors mit Steuerabgaben beträgt 
b 2 


demach T- Wr ; 


(ii) Schattenwirtschaft 


Im inoffiziellen privaten Sektor werden dieselben Güter und Dienstleistun- 
gen produziert wie im offiziellen privaten Sektor, jedoch sind die Pro- 
duktionsfunktionen nicht notwendicerweise identisch, da die Produktions- 
und Arbeitsbedingungen voneinander abweichen können. 


Die Produktionsfunktion lässt sich analog zum offiziellen Sektor allgemein 
formulieren als 


(7) Yo = Y (S) , 


wobei S die Anzahl der Beschäftiaten in der Schattenwirtschaft darstellt 
und 31.735 > 0, a’Y,/as? <0 


l) Dies ist zwar eine unrealistische Annahme. Es soll jedoch der Unterschied 
zu dem Entscheidungsprozess im öffentlichen Bereich hervoraehoben werden, 
in dem die Lohnbestimmung keinerlei ökonomischen Kräften unterliegt, son- 
dern die Vergütung durch die öffentliche Verwaltung selbst festgeleat wer- 
den kann. 


2) Die Belastuno des privaten Sektors mit staatlichen Vorschriften wird in 
diesem Modell nicht explizit erfasst. Sie könnte eingebaut werden, indem 
berücksichtigt wird, dass durch eine Realementierung die Produktivität 
und der Output pro Faktoreinheit gesenkt werden und damit über die Grenz- 
produktivitätsentlohnung die Bruttolöhne zurückgehen. Der Anreiz zu einer 
Akwanderung aus dem offiziellen privaten Sektor wird damit zusätzlich er- 
höht, an den eigentlichen Ergebnissen ändert sich aber (ausser einem Ni- 
veaueffekt) nichts Wesentliches. 
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Auch hier richten sich die Löhne nach dem Grenzprodukt: 


(8) We = 91/88 = Ye (S) 


Diese Löhne werden definitionsgemäss nicht besteuert, jedoch müssen die in 
der Schattenwirtschaft Beschäftigten das Risiko, bei ihrer Tätigkeit ent- 
deckt und bestraft zu werden, in Rechnung stellen: Der ’Netto’-Lohn nach 
Abzug einer Fisikoprämie co beträgt 


n _ BR ’ 
(9) We = (l-o) Yo (S) , 
mit 0 £ wo £ Wo + 


0 £o 41 . 


(iii) Interaktion zwischen offiziellem privaten Sektor und der Schatten- 
wirtschaft 


Sinkt der (Netto-) Lohn im offiziellen privaten Sektor, z.B. auf Grund einer 
Steuersatzerhöhung, und liegt er damit unter dem entsprechenden Niveau in der 
verborgenen Wirtschaft, wird dadurch eine Abwanderung der Privaten in die 
Schattenwirtschaft eingeleitet. Mit einer Zunahme von S nimmt jedoch das 
Grenzprodukt der Arbeit im Schattensektor ab, der ’Brutto-’ und damit auch 


der ’Netto-’Lohn sinken. Diese Bewegung hält solange an, bis ein Gleichge- 
wicht zwischen den Löhnen erreicht ist 


(10) Wem 


und für die Beschäftigten in beiden Sektoren kein Anreiz mehr besteht, ihre 
Position zu verändern; die Beschäftigung im offiziellen privaten Sektor ist 


zurückgegangen und die inoffizielle Tätigkeit hat entsprechend zugenommen, 


Cleichung (10) stellt eine Gleichgewichtsbedingung dar. Die Verbindung mit 
Gleichung (6) und (9) ergibt 


(11) (Sa) T = (1-90) Yg 


Dieselbe Beziehung lässt sich allgemeiner und aufgelöst nach L und S wie 
folgt darstellen: 
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(12) 


ECS ¢1y% 0) (a) 
s(L,T,o) (be) . 


un 
ll 


Mit zunehmendem Tt nimmt die Beschäftigung im offiziellen privaten Sektor 
(L) ab und die Beschäftigung in der Schattenwirtschaft (S) zu; entspre- 
chend sinkt S und steigt L bei zunehmendem Risiko o in der Schatten- 
wirtschaft, Nimmt aus irgend einem Grund z.B. S zu, aber nicht auf 
Kosten von L, senkt dies den Lohnsatz in diesem Sektor und löst eine Ab- 
wanderung in den offiziellen Arbeitssektor aus; dh. wenn S exogen steigt, 
erhöht dies auch L, und dasselbe ailt im umgekehrten Fall. Für das Glei- 
chunassystem folat daraus: 


(12°) dL/aS > 0, oL/at < 0, dL/do0 > 0 ; 
0S/oL > 0, dS/at > 0, 9S/ðo < 0 . 


(iv) Öffentliche Verwaltung 


Die Beschäftiaten in der öffentlichen Verwaltung versuchen, die Steuerein- 
nahmen zu maximieren, um diese fiir eine Erhöhung ihrer Löhne einerseits 
und eine Verarösserung der Beschäftiotenzahl andererseits verwenden zu 


können. Auf der Verwendunasseite gilt somit folgende Beziehung: 
(2) T = w’'B . 


Die öffentliche Administration verfolgt ihr Ziel, die Ausweitung der 
Steuereinnahmen, indem sie den Steuersatz t variiert. Die Steuereinnahmen 


ergeben sich aus der Steuerbasis multipliziert mit dem Steuersatz (Finan- 
zierungsseite) : 


(3’) =. ary. 


l) Die Risikoprämie o wird in diesem Modell als exogen und konstant ange- 
nommen; dh. insbesondere, dass die Kontrolle der Schattenwirtschaft 
nicht als Aktionsparameter der öffentlichen Verwaltung berücksichtigt 
wird. Dadurch würde die Lösung des Gleichungssystems nurmehr komplizier- 
ter; an dem eigentlichen Ergebnis änderte sich jedoch nicht viel, wenn 
davon ausaegangen würde, dass durch eine erhöhte Kontrolle nur ein Teil 
der potentiellen ’Abwanderer’ abgehalten werden kann. 


2) Zur Vereinfachung wird angenommen, dass das Budaet ausaeqlichen sein 
muss, und die Gesamtausgaben entsprechen den Steuereinnahmen. Weiter 
wird davon ausgegangen, wie zuvor gesaat, dass von den Einnahmen nur die 
Personalkosten (W.) finanziert werden müssen; die weiteren Aufwendunaen, 
die nicht schon direkt in die Personalkosten eingehen, werden im folaen- 
den vernachlässiat. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
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Das Einkommen im offiziellen privaten Sektor Y, ist jedoch nicht konstant, 


sondern es hängt ab von S, t und o (vgl. Gleichung 12a): 
(3") T = t+ Y (L) = T-Y {L(s,T,o)} 
mit 9T/ƏY, > 0, oY, /oL>0, dL/ot <0 . 


Nimmt der Steuersatz zu (bei gegebenem S und co), lassen sich zwei Effekte 


auf die Steuereinnahmen T unterscheiden: 


JY. 
Io _ 125 % 
(13) z „emo + r E = : 


Der erste Term auf der rechten Seite von Gleichund (13) ist positiv, der 
zweite negativ. Ist der Steuersatz t sehr klein, überwiegt der positive 
Effekt und T steiot, allerdings mit abnehmenden Grenzerträgen bei zuneh- 
mendem qt (ansteigender Ast der Gutmann - Kurve, vgl. Figur II-2). Bei 
einem Steuersatz von t* erreicht T sein Maximum: Der positive und nega- 
tive Effekt heben sich auf, es gilt: 3T/ðt = 0. Steiat der Steuersatz 
jedoch über das Niveau von rn weiter an, bewirken die "disincentives" 

im offiziellen privaten Sektor einen so starken Rückgang des angegebenen 
Einkonmens, dass die Steuereinnahmen insgesamt sinken. 


(v) Ressourcenrestriktion 
Im Rahmen des Modells ist die folaende Restriktion zu berücksichtigen: 
(14) G = B+L+S. 


Die Gesamtbeschäftiqung G teilt sich auf auf die Beschäftiaten in der 
öffentlichen Verwaltung, im offiziellen privaten und im inoffiziellen pri- 
vaten Sektor. G ist konstant oder es wächst mit einer bestimmten Rate, 


aber es ist unabhdngig von T. 


1) Es könnte arqumentiert werden, dass die Erwerbsquote und damit G ab- 
hängig sind von dem jeweiligen Steuersatz in einer Volkswirtschaft; G 
entspricht jedoch nicht der offiziellen Ziffer der Erwerbsquote, sondern 
es umfasst das qesamte, offizielle und inoffizielle, private und öffent- 
liche Arbeitspotential, ist also unabhängig von der Entwicklung der ar- 
beitsfahigen Bevölkerung. - In Fiqur II-3 können B,L und S auch als 
Anteile an G (= 100%) aufgefasst werden. 
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c. Szenario 


Anhand der Gleichungen (1) - (14) kann die Entwicklung der Beschäftigung 
in den drei Sektoren - dem offiziellen privaten Sektor, dem öffentlichen 
Sektor und der Schattenwirtschaft - als Szenario abgeleitet werden. 1 


Es ergibt sich folgendes Bild (Fiaur II-3) : Teil (a) der Figur stellt 
die Gutmann - Kurve dar, entsprechend der Fiqur II-2. Bei einem Steuersatz 
von 1” erreichen die Steuereinnahmen und damit auch die Löhne und die 
Beschäftigung im öffentlichen Sektor ihr Maximum. Für t = 0% und t = 100% 
sind keine Steuereinnahmen verfiiabar, es können keine Beamten beschäftigt 
werden (T=0, B=0). Nimmt der Steuersatz von 0% aus zu, kann durch 
den Anstieg der Einnahmen die Zahl der Beschäftigten und deren Löhne erhöht 
werden, aber nur bis zu einem maximalen Niveau bei 1 . Die Beschäftigung 
im offiziellen privaten Sektor geht gleichzeitig zurück (Figur II-3 (b)) , 
die Privaten wandern in die Schattenwirtschaft und in den öffentlichen Sek- 
tor ab. Dieser Prozess hält solange an, bis der Steuersatz sein Maximm 
erreicht hat: Für t = 100% besteht für niemanden mehr ein Anreiz, im 
offiziellen privaten Sektor tätig zu sein. Aber auch im öffentlichen Sektor 
ist die Zahl der Beschäftioten (und deren Löhne) gesunken. Bei einem Steuer- 
satz über 1“ gehen die staatlichen Einnahmen zurück und die Beschäftigung 
im öffentlichen Sektor muss eingeschränkt werden bis auf ein Niveau von 
Null bei einem Steuersatz von 100%. Eine maximale Erhöhung des Steuer- 
satzes führt nicht zu einem Leviathan - Staat, wie oftmals befürchtet wird, 
sondern zurück zu einer Tauschwirtschaft - der Schattenwirtschaft, oder der 
Anarchie. 


Eine solche anarchische Gesellschaft hat sehr wohl auch positive Aspekte: 
Auch wenn die Eigentumsrechte und Arbeitsverträge nicht über das öffent- 
liche Rechtssystem durchgesetzt werden können, bleibt die gesellschaftliche 
Produktion doch aufrechterhalten und es ist nicht auszuschliessen, dass in 
der Schatterwirtschaft die Produktivität sogar über der im offiziellen 
Arbeitsmarkt lieat. In Italien wurden gar verschiedene Stimmen laut, dass 
es nur der arossen inoffiziellen Wirtschaft zu verdanken sei, dass das 
Land bisher vor einem wirtschaftlichen Zusammenbruch bewahrt wurde (vgl. 
MARTINO 1980 und DeGRAZIA 1980). 


1) Für eine ausführliche Herleitung siehe FREY und WECK (1982a), Szenario 
III. 
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Figur II-3 


Szenario - Entwicklung der Beschäftigung in den drei Sektoren, 


dem offiziellen privaten Sektor, dem öffentlichen Sektor 
und der Schattenwirtschaft, 


in Abhängigkeit von dem Steuersatz T. 


T= ty (Lit...) 
eo s KOT ff 4 
Lay] 


t (%) 


Die Abwanderung der Arbeitskräfte in die Schattenwirtschaft setzt der 


öffentlichen Verwaltung endogene Grenzen: Für eine rationale Administra- 


tion ist es nicht sinnvoll, den Steuersatz beliebig zu erhöhen, auch wenn 
sie über die Machtmittel verfügt, denn sie wird nicht "das Huhn schlachten, 
das ihr die goldenen Eier legt" (FREY 1980b) bzw. ihre Existenzqarundlace 
selbst zerstören. Die staatliche Verwaltung wird vielmehr versuchen, den 


optimalen Steuersatz zu realisieren, um ein Maximum an Steuern und das 


höchstmöcliche Lohn- und Beschäftigunasniveau erzielen zu können. 
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d. Beurtei lung 


Mit dem erläuterten Modell wird versucht, die Wirklichkeit vereinfacht 
darzustellen. Die Betrachtung beschränkt sich auf drei gesellschaftliche 
Bereiche: den offiziellen privaten Sektor, die öffentliche Verwaltung und 
die Schattenwirtschaft. Es ist jedoch möglich, weitere politische Entschei- 
dungsträger, etwa die Regierung, das Parlament und die Wähler, in das Modell 
einzubeziehen (vgl. FREY 1982) . Wird von der realistischeren Annahme ausge- 
gangen, dass die öffentliche Verwaltung die Höhe des Steuersatzes nicht be- 
liebiq festsetzen kann, sondern zumindest zum Teil die Interessen der poli- 
tischen Auftraggeber zu berücksichtigen hat, so führt dies dazu, dass Steuer- 
satzerhöhungen nur ’in kleineren Schritten’ durchgesetzt werden können und 
die endogene Grenze des Wachstums des öffentlichen Sektors wird zeitlich 


verzögert und eventuell auf einem niedereren Steuersatzniveau erreicht. 


Es sind auch Kräfte denkbar, die in dem hier dargestellten Modell bewirken, 
dass ein höheres als das optimale Niveau des Steuersatzes (1>+t*) von der 
öffentlichen Verwaltung durchgesetzt wird. Existiert Konkurrenz zwischen 
verschiedenen Abteilungen der Öffentlichen Verwaltung oder den einzelnen 
Beamten um die Höhe der Budgetzuweisungen bzw. der Löhne, wird jede Abteilung 
versuchen, einen möglichst hohen Anteil einer Erhöhung der Steuereinnahmen 
für sich zu gewinnen. Da jede Abteilung dabei nur ihren eigenen Bereich im 
Auge hat, ist es möglich, dass der Steuersatz über das optimale Niveau ge- 
drückt wird, unddie gesamte öffentliche Administration hat dann den damit 


verursachten Rückgang der staatlichen Einnahmen zu tragen, 


Die Höhe des optimalen Steuersatzes hängt entscheidend ab von der Reaktion 
der Beschäftigten im privaten Sektor auf eine Anhebung des Steuersatzes. 

Im Zusammenhang mit der "negative income tax" wurde vor allem in den Ver- 
einigten Staaten eine Reihe von experimentellen Untersuchungen durchgeführt, 
die die Bedeutung der abnehmenden Arbeitsanreize hervorheben (vgl. FERBER und 
HIRSCH 1978). Hingegen führen die Schätzungen im Zusammenhang mit der Laffer- 
Kurve zu keinem eindeutigen Ergebnis in Bezug auf die Wirkung von Steuersatz- 
änderungen auf das Arbeitsangebot (vgl. OECD 1975). Neuere Schätzungen für 
die Vereinigten Staaten und Grossbritannien haben ergeben, dass der maximale 
durchschnittliche Steuersatz, bei dem noch ein Anstieg der Steuereinnahmen 

zu erwarten ist, über 80% liegt, und der entsprechende marginale Steuersatz 
liegt damit noch höher (siehe HEMMING und KAY 1980). Auch KIEFER (1979) er- 
mittelt in einer Untersuchung für die Vereinigten Staaten, dass der optimale 
Steuersatz immer noch weit über. dem tatsächlichen Alegts-3-631-75192-3 
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In diesen Studien wird nur die Méglichkeit einer Substitution zwischen Ar- 
beit und Freizeit berücksichtigt; der Anreiz, in die Schattenwirtschaft 
überzuwechseln, um damit die staatlichen Eingriffe zu umgehen und das bis- 
herige Einkommensniveau aufrechtzuerhalten, dürfte jedoch von grösserer 
Bedeutung sein, so dass hier eine höhere Elastizität des offiziellen Arbeits- 
angebots auf Steuersatzänderungen und damit ein geringeres Niveau für den 


optimalen Steuersatz T* zu erwarten ist. 


STUART entwickelte 1981 ein Modell, in dem er die Aufteilung zwischen einem 
"taxed" und "untaxed sector" explizit berücksichtigt. In seinen Schätzungen 
für Schweden erhält er einen optimalen marginalen Steuersatz von 69% - 73% 
und schliesst daraus, dass in diesem Land die Grenze, dh. der optimale 
Steuersatz T*, bereits überschritten ist: Der marginale Steuersatz betrug 
1959 noch rund 50% und stieg bis Anfang der 70er Jahre auf 70%, und bis 1980 
auf 80% an. Dies bedeutet, dass in Schweden eine Erhöhung des marginalen 


Steuersatzes heute schon eine Reduktion der Steuereinnahmen bewirken müsste. 


Um den Einfluss der staatlichen Belastung auf die Entwicklung der Schatten- 
wirtschaft mit den üblichen statistischen Verfahren, z.B. der multiplen 
Regressionsanalyse, überprüfen zu können, ist es notwendig, auf Daten der 
Grösse der verborgenen Wirtschaft über die Zeit und/oder über ver- 
schiedene Länder zurückgreifen zu können. Die Schattenwirtschaft ist - wie 
die Bezeichnung "hidden economy" vermuten lässt - jedoch sehr schwer empi- 
risch messbar. Trotzdem werden in der wissenschaftlichen als auch der popu- 
lären Literatur eine Reihe von Zahlen angegeben, die von reinen Spekulationen 
über "guesstimates" bis zu wissenschaftlich fundierten Schätzungen reichen. 
In TEIL III werden die verschiedenen Methoden zur Erfassung der Schatten- 
wirtschaft vorgestellt und die in der Literatur bisher vorliegenden empi- 
rischen Ergebnisse für verschiedene Länder zusammengestellt. 


Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


61 


TEIL III: Erfassung der Schattenwirtschaft: 


Empirische Methoden und Schätzergebnisse. 


Das Phänomen der Schattenwirtschaft hat seit Mitte der 70er Jahre zunehmend 
Beachtung gefunden, nicht nur in der Öffentlichkeit und unter Politikem 
(vgl. SPIEGEL 1981a und TAGESANZEIGER vom 2./3. März 1982), sondern auch in 
wissenschaftlichen Kreisen und insbesondere in der Volkswirtschaftslehre. 
Beispielsweise ist es für die Theorie der Wirtschaftspolitik nicht unerheb- 
lich, wenn wichtige gesamtwirtschaftliche Grössen , wie etwa das offiziell 
gemessene Sozialprodukt oder die Arbeitslosenquote, systematisch verzerrt 
erfasst werden und entsprechend wirtschaftspolitische Massnahmen, die sich 
an diesen Daten orientieren, nicht zu dem erwünschten Ergebnis führen. Ist 
ein bedeutender Teil der Beschäftigten in der Schattenwirtschaft tätig und 
entzieht sich damit dem Zuariff der staatlichen Institutionen, sinken da- 
durch die Steuereinnahmen aus der offiziellen Wirtschaft und die öffentliche 
Verwaltung wird, wie in den vorhergehenden Ausführungen erläutert wurde, in 


ihrem Ausgabenverhalten (endogen) eingeschränkt. 


Es gibt verschiedene Ansätze, um die Grösse der Schattenwirtschaft zu erfas- 
sen. Allerdings ist es schwierig, einen Überblick über die wissenschaftliche 
Diskussion zu gewinnen, da die Beiträge weitgehend isoliert und in unver- 
öffentlichter Form vorliegen. In einem neueren Beitrag stellen FREY und 
POMMEREHNE (1982b) verschiedene in der Literatur erörterte Methoden zur Er- 
fassung der Schattenwirtschaft systematisch zusammen und vergleichen die er- 
nittelten Schätzungen für die Grösse der inoffiziellen Wirtschaft in ver- 
schiedenen Ländern und, in einer weiteren Studie (POMMEREHNE und FREY 1982), 
die Entwicklung über die Zeit. Diese Methoden und die empirischen Ergebnisse 
werden im folgenden vorgestellt. 1 
Je nach Fragestellung ergeben sich jedoch zum Teil recht grosse Unterschiede 
in dem, was als Schattenwirtschaft angesehen und zur Messung herangezogen 
wird. Allen Ansätzen gemeinsam ist, dass sie die Aktivität in der Schatten- 
wirtschaft als eine Aktivität verstehen, die keiner Besteuerung und Regle- 
mentierung durch den staatlichen Sektor unterliegt. Es wird versucht, folgen- 


l) Für eine Übersicht vgl. auch FREY (1981b) und, mit Schätzungen ausschliess- 
lich für die Vereinigten Staaten, u.a. SHERMAN (1981). 
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de Leistungen im Sozialprodukt der Schattenwirtschaft zu erfassen: 


- legale Aktivitäten, welche lecal ausgeführt werden, die aber der Erfassung 


durch die Steuer entzogen werden (Steuerhinterziehund) ; 
- legale Aktivitäten, die illegal ausgeführt werden (Schwarzarbeit); und 


- illegale Aktivitäten. 


Als ‘Arbeitsdefinition’ der Schattenwirtschaft wird üblicherweise in der 
Literatur? davon ausgegangen, dass im Schattensektor all jene Aktivitäten 
zusammengefasst werden, die normalerweise (nach Konvention) zum Brutto- 
sozialprodukt gerechnet werden müssten, die aber - aus welchen Gründen auch 
immer - im offiziellen Bruttosozialprodukt nicht auscewiesen werden. 


Damit ist ein direkter Vergleich mit der offiziell gemessenen gesamtwirt- 
schaftlichen Aktivität möglich. Es ergeben sich jedoch gewisse Probleme, 
die mit der Konzeption des Sozialprodukts verbunden sind: Die Tätigkeiten 
im eigenen Haushalt, Nachbarschaftshilfe und Aktivitäten im informellen 
Sektor, die im allgemeinen unentgeldlich und ehrenamtlich ausgeführt wer- 
den, werden nach Konvention nicht im offiziellen Bruttosozialprodukt er- 
fasst, und sie werden auch bei der Messung des Sozialprodukts der inoffi- 
ziellen Wirtschaft nicht mitberücksichtigt. Einkommen aus illegaler und 
legaler Beschäftigung, die bei der Steuererklärung nicht angegeben werden, 
gehen hingegen weitgehend in die Berechnungen der Schattenwirtschaft ein; 
damit werden auch, sofern es sich um nicht-monetäre Zahlungen handelt, 
zumindest zum Teil Aktivitäten in der Tauschwirtschaft ("barter economy") 
erfasst. In einigen Ländern wird das offiziell ausgewiesene Sozialprodukt 
bereits bei der Berechnung um einen Teil des hinterzogenen Einkommens 
korrigiert; es liegen jedoch keine genauen Informationen vor, so dass 
unklar ist, inwieweit sich die Referenzzahlen (das Bruttosozialprodukt) 


zwischen den Ländern unterscheiden. 


Auf Grund der derzeitigen Literatur lassen sich vier Bereiche oder Ansatz- 
punkte unterteilen, von denen aus eine Messung der Grösse der Schatten- 
wirtschaft möglich ist: Es kann 


- beim Arbeitsmarkt, 


1) Vgl. MCAFEE (1980), SMITH (1981), KIRCHGASSNER (1981), FEIGE (1982) 
und ISACHSEN, KLOVLAND und STRØM (1982). SCHMIDT (1982) kritisiert 
diese seiner Ansicht nach zu umfassende Definition und umschreibt 
die Schattenwirtschaft anhand von zwei konstitutiven Merkmalen, dem 
Merkmal. der Irreqularitätlan@laen \deekrdaunsrema leinative,7 5192-3 
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- beim steuerlich deklarierten Einkommen, 
- bei den Ausgaben und Einnahmen, und 
- bei der Geldentwickluna 


angesetzt werden. 


Im folgenden wird zwischen direkten und indirekten Methoden unterschieden, 
die zur Erfassung der Schattenwirtschaft herangezogen werden können; eine 


eindeutige Trennung kann jedoch nicht in allen Fällen durchgeführt werden. 


III.l. Direkte Methoden 


III.1.1. Befragungen 


Anhand von Umfracen lässt sich direkt und individuell ermitteln, ob und in 
welchem Ausmass Schwarzarbeit geleistet wird hzw. schwarz angebotene Güter 
und Dienstleistungen nachgefraat werden. Das Problem besteht allerdinas 
darin, dass eine solche Umfrage auf freiwilligen Angaben der Befragten 
basiert. Für die Betroffenen bestehen wenia Anreize, ihre Aktivität in der 
Schattenwirtschaft an sich und in vollem Umfana zuzugeben, und daher ist 
eine geschickt angelegte und indirekte Fragetechnik erforderlich. 


In Italien wurde von verschiedenen Instituten im Auftraq des Statistischen 


Amtes ISTAT eine solche Befragung durchgeführt (vgl, CENSIS 1976), Die Unter- 


suchung wurde zweistufig angelegt: In einem ersten Schritt wurde nach der 


Erwerbstätigkeit gefragt und diejenigen Befragten ausgesondert, die angaben, 


während der letzten zwölf Monate nicht beschäftigt gewesen zu sein, An diese 


Gruppe wurde nach Ablauf eines Monats ein zusätzlicher Fragebogen gerichtet, 


der so formuliert war, dass für sie ein Anreiz bestand, eine Erwerbstätigkeit 


eher zuzugeben; beispielsweise wurde gefragt, ob der/die Betroffene in dem 


vergangenen Jahr auf irgendeine Weise finanziell zum Familienunterhalt beige- 
tragen habe. Anhand solcher Umfragen wurde für das Jahr 1974 ermittelt, dass 


41,5% der "Arbeitslosen" nach späteren Angaben doch beschäftigt waren, und 


dass von insgesamt 18,25 Mio. Beschäftigten in Italien etwa 12% (2,2 Mio.) 


auf dem Schwarzmarkt tätig waren (vgl. PETTENATI 1979 und L. FREY 1978). 


Auch in Norwecen wurde 1979 eine Befragung durchgeführt (ISACHSEN, KLOVLAND 
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und STRØM 1982). Darin gaben 29% der Befraaten zu, dass sie Schwarzarbei- 
ter beschäftigt hatten, während demgegenüber (nur) 20% direkt eingestan- 
den, selbst schwarz gearbeitet zu haben. Werden die Angaben über die Zahl 
der in der Schattenwirtschaft geleisteten Arbeitsstunden und zusätzliche 
Annahmen über den Stundenlohn hinzugezogen, so ergibt sich für das Sozial- 
produkt der Schattenwirtschaft in Norwegen 1979 eine Grössenordnung von 


2,3% des offiziell gemessenen Bruttosozialprodukts. 


Ebenfalls auf Grund einer Befrägung (unter jüdischen Emigranten) schliessen 
OFER und VINOKUR (1980) für den europäischen Teil der jetunion und 1973 
auf eine Produktion in der Schattenwirtschaft im Umfang von 6% - 7% des 
offiziellen Bruttosozialprodukts; Berechnungen nach demselben Vorgehen für 
die 60er Jahre ergaben einen Grösse von 10% - 15% im Vergleich mit dem aus- 
gewiesenen Bruttosozialprodukt (KATZ 1973). 


Für die Bundesrepublik Deutschland hat nach Angaben des SPIEGELS (1981a) 

das Institut für Demoskopie in Allensbach aus einer Repräsentativumfrage 
hochgerechnet, dass 3,3 Mio. Erwerbstätige im Durchschnitt 3 Stunden pro 
Tag schwarz arbeiten, das entspricht rund 12% der Erwerbstätigen und etwa 
37% der durchschnittlichen Arbeitszeit. Wird davon ausgegangen, dass die Pro- 
duktivität in der offiziellen und in der inoffiziellen Wirtschaft identisch 
ist, so ergibt sich für die Schattenwirtschaft im Jahr 1980 ein Umfang von 

68 Mrd. DM oder 4,6% des offiziellen Sozialprodukts (KIRCHGÄSSNER 1981). 


Auch wenn die Umfrage geschickt angelegt ist und dadurch die Befragten moti- 
viert werden, über die Höhe ihrer unversteuerten Einkünfte und die schwarz 
geleistete Arbeitszeit Auskunft zu geben, ist doch kaum zu erwarten, dass 
mit Hilfe dieser Methode die gesamte Schattenwirtschaft erfasst werden kann; 
der Anreiz zu strategisch verzerrten Antworten kann kaum vollständig ausge- 
schaltet werden. Auch können mit einer Umfrage immer nur bestimmte Aspekte 
der verborgenen Wirtschaft angeschnitten werden. Aus diesen zwei Gründen 

sind die ausgewiesenen Schätzungen eher als Untergrenzen der Schattenwirt- 
schaft zu verstehen. 


Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


65 


III.l.2. Stichproben zur Steuerüberprüfung 


Stichproben werden vor allem von Steuerbehörden durchgeführt, um das Ausmass 
der Steuerhinterziehung aufzudecken. Aber auch andere staatliche Stellen, 
wie beispielsweise die Einwanderungsbehörden oder die Sozialversicherungs- — 
träger, führen Stichproben durch, auf deren Grundlage z.B. in Bezug auf das 
Potential an ausländischen Arbeitnehmern, die auf eine illegale Beschäftigung 


angewiesen sind, Rückschlüsse gezogen werden können. 


Anhand einer Stichprobe von 50 000 Steuererklärungen, die mit den entspre- 
chenden Angaben bei der Sozialversicherungsbehäörde verglichen wurden, schätzt 
der Internal Revenue Service (IRS 1979) für die Vereinigten Staaten und das 
Jahr 1976, dass die nicht versteuerten Einkommen zwischen 4,4% und 5,9% im 
Vergleich mit dem offiziellen Bruttosozialprodukt betragen; unter Einbeziehung 
von "guesstimates" für das Einkommen aus illegaler Tätigkeit erhöht sich 

diese Grössenordnung auf 6% - 8% des Bruttosozialprodukts. -— Für Schweden 
wurde anhand von Stichproben zur Steuerüberprüfung eine Höhe von 8% - 15% 

des deklarierten Einkommens für das Jahr 1978 ermittelt (HANSSON 1980). 


Mit Hilfe solcher Stichproben kann allerdings nur ein Teil der entgangenen 
Steuereinnahmen und damit der Schattemwirtschaft aufgedeckt werden, nämlich 
der Teil an hinterzogenem Einkammen, der aufgedeckt würde, wenn die Steuer- 
prüfung in derselben Intensität und Häufigkeit auf die gesamte Bevölkerung 
ausgeweitet würde. Das steuerpflichtige Einkommen der Personen, die illegal 
beschäftigt sind oder die keine Steuererklärung abgeben, wird hingegen nur 
zufällig und sehr begrenzt erfasst. Ein anderes Problem ist, dass die für 
die Grösse der Schattenwirtschaft ermittelten Werte auch noch von anderen 
Faktoren abhängig sind als von der Höhe der Steuerhinterziehung allein; sie 
werden ebenfalls beeinflusst von der Intensität, mit der die Steuerprüfung 
durchgeführt wird, von der Überprüfungsmethode, von der Höhe der angedrohten 
Strafe bei einer Falschaussage oder Verweigerung der Aussage, von der Steuer- 
struktur und von der Steuergesetzgebung, Insgesamt ist jedoch zu erwarten, 
dass sich anhand solcher Stichproben höhere Schätzungen für die Grösse der 
Schattenwirtschaft ergeben als mit der Befraqungs-Methode, da die Angaben 
unfreiwillig und unter Androhung von Strafen gemacht werden. Mit beiden 
Methoden liegen bisher nur einzelne Punktschätzungen vor, so dass eine Über- 
prüfung des in TEIL II entwickelten Modells auf dieser Datenbasis nicht 
möglich ist. 
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III.2. Indirekte Methoden 


Mit Hilfe von indirekten Methoden wird versucht, die ’Spuren’, die die Schat- 
tenwirtschaft in verschiedenen Bereichen hinterlässt, aufzudecken. Beispiels- 
weise deutet die Differenz zwischen den gesamtwirtschaftlichen Ausgaben und 
Einnahmen darauf hin, dass Transaktionen ausserhalb der offiziellen Wirtschaft 
stattfinden. Auch auf dem Arbeitsmarkt und auf dem Geldmarkt lassen sich 


solche Spuren in Form von Residuen (=> Residualansatz) feststellen. 


II.2.1. Differenz zwischen Ausqaben und Einnahmen 


Wird bei den Steuerbehörden nur ein Teil des gesamten Einkommens angegeben, 
so spiegelt sich dies in der Differenz zwischen dem offiziell ausgewiesenen 
Einkommen und den Ausgaben für Güter und Dienstleistungen wieder. Der Umfang, 
in dem die Ausgaben die Einnahmen übersteigen, lässt auf die Höhe der Ein- 
nahmen aus der Schattenwirtschaft schliessen. Ein solcher Vergleich kann auf 
der aggregierten Ebene der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, aber auch 
direkt auf individueller Ebene, ansetzend bei den einzelnen Haushalten, 
durchgeführt werden; eine klare Trennung zwischen direkter und indirekter 
Methode ist in diesem Fall nicht möglich, 


a. Aggregierte Ebene 


Die gesamtwirtschaftlichen privaten Ausgaben für Güter und Dienstleistungen 
werden - bevor sie der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung angepasst und 
entsprechend bereinigt werden - dem aus der Steuerstatistik berechneten Ein- 
kommen des privaten Sektors gegenübergestellt. Auf diese Weise wurde bei- 
spielsweise für das Vereinigte Königreich und das Jahr 1978 abgeleitet, dass 
die Einnahmen aus der inoffiziellen Wirtschaft 2,5% - 3% des offiziellen 
Bruttosozialprodukts entsprechen (MACAFEE 1980). Für die Vereinigten Staaten 
ermittelte PARK (1979) für 1977 eine Grösse von 4%, und überraschend ergibt 
sich ein abnehmender Trend über die letzten 30 Jahre: Während 1948 die Schat- 
tenwirtschaft im Vergleich mit dem offiziellen Sozialprodukt bereits über 9% 
betrug, ging diese Grösse bis 1958 um 2,6 Prozentpunkte auf 6,8% und bis 
1968 auf 5,5% zurück. Für Belgien und Frankreich wurde für die 60er Jahre 
gar eine Schatterwirtschaft von über 20% des Bruttosozialprodukts errechnet 
(vgl, FRANK 1976 und ROZE 1971). 
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Die mit dieser Methode abgeleitete zeitliche Entwicklung der Schattenwirt- 
schaft über die letzten 15 Jahre in verschiedenen Ländern ist in Figur III-1 


daraestellt. Aus der Figur wird ersichtlich, dass die inoffizielle Wirt- 
schaft in Belgien ein weit höheres Niveau aufweist als in allen anderen be- 
trachteten Ländern. Ausserdem ging, wie zuvor ancedeutet, die Schattenwirt- 
schaft in den Vereinigten Staaten iiber den Beohachtunaszeitraum von 1965 
bis 1977 leicht zurück. 


Diese Methode, bei der die Grösse der Schattenwirtschaft aus den Gesamtaus- 
gaben und -einnahmen des privaten Sektors abgeleitet wird, weist schwer- 
wiegende Mängel auf: Die Erfassung der unbereinigten (nicht schon der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung angepassten) Daten bereitet zum Teil grosse 
Schwierigkeiten und ist von Land zu Land verschieden. So werden verschiedent- 
lich die Steuerstatistiken auch für die Berechnung wesentlicher Teile der 
Ausgabenseite herangezogen, unddie ermittelten Werte hängen ausserdem von 
Veränderungen bzw.Verbesserungen in der Erfassungs- und Berechnungsmethodik 
und von der Sorgfalt der Behörden bei der Datenerhebung ab. Bei dem Ansatz 
wird auch davon ausgegangen, dass nur die offiziellen Statistiken, die die 
Einnahmenseite betreffen, durch die Existenz einer Schattenwirtschaft nach 
unten verzerrt werden. Es bestehen jedoch Anreize, auch Ausgaben für die auf 
dem Schwarzmarkt gehandelten Güter und Dienstleistungen zu verheimlichen. 
Nur die Einnahmen aus der inoffiziellen Wirtschaft, die diese Ausqaben über- 
steigen, werden als Indiz für die Grösse der Schattenwirtschaft erfasst: Es 
wird sozusagen nur die ’Spitze des Eisberges’ gemessen, da zumindest ein 
Teil der inoffiziellen Tätigkeit unberücksichtigt bleibt. Einigermassen zu- 
verlässige Aussagen sind hingegen mit dieser Methode in Bezug auf die zeit- 
liche Entwicklung der verborgenen Wirtschaft möglich, vorausgesetzt, dass 
das Vorgehen bei der Erfassung und Berechnung der Daten über den Beobach- 
tungszeitraum konstant geblieben ist. 


b. Individuelle Ebene der privaten Haushalte 


Hier werden die Ausaaben für Güter und Dienstleistungen direkt - beispiels- 
weise in Form der freiwilligen Haushaltsbuchführung - bei den privaten 
Haushalten erhoben. Dies hat den Vorteil, dass die Ausgakenseite vollkommen 
unabhängig von dem aus den Steuerstatistiken hochgerechneten Einkommen er- 
fasst wird. Eine Untersuchung von 7 200 Haushalten im Vereinigten Könia- 
reich ergab, dass die Schattenwirtschaft 3% des offiziell ausgewiesenen 
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Figur III-1 
Entwicklung der Schattenwirtschaft, 
gemessen anhand der unerklärten Differenz zwischen 
gesamtwirtschaftlichen Ausgaben und Einnahmen 


(in Prozent des offiziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukts) . 
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Bruttosozialprodukts umfasst (DILNOT und MORRIS 1981), ein Eraebnis, 
welches überraschend gut mit denjenigen aus den aggregierten gesamtwirt- 


schaftlichen Daten übereinstimmt. 


III.2.2. Differenz zwischen offizieller und effektiver Erwerbsquote 


Für Italien kann festgestellt werden, dass die offiziell ausgewiesene Er- 
werbsquote über die letzten 18 Jahre um über 10 Prozentpunkte - von 44% 
1959 auf 33,7% im Jahr 1977 - zurückging und im Vergleich mit anderen 
Ländern ein extrem niederes Niveau aufweist; mit 35,5% im Jahr 1975 liegt 
die Erwerbsquote in Italien weit unter den entsprechenden Werten z.B. für 
Frankreich (42,3%), der Bundesrepublik Deutschland (42,7%), den Vereinigten 
Staaten (44,4%) und Grossbritannien (46,1%) (vgl. FUA 1976 und L. FREY 1978). 
Auf Grund dieser Feststellung lässt sich vermuten, dass ein vergleichsweise 
grosser Anteil der italienischen Bevölkerung in der Schattenwirtschaft tätig 
ist, und die effektive Erwerbsquote folglich weit über den offiziell ausge- 


wiesenen Werten liegt. 


Die effektive Erwerbsquote ist jedoch nicht konstant über die Zeit und über 
verschiedene Länder. Sie wird durch verschiedene andere Faktoren beeinflusst, 
wie beispielsweise die Zusammensetzung der Bevölkerung nach Alter, Geschlecht 
und nach dem Bildungsgrad, nach Regionen und Sektoren, nach Religionszuge- 
hörigkeit und traditionellen Konventionen sowie dem Anteil der Halbtags- 
und Teilzeitbeschäftigten, Diese Faktoren müssen erfasst und konstant gehal- 
ten werden, um aus der zeitlichen Entwicklung oder einem Ländervergleich von 
der offiziell ausgewiesenen auf die tatsächliche Erwerbsquote schliessen zu 


können. 


In Italien wurden verschiedene Umfragen (vgl. TEIL III.1.1.) durchgeführt, 
um die effektive Erwerbsquote direkt zu erfassen. Das Statistische Amt ISTAT 
ermittelte eine Quote von 38,9% für das Jahr 1975, und CFRES erhielt einen 
Wert von 44,7%, verglichen mit einer offiziellen Erwerbsquote von 35,5%. 
Anhand dieser Angaben wurde geschätzt, dass 1975 13% - 17% der Erwerbsper- 
sonen in der verborgenen Wirtschaft tätig waren; dieser Anteil erhöht sich 
auf 20% bzw. 25%, wenn die Beschäftigten mit zwei bzw. mehreren Arbeits- 
stellen mitberücksichtigt werden (vgl. CONTINI 1981 und L. FREY 1978). 
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Um Angaben über die Wertschöpfung in der Schattenwirtschaft im Vergleich mit 
dem offiziellen Bruttosozialprodukt zu ermöglichen, müssen Annahmen über die 
Arbeitsproduktivität im offiziellen wie im inoffiziellen Sektor gemacht 
werden. Auf Grundlage seiner eher zurückhaltenden Schätzung kommt ISTAT für 
1975 auf eine Grösse der Schattenwirtschaft von 8,9% im Vergleich mit dem 
offiziell ausgewiesenen Bruttoinlandsprodukt; ALVARO (1979) revidiert diese 
Schätzung auf 14% des Bruttoinlandsprodukts. Wird die Wertschöpfung im in- 
offiziellen Sektor anhand der Angaben von CERES berechnet, ergibt sich eine 
Grössenordnung von 25% - 33% für das Sozialprodukt in der Schattenwirtschaft 
(MARTINO 1980). 


Der Vorteil dieser Methode liegt darin, dass die Erfassung direkt in dem 
Bereich ansetzt, wo die Schattenwirtschaft entsteht: beim Arbeitsmarkt. 
Jedoch ist dieses Vorgehen recht problematisch hinsichtlich der Annahmen 
über die Arbeitsproduktivität: Es lässt sich theoretisch (a priori) nicht 
bestimmen, ob die Arbeitsproduktivität in der verboraenen Wirtschaft höher 
oder geringer ist als diejenige in der offiziellen Wirtschaft, und empiri- 
sche Untersuchungen hierüber liegen bisher nicht vor. Vor allem aber müssten 
bei dieser Methode detailierte Angaben bezüglich der Arbeitszeit und der Zu- 
sammensetzung der Erwerbspersonen berücksichtigt werden. Viele Personen geben 
ihren Arbeitsplatz in der offiziellen Wirtschaft nicht auf, wenn sie einer 
Tätigkeit in der Schattenwirtschaft nachgehen wollen, sondern sie gleichen 
die erhöhte inoffizielle Aktivität über einen Rückgang der offiziell gelei- 
steten Arbeitszeit aus. Damit spiegelt sich das Ausmass der Aktivitäten in 
der Schattenwirtschaft nur zum Teil in der Erwerbsquote wieder. Zusätzlich 
lässt sich keine eindeutige Aussage über den Zusammenhana der Erwerbsquote 
der Frauen und deren Aktivität in der Schattemwirtschaft machen: Die Emanzi- 
pationsbeweguna in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass vermehrt Frauen 
als Nachfrager auf dem Arbeitsmarkt auftreten, insbesondere für Teilzeitar- 
beiten. Die dadurch bedingte Erhöhung der offiziellen Erwerbsquote deutet 
jedoch nicht notwendigerweise auf eine Abnahme der Schattenwirtschaft hin; 
man kann ebenso vermuten, dass durch die zunehmende wirtschaftliche Aktivität 
der Frauen ausserhalb des eigenen Haushalts auch ihre Bereitschaft, in der 


verborgenen Wirtschaft tätig zu werden, gestiegen ist. 
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III.2.3. ‘Spuren’ auf dem Geldmarkt 


GUTMANN hat 1977 mit seinem Artikel "The Subterranean Economy" grosses Auf- 
sehen erregt, indem er die Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten 
mit einer indirekten und originellen Methode geschätzt hat. Er geht von der 
Annahme aus, dass die Transaktionen in der Schatterwirtschaft ausschliess- 
lich mit Bargeld aetätigt werden, um mögliche Anhaltspunkte für die Steuer- 
behörden zu verwischen. Diese Vermutung wird anhand der Eraebnisse einer 
Umfraae in Norwegen weitgehend bestätigt: Die Auswertung der Antworten er- 
gab, dass 82% der gesamten Zahl der Transaktionen und 80% des Werts der 
Zahlungen in der verborgenen Wirtschaft mit Bargeld cetätigt wurden (val. 
ISACHSEN, KLOVLAND und STRØM 1982). Eine Befragung in Grossbritannien kam 
zu dem Eraebnis, dass 71% aller 'schwarzen’ Dienstleistungen bar bezahlt 
wurden (MILLER 1979). 


Diese Vorgehensweise maq zwar die Tätickeit der einzelnen Schwarzarbeiter 
verwischen, sie hinterlässt jedoch im Aggregat sehr wohl Spuren: Nimmt die 
Aktivität in der Schattenwirtschaft zu, erhöht sich damit nach GUTMANN 
auch die Nachfrage nach Bargeld; aus dem Residuum zwischen der Entwicklung 
des ‘normalen’ und des tatsächlichen Bargeldumlaufs kann die Grösse der 
Schatterwirtschaft abgeleitet werden. 


Verschiedene Autoren haben auf Grund der erhöhten Nachfrage nach grossen 
Banknoten auf eine Zunahme der verborcenen Wirtschaft geschlossen. Diese 
Beziehung ist jedoch äusserst vage und auch in der Literatur sehr umstrit- 
ten (vgl. TANZI 1982), und deshalb wird im folaenden hierauf nicht nöher 
eingegangen. Die Methode von GUTMANN, die von der Entwicklung des gesamten 
Bargeldumlaufs ausgeht, findet hingegen arosse Beachtung und wurde auch 
wesentlich weiterentwickelt und verbessert (val. Abschnitt (b)). 


a. Einfache Methode des Bargeldumlaufs 


GUTMANN betrachtet die Entwicklung des Bargeldumlaufs im Verhältnis zu den 
Depositen ("currency-demand deposit ratio") undmacht folgende drei Annahmen: 


(i) Die Transaktionen in der Schattenwirtschaft werden ausschliesslich 
mit Bargeld abgewickelt, dh. es werden keine Checks verwendet und 


keine Schulden aemacht; 


(ii) das ‘normale’ Verhältnis zwischen Bargeld und Depositen (C/D) ist 


konstant ("Fixed currency setae Raa inant? een 
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derungen des tatsächlichen Verhältnisses C/D werden durch Fakto- 
ren bedingt, die sich auf die Schattenwirtschaft auswirken (z.B. 


Steuern, Regulierung u.a.); 


(iii) die Umlaufgeschwindiakeit des Baraelds ist in beiden Sektoren 
diesselbe, dh. sie entspricht dem Verhältnis des offiziellen 
Bruttosozialprodukts zu der ’offiziellen’ Geldmenge. 


Annahme (iii) ermöglicht, direkt von dem ’Ü'berschuss’-Bargeldumlauf auf die 
Grösse der Schattemwirtschaft, ausgedrückt im Vergleich zu dem offiziellen 
Bruttosozialprodukt, zu schliessen. 


Für die empirische Bestimmung der Schattenwirtschaft in den Vereinigten 


Staaten muss GUTMANN eine weitere Annahme machen; er aeht davon aus, dass 


(iv) das (tatsächliche) Verhältnis C/D zwischen 1937 und 1941 dem 
'normalen’ Niveau entsprach, dh. es bestand (noch) keine Schat- 


tenwirtschaft in dieser Zeit. 


Mit Hilfe dieser Annahme schätzt GUTMANN für das Jahr 1976, dass das in der 
amerikanischen Schattenwirtschaft erarbeitete Sozialprodukt mindestens 10% 
des offiziellen Sozialprodukts ausmacht; als realistischer erscheinen ihm 
jedoch 13 - 14% des Bruttosozialprodukts (GUTMANN 1979). 


Untersuchungen verschiedener Autoren - z.B. FEIGE (1982) für die Vereinigten 
Staaten, KLOVLAND (1980) für Schweden und Norwegen und O’HIGGINS (1982) für 
Grossbritannien - zeigen jedoch, dass die Fraebnisse äusserst sensitiv sind 
in Bezug auf das gewählte Basisjahr, die Umlaufgeschwindigkeit und den Anteil 
der mit Bargeld getätigten Transaktionen in der verborgenen Wirtschaft. Je 
nach Wahl des Basisjahrs erhält beispielsweise O'HIGGINS für die britische 


Schatterwirtschaft sogar einen negativen Wert ! 


Schätzungen für die Entwicklung der Schattenwirtschaft in einigen Ländern 
mit Hilfe dieses Ansatzes sind in Figur III-2 dargestellt. In den Vereinig- 
ten Staaten, Kanada und Italien nahm die Grösse der verborgenen Wirtschaft 
im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt in dem Zeitraum von 1968 bis 1978 zu; 
in Italien erhöhte sie sich gar um iber 20 Prozentpunkte auf iiber 30% bis 
1978. In Grossbritannien qing die Schatterwirtschaft hingegen von über 18% 
im Jahr 1968 auf rund 7% bis 1978 zurück. Die Ergebnisse hängen jedoch, 
wie zuvor erläutert, sehr stark von den zugrundegelegten Annahmen ab. 
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Figur III-2 


Entwicklung der Schattenwirtschaft, 
gemessen anhand der einfachen Methode des Bargeldumlaufs 


(in Prozent des offiziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukts) . 


30% 
28% 
26% Italien 
24% 
22% 
20% 
18% 
16% 
Kanada 
14% 
12% 
Vereinigte 
10% Staaten 
8% 
6 Vereinigtes 
è Königreich 


1968 1970 1972 1974 1976 1978 


Quelle: POMMEREHNE, Werner W. und FREY, Bruno S., L'étendue de 
l'économie souterraine et son évolution: m&thodesde mesure 


et estimations. Chroniques S.E.D.£.I.S. 26/10, 1982, S.320. 
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Ein weiteres und schwerwiegenderes Problem ergibt sich im Zusammenhang mit 
der Annahme (ii), dass das Verhältnis zwischen C und D ’normalerweise’ (dh. 
wenn keine Schattenwirtschaft existiert) als tiber die Zeit konstant ange- 
nommen wird. Fs gibt neben der Schattenwirtschaft aber weitere Faktoren, 


die eine Veränderung des Verhältnisses C/D bewirken können: 


- Veränderungen in den relativen Preisen (z.B. höhere Zinsen oder auch 
eine höhere Kriminalitätsrate steigern die Kosten der Bargeldhaltung 
und senken diese entsprechend) ; 


- Veränderungen im Einkommen (z.B. nimmt mit zunehmendem Einkommen der 
Bargeldkoeffizient C/D ab); 


- Veränderungen der institutionellen Gegebenheiten (z.B. wird die Bargeld- 
haltung bei Einführung von Kreditkarten u.ä. vermindert) ; 


- Änderungen der Präferenzen bezüclich der Bargeldhaltung im Inland; und 
- Änderungen der ausländischen Nachfrage von inländischer Währung. : 
Diese Einflussfaktoren müssen isoliert und in einer Bargeld - Nachfrage- 
funktion explizit berücksichtigt werden; damit wird dem Einwand Rechnung 
getragen, dass das Verhältnis zwischen Bargeldhaltung und Depositen ‘nor- 


malerweise’ nicht konstant, sondern variabel ist. 


b. Schätzung einer Bargeld - Nachfragefunktion 


Phillip CAGAN (1958) hat als erster für die Vereinigten Staaten und das 
Jahr 1945 die Nachfrage nach Bargeld (im Verhältnis zur Geldmenge M2) in 
Abhängiakeit von verschiedenen Faktoren, darunter die Opportunitätskosten 
der Bargeldhaltung, das Einkommen und das Einkommensteuerniveau, bestimmt. 
Aus den Schätzergebnissen schliesst er auf einen Umfang der Schattenwirt- 
schaft von ca. 10% - 12% im Vergleich mit dem offiziellen Bruttosozial- 
produkt. l 


Ebenfalls für die Vereinigten Staaten und den Zeitraum 1929 - 1976 hat 
TANZI (1980) folgende Bargeld - Nachfragefunktion geschätzt: 


1) Der U.S.Dollar, aber auch die Deutsche Mark u.a., werden in manchen an- 
deren Ländern bevorzugt als Zahlungsmittel, vor allem auch für inoffi- 
zielle Transaktionen, verwendet; da eine Trennung zwischen ausländischer 
und inländischer Bargeldhaltung nicht möglich ist, wird zwangsläufig ein 
Teil der ausländischen Schattenwirtschaft in den inländischen Schätzun- 
gen mit ausgewiesen. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
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in ($) = -5,216 + 0,204 1n( 5] - 0,096 In(¥), 
t (-5,13) (2,98) t-1 (-1,64) 
- 0,172 In(i.), + 1,599 In(W), + 0,262 In(T), 
5539) TE 6,53) t 6,62) 
+ ur ; 
R = 0,971, h= 0,932, 
mit Y = reales Pro-Kopf-Einkommen, 
ip = Zinssatz fiir Termineinlagen, 
W = Anteil der Löhne und Gehälter am persönlichen 
Einkommen (Lohnquote) , und 
T = gewichteter durchschnittlicher Steuersatz auf 


Zinseinkommen . 


Er vergleicht den tatsächlichen Wert des Verhältnisses C/M2 im Jahre 1976 

p 
mit dem Wert C/M2, der sich unter Verwendung der Koeffizienten der geschätz- 
ten Gleichung fiir 1976 ergibt, wenn 


(i) die Steuerbelastungs-Variable auf ihrem "historischen Minimum’ 
(dh. dem minimalen Wert im Zeitraum 1929 - 1976) geblieben wäre, 


und (alternativ) wenn 
(ii) die Steuerbelastung gleich Mull betragen würde. 


Ausgehend von (i) erhält TANZI für den Zuwachs der Schattenwirtschaft über 
die Gesamtperiode eine Grössenordnung von 3,4% - 5,1% des Bruttosozialpro- 
dukts; unter der alternativen Annahme (ii) eraibt sich für 197€ ein Niveau 
der Schatterwirtschaft von 8,1% - 11,7% (gegenüber 0 Prozent im Jahr 1929), 


Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft mit Hilfe der Bargeld- 
Nachfragefunktion wurden inzwischen auch für andere Länder durchgeführt, So 
schätzt KIRCHGÄSSNER (1981) fiir die Bundesrepublik Deutschland und das Jahr 
1980, dass das im inoffiziellen Sektor erwirtschaftete Sozialprodukt rund 
8% - 12% des offiziellen Sozialprodukts beträgt, während das entsprechende 
Niveau 1960 noch bei 2% lag; LANGFELDT (1982) erhält demaegenüber für 

das Jahr eine Spanne von rund 3,7% - 12,6%. KLOVLAND (1980) kommt mit 
Hilfe ähnlicher Schätzungen auf eine Schatterwirtschaft in Schweden von 
6,9% - 17,2% und in Norwegen von 6,4% - 16% im Veraleich zum jeweiligen 
renee en Bruttosozialprodust lore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 
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c. Transaktionsmethode 


FEIGE (1979) setzt ebenfalls bei den ’Spuren’ auf dem Geldmarkt an, er 
schliesst jedoch aus der Entwicklung des Verhältnisses zwischen Transak- 
tionsvolumen und Sozialprodukt auf die Grösse der Schattenwirtschaft. Aus- 
gehend von den Fisher’schen Quantitätsgleichung unterstellt er eine kon- 
stante Beziehung zwischen M-v (Geldmenge -Umlaufgeschwindiokeit) und 

p° T (Preisniveau-Transaktionsvolumen) in einer Volkswirtschaft. Damit kann 
die Geldmenge als Indikator für die oesamten, dh. im offiziellen und inof- 
fiziellen Sektor getätiaten Transaktionen und für das gesamte nominelle 
Bruttosozialprodukt angesehen werden. Aus der Differenz zwischen dem offi- 
ziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukt und der gesamten Geldmenge kann die 
Grösse der Schattenwirtschaft abgeleitet werden. 


In der empirischen Untersuchung für die Vereinigten Staaten geht FEIGE davon 
aus, dass (i) im Basisjahr 1939 keine Schatterwirtschaft existierte und (ii) 
die Relation zwischen dem gesamten Wert der Transaktionen und dem naminellen 
Pruttosozialprodukt zu diesem Zeitpunkt ‘normal’ war und auch in der folgen- 
den Zeit konstant aeblieben ist. Er erhält damit eine Grösse für die in- 
offizielle Aktivität von bis zu 22% für 1976 und 33% für 197% im Vergleich 
zum offiziellen Bruttosozialprodukt; dh. nach FEIGE’s Berechnungen umfasst. 
die Schattemwirtschaft in den Vereinigten Staaten 1978 etwa ein Drittel der 
gesamten Aktivität in der offiziellen Wirtschaft und hat in den zwei Jahren 
zwischen 1976 und 1978 allein um 50% bzw. 11 Prozentpunkte zugenommen; ein 


provokatives Ergebnis, wie FEIGE (1982) selbst schreibt. 


In einem modifizierten Schätzansatz berücksichtigt FEIGE (1982), dass sich 
die Qualität der amerikanischen Banknoten und damit deren durchschnittliche 
Lebensdauer in dem betrachteten Zeitraum mehrmals verändert hat. Seine 
Schätzung vermindert sich damit für 1978 um 6 Prozentpunkte auf 27% des 
Bruttosozialprodukts. 


Bei der Transaktionsmethode muss auf keine spezifischen Annahmen über den 
Gebrauch von Bargeld in der Schattenwirtschaft zurückgegriffen werden; 
wichtig ist einzia, dass die Transaktionen mit Geld und nicht über Real- 
tausch getätigt werden. Jedoch sind die Ergebnisse, ebenso wie bei der 
einfachen Methode des Bargeldumlaufs und der Schätzung einer Bargeld - Nach- 
fragefunktion, äusserst sensitiv in Bezug auf die Annahmen über das Basis- 
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jahr und die Umlaufgeschwindigkeit.+ Insbesondere jedoch muss die Zahl der 
mit Bargeld getätigten Transaktionen bekannt sein, und hierfür sind Angaben 
über die durchschnittliche Lebensdauer der Banknoten notwendig. Die Messung 
der Zahl der mit einer Banknote im Durchschnitt ausführbaren Transaktionen 
ist zwar nicht das einzige, wohl aber das empirisch grösste Problem, dem 
sich FEIGE bei der Bestimmung der Schatterwirtschaft nach der Transaktions- 
methode gegenübersieht. Die Annahme, dass das "monetary ratio", dh. die Be- 
ziehung zwischen dem gesamten Wert der Transaktionen und dem offiziellen 
Bruttosozialprodukt, ‘normalerweise’ (dh. ohne Schattenwirtschaft) konstant 
sei, ist ausserdem ebenso restriktiv wie die Annahme eines konstanten Bar- 
geldumlaufs. Auch bei dieser Methode müssten mögliche weitere Einflussfakto- 


ren identifiziert und konstant gehalten werden. 


III.3. Schätzungen der Grösse der Schattenwirtschaft: Fine Übersicht und 
Einschätzung 


Die vorhergehenden Ausführungen haben aezeigt, dass die Schattenwirtschaft 
mit verschiedenen Methoden erfasst werden kann. In Tabelle III-1 ist eine 
Auswahl der vorliegenden Schätzungen für verschiedene Länder und nach ver- 
schiedenen Methoden zusammengestellt. Es fällt auf, dass die Varianz in den 
Angaben zwischen den Ländern (z.B. für die Vereinioten Staaten bzw. Italien 
und das Vereinigte Königreich), aber auch für ein und dasselbe Land und für 
einen Zeitpunkt zum Teil sehr gross sind. Beispielsweise wird für die ver- 
borgene Wirtschaft in den Vereinigten Staaten im Jahr 1976 ein Wert von 
3,9% im Minimum und 22% im Maximum angegeben; für Italien variieren die 
Schätzungen um 23 Prozentpunkte (zwischen 10% und 33%), und für Schweden 
liegen die Angaben für 1978 zwischen 2,3% und 17,2%. 


Dieses Ergebnis ist allerdings nicht überraschend, da unterschiedliche Me- 
thoden angewendet werden und diese verschiedene Aspekte der Schattenwirt- 
schaft erfassen. Erwartungsgemäss liegen die Schätzungen mit Hilfe der Um- 
fragemethode am tiefsten (vgl. für Italien und für Schweden), und auch die 
Stichproben der Steuerbehörden auf Steuerhinterziehung vermöcen nur einen 


1) FEIGE geht bei seiner Schätzung auch davon aus, dass die Umlaufgeschwin- 
digkeit des Geldes in den beiden Sektoren identisch ist. Allerdings ar- 
gumentiert er, dass er selbst eher eine höhere an in 
der Schattenwirtschaft erwarten würde, 


e Annahme wiederum 
SCHMIDT (1982) kritisiert @ipgiore Weck- ee te 673 3. 631. 75192- 
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Tabelle 111-1 


Schätzungen der Grösse der Schattenwirtschaft in verschiedenen Ländern 
(in Prozent des offiziellen Bruttosozialprodukts). 


Land cane zum offiziellen 


Brutto- 


sozialprodukt 


U.S.A. 1976 5,9% - 7,9% Stichprobe auf Steuerhinter- IRS 1979 
ziehung 


3,9% Differenz zwischen gesamtwirt. PARK 1979 


Ausgaben und Einnahmen 


zurück- einfache 
haltend Bargeldumlauf - Methode GUIMANN 
realistisch 1977/79 


Bargeld -Nachfragefunktion TANZI 1980 


Transaktionsansatz FEIGE 1979 


einfache 
Bargeldumlauf-Methode 


26% - 33% Transaktionsansatz FEIGE 1979 


modifizierter 
Transaktionsansatz 


GUTMANN 1979 


FEIGE 1982 


Basisjahr 


1937/33 Bargeldumlauf -Methode SMITH 1981 
8,7% Basisj. 1955 
23,6% nach Aus- Transakt ionsansatz 

schluss der 

finanziellen 


Zentren 


1978 


1,8% - 2,4% Differenz zwischen gesamtwirt. 


Ausgaben und Einnahmen 


O'HIGGINS 1982 


2,5% - 3,0% Differenz zwischen gesamtwirt. MACAFEE 1980 


Ausgaben und Einnahmen 


7,2% Basisjahr: einfache DILNOT und 


1977 (7,5%) Bargeldumlauf-Methode MORRIS 1981 


1975-79 


10% Umfrage 


1978 


108 - 258 Differenz zwischen effektiver 


und tatsdchlicher Erwerbsquote 1980 
25% - 33% 


einfache 
30% Idumlauf-Method SABA 1980 


1974 


4,8% Differenz zwischen gesamtwirt, 


Ausgaben und Einnahmen 
1980 3,7% - 12,6% Bargeld-Nachfragefunktion LANGFELDT 1982 
8% - 128 


Bargeld-Nachfragefunktion 


2,3% Umfrage ISACHSEN, KLOVLAND 


und STRØM 1982 
83 - 15% Stichprobe auf Steuerhinter- 
re nine’ nach: HANSSON 1980 
3,0% Basis: BIP Differenz zwischen gesamtwirt. BLADES 1982 


Ausgaben und Einnahmen 
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Teil der verboraenen Aktivitäten aufzudecken. Hingegen ergeben die umfas- 
senden, bei den ’Spuren’ auf dem Geldmarkt ansetzenden Methoden die höch- 
sten Werte für die Grösse der Schattenwirtschaft. 


Die Unterschiede in den Schätzungen sind aber ebenfalls sehr gross, wenn 
dieselbe Methode auf ein Land und für ein bestimmtes Jahr angewendet wird: 
FEIGE beispielsweise erhält mit dem Transaktionsansatz für die inoffizielle 
Wirtschaft der Vereiniaten Staaten Schätzungen zwischen 13% und 22%; der 
Erwerbsquotenansatz, angewendet auf die italienische Wirtschaft, ergibt 
Schätzungen zwischen 10% und 33%, und für Schweden wird mit der Bargeld- 
Nachfragefunktion ein Bereich zwischen 7% und 17% ermittelt. Die hohe 
Varianz auch bei Anwendung ein und derselben Methode ist vermutlich auf die 
strenaen und problematischen Annahmen zurückzuführen; dies zeigt sich auch 
darin, dass die Ergebnisse sehr sensitiv auf Veränderungen in den Annahmen, 
z.B. über das Basisjahr und die Umlaufgeschwindiakeit, reagieren. Höhere 
Übereinstimmung zwischen den Methoden könnte dadurch erreicht werden, dass 
die Punktschätzungen, die über direkte Methoden wie Befragungen und Stich- 
proben ermittelt werden, als Basiswerte in den indirekten Schätzverfahren 
berücksichtigt werden; dies wurde bisher nur sehr begrenzt genutzt.” 

Die bisherigen Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft in ver- 
schiedenen Ländern sind weniq geeignet, um die Beziehung zwischen dem offi- 
ziellen privaten, dem öffentlichen und dem inoffiziellen Sektor, welche im 
Rahmen des Drei-Sektoren-Modells in TEIL II untersucht wurde, auf ihre 
empirische Relevanz überprüfen zu können. Für viele Länder existieren nur 
einzelne Punktschätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft, und auch 
die mit Hilfe des Geldansatzes ermittelten Zeitreihen sind über verschie- 
dene Länder kaum zu vergleichen und weisen für die einzelnen Länder hohe 
Varianzen auf. Die Schätzungen mit der Bargeld-Nachfragefunktion würden den 
Anforderungen einer multiplen Regressionsanalyse am ehesten gerecht, da für 
einzelne Länder kontinuierliche und über die Zeit vergleichbare Zahlenreihen 
vorliegen; sie werden jedoch nicht unabhängig von der zu testenden Theorie - 
der Hypothese, dass ein positiver Zusammenhang besteht zwischen der Steuer- 
belastung und der Grösse der Schattenwirtschaft eines bestimmten Landes - 
erhoben. Daher können die Schätzungen nicht für eine empirische Überprüfung 
dieses Zusammenhangs herangezogen werden. 


1) Val. jedoch DILNOT und MORRIS (1981), die die von Sir PILE für das Ver- 
einigte Königreich proklamierte Schattensektorgrösse von 7,5% für das 
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Den meisten bisher erörterten Methoden zur Erfassung der Schattenwirtschaft 
ist gemeinsam, dass ihnen kein theoretisches Modell zuarunde liegt, mit dem 
die Entstehung und Entwickluna des verborgenen Sektors erklärt werden könn- 
te. Insbesondere wird nicht auf die Gründe und die Umstände eingeaanaen, 

die Anreize für eine Abwanderung in die Schattenwirtschaft setzen. Eine Aus- 
nahme bilden die Schätzungen mit Hilfe der Bargeld-Nachfragefunktion (vgl. 
TANZI, KLOVLAND, KIRCHGASSNER u.a.), bei denen die Zunahme der Schattenwirt- 
schaft auf die Erhöhung der Steuerbelastuna - allerdings nur auf diesen 
Faktor - zurückgeführt wird. Die Bereitschaft, in den verborgenen Teil der 
Wirtschaft überzuwechseln, hänat jedoch, neben der Belastung des privaten 
Sektors mit staatlichen Steuerabgaben, von weiteren Faktoren ab. Diese wer- 
den im folgenden erläutert und es werden Hypothesen über die Art des Ein- 
‘flusses abgeleitet (TEIL IV.1). In TEIL IV.2. wird unter Rückgriff auf diese 
Hypothesen die relative Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern 
bestimmt. Mit Hilfe eines Schätzverfahrens für "unbeobachtbare Variablen’ 
ist es möalich, einen empirischen Test der theoretisch abgeleiteten Hypo- 
thesen durchzuführen (TEIL IV.3). 
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TEIL IV: Einflussfaktoren auf die Grösse und die Fntwicklung der 
Schattenwirtschaft - Empirische Untersuchungen. 


IV.1. Einflussfaktoren auf die Schattenwirtschaft 


Es gibt verschiedene Gründe, weshalb verstärkt Tätigkeiten in der inoffi- 
ziellen Wirtschaft nachgefragt und auch angeboten werden. Die Entscheidung, 
in der Schatterwirtschaft tätig zu werden, hängt allgemein ab von der indi- 
viduellen Einschätzung der Kosten und Nutzen der Beschäftiaung im offiziellen 
Arbeitssektor und in der Schattenwirtschaft und von den gegebenen finanziel- 
len und zeitlichen Restriktionen. 


Folgende Einflussfaktoren werden im einzelnen berücksichtiot: 


- Die Belastung des privaten Sektors mit Steuern und Sozialversicherungs- 
abgaben (a); 


- die Belastung des privaten Sektors mit staatlichen Reglementierungen (b); 
- die Wahrnehmung der Steuerbelastung (c); 

- die Steuermoral (d); 

- die finanzielle Restriktion (e); 

- die zeitliche Restriktion (f); und 


- das Risiko der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft (g). 


a. Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben 


Die Zunahme der Belastung des privaten Sektors mit öffentlichen Steuerab- 
gaben wird in der Literatur am häufigsten als Grund für die wachsende Bedeu- 
tung der Schattenwirtschaft genannt (siehe GUTMANN 1979, TANZI 1980 und 
KLOVLAND 1980). Die Einkommen- und Lohnsteuern fallen direkt beim Arbeit- 
nehmer an. Der Nutzen aus diesen Steuerabgaben besteht jedoch in dem öffent- 
lichen Angebot von Gütern und Dienstleistuncen, die weitaehend den Charakter 


eines öffentlichen Gutes aufweisen, dh. der einzelne kann von der Nutzung 
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nicht ausgeschlossen werden, unabhängig davon, ob er an der Finanzierung be- 
teiligt ist oder nicht. Mit zunehmender Steuerbelastung erhöht sich damit der 
Anreiz, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten und der Belastung im offiziel- 
len Arbeitssektor durch eine erhöhte Aktivität in der Schatterwirtschaft aus- 
zuweichen. 


Auch bei einer hohen Pelastung mit indirekten Steuern auf Güter und Dienst- 
leistungen haben sowohl die Arbeitnehmer als auch die Arbeitgeber möalicher- 
weise ein Interesse, dem staatlichen Zugriff auszuweichen und die Steuern zu 
hinterziehen, denn beide Seiten können davon profitieren, Bei den Sozialab- 
gaben liegen auf Grund der spezifischen Ausgestaltung des Sozialversiche- 
rungsystems die Vorteile einer Umgehung der Abgaben hingegen vor allem auf 
der Arbeitgeberseite: Die Arbeitnehmer erwerben über die abgeführten Beiträge 
einen Anspruch auf spätere Sozialversicherungsleistungen, die ihnen sonst 
nicht gewährt würden, während für die Arbeitgeber die zu zahlenden Zuschüsse 
eindeutig Kosten darstellen. Aber in einigen Ländern ist der Anspruch auf 
Sozialversicherungsleistungen auch nur an ein Minimum an offiziell geleiste- 
ten Arbeitsstunden gebunden, so dass eine verstärkte Aktivität in der Schat- 
tenwirtschaft keinen marginalen Effekt hat, sofern die offizielle Beschäfti- 
gung bis zu diesem Minimum beibehalten wird, 


b. Belastung durch staatliche Reglementierungen 


Neben der Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben wird in der 
Literatur auch auf die zunehmende Belastung des privaten Sektors durch 
staatliche Regulierung und Reglementierungen hingewiesen, die das Entstehen 
einer verborgenen Wirtschaft begünstigt. So schreibt beispielsweise TANZI 
(1980, S.34): 


"The two main factors that create an underground economy are taxes 
and restrictions, and either is sufficient alone to bring about 
an underaround economy." 


Vielerlei Vorschriften, z.B. über die Arbeitszeit, Kündigungsfristen und 
Sicherheitsvorkehrungen am Arbeitsplatz, sichern die Arbeitnehmer gegen Über- 
beanspruchung, Unsicherheit und Unfälle ab; sie schränken ihn aber auch ein, 
indem sie den Möglichkeitsraum und die Flexibilität sowohl auf der Arbeit- 
nehmer- als auch auf der Arbeitgeberseite vermindern. Während bestimmte Be- 


völkerungsgruppen auf Grund behömdlicher Bestimmungen auf eine verborgene 
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Tätigkeit mehr oder weniger angewiesen sind (z.B. Ausländer, die illegal 

eingewandert sind und folglich auch keine Arbeitsgenehmigung besitzen), be- 
steht auch für viele andere, legal Beschäftigte und auch für die Arbeitgeber 
ein Anreiz, die staatlichen Reglementierungen zu umgehen, um den Arbeitspro- 


zess flexibler gestalten und kostengünstiger produzieren zu können. 


c. Wahrnehmung der Steuerbelastung 


Neben dem Niveau ist auch die Veränderung der Belastung mit Steuern und 
Sozialversicherungsabqaben von Bedeutung: Die Steuerzahler gewöhnen sich mit 
der Zeit, zumindest teilweise, an ein bestimmtes Abgabenniveau; nimmt nun die 
Abgabenbelastung zu, wird dies verstärkt wahrgenommen, da die Ausgaben ange- 
passt werden müssen und die Steueranhebung Z.B. auch in der Presse diskutiert 
wird. Die Belastung mit staatlichen Abaaben wird folglich umso eher wahrge- 
nommen, je rascher und stärker sich die Ausgabenbelastung des privaten Sektors 
erhöht. 


d. Steuermoral 


Die Grösse der Schattenwirtschaft wird auch dadurch beeinflusst, in welchem 
Ausmass die Individuen dazu bereit sind, ihre Steuern ordnungsgemäss zu ent- 
richten. Die Steuermoral spiegelt die psycholoaische Einstellung gegenüber 
dem Staat wieder und kann beispielsweise iiber die Finschätzung von Steuer- 
sündern zu erfassen gesucht werden, Wodurch die Steuermoral beeinflusst wird, 
ist noch weitgehend unerforscht; es ist aber zu vermuten, dass diese umso 
besser ist, je höher der wahrgenommene Nettonutzen aus dem staatlichen Lei- 
stungsangebot und je gerechter das Steuersystem eingeschätzt wird. Wir er- 
warten, dass sich mit abnehmender Steuermoral die Bereitschaft der Wirt- 
schaftssubjekte, in die Schattenwirtschaft abzuwandern, erhöht. 


e. Einkammensrestriktion 


Die Besteuerung im offiziellen Sektor führt zu Finkommenseinbussen, die die 
einkommensschwachen Schichten besonders stark treffen. Bei zunehmender Ab- 
gabenbelastung haben diese besonders crosse Anreize, verstärkt Arbeit in der 
Schatterwirtschaft nachzufragen, um ihren bisherigen Lebensstandard erhöhen 
oder zumindest aufrechterhalten „zu, können: Hin derselben Zeitz kann tieg ein 
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grösseres Zubrot verdient werden, da Überstundenbesteuerung und Sozialab- 
gaben nicht anfallen. Fs ist daher zu erwarten, dass - ceteris paribus - 
mit abnehmendem real verfiiabaren Einkommen die finanziellen Anreize, in die 


Schattenwirtschaft abzuwandern, zunehmen. 


f. Zeitrestriktion 


Die Opportunitätskosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft sind 
umso grösser, je mehr Zeit die offizielle Beschäftigunc in Anspruch nimmt; 
die Opportunitätskosten sinken entsprechend, wenn die zeitliche Restriktion 
weniger bindend ist. Dies ist der Fall, wenn die offizielle Arbeitszeit 
zurückgeht, wenn weniger Personen am offiziellen Frwerbsleben teilhaben und 
wenn die Zahl der Arbeitslosen zunimmt. Es wird unterstellt, dass die zu- 
sätzliche frei verfügbare Zeit nicht allein in Form von mehr Freizeit kon- 
sumiert wird, sondern, da es die Substitution in den Schattensektor erleich- 
tert, auch eine erhöhte inoffizielle Aktivität bewirkt. Wir erwarten daher, 
dass die Grösse der Schattenwirtschaft neaativ korreliert ist mit der Grösse 
der Erwerbsquote und der geleisteten Arbeitszeit im offiziellen Sektor," und 
wir erwarten einen positiven Zusammenhang mit dem Niveau der Arbeitslosig- 
keit.” 

Uber den Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Schattenwirtschaft und 
der Erwerbsquote bzw. der effektiven Arbeitszeit in Bezua auf die weibliche 
Bevölkerung lässt sich keine eindeutige Aussage machen: Die Emanzipations- 
bewegung in den letzten Jahren hat zu einer Zunahme der Aktivität der Frauen 
ausserhalb der privaten Haushalte auf dem offiziellen Arbeitsmarkt und damit 
zu einer Zunahme der Erwerbsquote der Frauen geführt, und die erhöhte Inan- 
spruchnahme von Teilzeitarbeiten hat die effektive Arbeitszeit der Frauen 
überdurchschnittlich gesenkt. Es ist jedoch unbestimmt, ob durch diese Ent- 
wicklung die Bereitschaft, in der Schattemwirtschaft tätig zu werden, zu- 
oder abgenommen hat. Da die Entwicklung der Erwerbsquote und der Arbeitszeit 
für die männliche Bevölkerung (bisher) keinem solchen Einfluss unterliegt 
und der Zusammenhang mit der Grösse der Schattenwirtschaft daher eindeutig(er) 


l) Die Aufnahme einer Tätigkeit in der Schatterwirtschaft bedeutet nicht not- 
wendigerweise, dass die Betreffenden vollkommen aus dem offiziellen Ar- 
beitsmarkt ausscheiden; dem wird Rechnung getragen, indem die Erwerbs- 
quote und die Arbeitszeit als Einflussfaktoren berücksichtigt werden. 


2) Auch PETTENATI (1979) identifiziert die Arbeitslosen als eine der Gruppen, 


die besonders hohe Anreize haben. dm Schathensektor obatag zu uaeden- 
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beurteilt werden kann, wird auf die entsprechenden Daten - die alterske- 
reinigte Erwerbszeit und die effektive Wochenarbeitszeit - für Männer 


zurückgegriffen. 


g. Risiko der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft 


Das Risiko bzw. die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft sind 
umso grösser, je stärker diese kontrolliert wird und je höher die Strafen 
für eine illegale Tätigkeit angesetzt sind. Damit ist zu erwarten, dass die 
Schattenwirtschaft - ceteris paribus - umso kleiner ist, je höher die zu er- 
wartende Strafe und je höher die Wahrscheinlichkeit, dass das illegale Han- 
deln aufgedeckt wird, von den Individuen eingeschätzt wird, 


zusammenfassend lassen sich folgende Hypothesen aufstellen: 


Die Schattenwirtschaft in einem Land und / oder zu einem Zeitpunkt 


ist umso grösser, 


e je höher die Belastung mit Steuern und Sozialversicherunas- 


abgaben; } 


je höher die Belastung durch staatliche Reglementierungen; } 


e 

e je rascher die Zunahme (und damit die Wahrnehmung) der Abgaben- 
belastung; 

e je geringer das real verfügbare Pro-Kopf-Einkonmmen; 

e je schlechter die Steuemoral; 

e je geringer die Opportunitätskosten der Zeit, dh. je geringer 


die offizielle, altersbereinigte Erwerbsquote und die Arbeits- 


zeit der Männer und je höher die Arbeitslosenquote; und 


je geringer die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft, 
dh. je geringer das erwartete Strafmass und die Aufdeckungswahr- 
scheinlichkeit einer inoffiziellen Betätigung. 


l) Auf Grund des Öffentlichen-Gut-Charakters vieler öffentlich angebotener 
Güter und Dienstleistungen und der staatlichen Vorschriften wird, wie be- 
reits angedeutet, der Nutzen aus der staatlichen Tätigkeit für das einze- 

ne Individuum im folgenden vernachlässigt. Damit entspricht die Belastung 
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IV.2. Relative Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OCD Ländem - 
Eine Querschnittuntersuchung. 


IV.2,1. Vorgehen der 'weichen Modellierung’ 


Die in den Sozialwissenschaften tibliche Vorgehensweise zur Untersuchung des 
Zusanmenhangs zwischen verschiedenen exogenen Finflussfaktoren und einer 
endogenen Variable ist die multiple Regressionsanalyse: Aus der funktionalen 
Beziehung zwischen der abhängigen (S) und den unabhängigen Variablen 


X, eee Xo in Form einer einfachen linearen Gleichung 
(1) S = a X + a: X + u... + ae = [a] [x] 


werden, 2,B, mit der Kleinst-Quadrate-Methode, die Parameter der Schätzglei- 
chung bestimmt, In unserem Fall ist die abhängige Variable, die Grösse der 
Schattenwirtschaft, jedoch unbeobachtbar, dh. es liegt beschränkte Informa- 
tion vor. Es muss daher umgekehrt vorgegangen werden: Es werden unter Berück- 
sichtigung von exogenen Informationen Annahmen über die Gewichte Are» a 
für die einzelnen Einflussfaktoren gemacht und damit die relative Grösse der 
Schattenwirtschaft abgeleitet. l 


Für die Bestimmung der Gewichte ist es möglich, auf ein Verfahren zurückzu- 
greifen, das explizit für die Analyse von Entscheidungssituationen mit be- 
schränkter Information entwickelt wurde: "Linear partial information " 
(LPI) kg Diese formale Entscheidungsregel LPI eignet sich insbesondere zur 
Analyse von solchen Situationen, in denen weder Kenntnisse über die exakte 
Grössenordnung noch über die Wahrscheinlichkeit der zugrundeliegenden Varia- 
blen vorliegen, In unserem Fall bezieht sich die " linear partial infor- 
mation" auf die Gewichte aye Nach der Methode des "soft modelling" werden 
anhand von (exogenen) Plausibilitätsüberlegungen die verschiedenen Einfluss- 
variablen nach der Relevanz geordnet und eine Gewichtsmatrix abgeleitet, Mit 
dieser Gewichtsmatrix (A) wird die Datenmatrix (X), die sich aus den einzelnen 
Beobachtungen für die exogenen Variablen zusammensetzt, multipliziert; anhand 


1) Aussagen über die absolute Grösse wären nur zulässig, wenn zusätzlich 
Annahmen über das Konstantglied der Gleichung (welches hier nicht expli- 
zit aufgeführt ist) gemacht werden könnten; hierfür liegen jedoch keine 
Anhaltspunkte vor. 


2) Siehe KOFLER und MENGES (1976). 
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der Ergebnismatrix können dann Aussagen über die relative Grösse bzw. Ver- 
änderung der endogenen Variable, der Grösse der Schattenwirtschaft, gemacht 


werden. 


Die LPI - Entscheidungsregel wird zunehmend in den Sozialwissenschaften heran- 
gezogen, um der beschränkten Information über die zugrundeliegenden, z.B. 
qualitativen oder unbeobachtbaren Variablen gerecht zu derdens Auswertungen 
von Experimenten in der Psychologie haben ergeben, dass mit Hilfe eines 
einfachen linearen Modells, in dem die Determinanten der zu erklärenden 
Variable berücksichtigt und mit gleichen, intuitiven oder zufälligen Gewich- 
ten multipliziert werden, bessere Prognosen möglich sind als mit den Aussagen 
von Experten, die sich ihr Urteil bilden, ohne auf ein explizites Modell 
Bezug zu nehmen. Unter bestimmten Voraussetzungen konnte auch gezeigt werden, 
dass die Verwendung von Einheitsgewichten in einem linearen Modell zu besse- 
ren Voraussagen führt als wenn die Koeffizienten mit einem entsprechenden 
Regressionsverfahren (z.B. der Kleinst-Quadrate-Methode) geschätzt verdn: 
Übertragen auf die hier betrachtete Situation bedeutet dies, dass die An- 
nahmen über die Gewichtsmatrix (A) der linearen Gleichung des Modells, ver- 
bunden mit der Wahl der relevanten Einflussfaktoren (X), möalicherweise 
genauso gute Voraussagen für die Grösse und die Entwicklung der Schatten- 
wirtschaft liefem wie Schätzungen, die auf reinen Spekulationen, auf 
'Quesstimates' oder auf (direkten und indirekten) Methoden basieren, die sich 
auf keine eindeutige Beziehung zwischen der Grösse der Schattenwirtschaft 


und deren Einflussfaktoren stützen. 


l) Die theoretischen Grundlagen und verschiedene Anwendungen des "soft 
modelling” werden in dem Sammelband von MENGES, SCHELBERT und ZWEIFEL 
(1981) wiedergegeben. Siehe insbesondere den Beitrag von H. SCHELBERT, 
Lineare partielle Information und wirtschaftliche Entscheidungen, 
S.40-59. 


2) Siehe DAWES und CORRIGAN (1974), EINHORN und HOGARTH (1975) und WAINER 
(1976). WAINER (1974) verwendet diese Methode auch in einer politik- 
wissenschaftlichen Untersuchuna, in der er den Ausgang von Senatoren- 
wahlen in den Vereinigten Staaten auf diese Weise voraussaat. 
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IV.2.2. Datenmatrix 


Die Datenmatrix umfasst acht Einflussfaktoren, die für 17 OECD Länder und 
das Jahr 1978 in Tabelle IV-1 wiedergegeben sind:! 


- Die Entscheidung, in die Schattenwirtschaft auszwweichen, hängt von den 
individuellen marginalen Steuersätzen ab, denen sich der einzelne gegen- 
übersieht. Ein hohes Einkommen. impliziert jedoch nicht immer die höchste 
marginale Belastung: Für Empfänger von staatlichen Transferzahlungen be- 
trägt der marginale Steuersatz sehr oft 100% (und evt. darüber), da sie 
alle bisherigen Leistungsansprüche verlieren, sobald ihr Einkommen ein 
bestimmtes Niveau übersteigt. Da für die betrachteten Länder keine ver- 
gleichbaren Angaben über die gesamte marginale Abgabenbelastung vorliegen, 
wird im folgenden auf die durchschnittliche Belastung zurückgegriffen: 

Die Steuerbelastung wird gemessen anhand der (direkten und indirekten) 
Steuerabgaben und der Sozialversicherungsbeiträge als Anteil am Brutto- 
inlandsprodukt (SToes)' Schweden weist mit einer Quote von 53% die höch- 
ste Belastung auf, gefolat von den anderen skandinavischen und Benelux- 
Ländern Norwegen (48,9%), den Niederlanden (47%), Belgien (42,6%) und 
Dänemark (42%). Der Anteil der Steuern und Sozialaboaben am Bruttoinlands- 
produkt liegt in der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Österreich 
zwischen 36% und 40%, und auch in den Vereiniaten Staaten, Kanada, dem 
Vereiniaten Königreich, Italien und der Schweiz liegt die Quote über 30%. 
In Japan und Spanien machen die Steuer- und Sozialversicherungsabgaben 
knapp ein Viertel des Bruttoinlandsprodukts aus. Für diese Länder mit 
einer veraleichsweise geringen Belastung mit Steuern und Sozialabgaben 
erwarten wir - ceteris paribus - eine geringere Abwanderung in die Schat- 
terwirtschaft als in den Ländern mit einer hohen Abgabenbelastung. 


- Die Belastung des privaten Sektors durch staatliche Requlierung bzw. Re- 
glementierungen wird in ersten Ansätzen direkt zu erfassen gesucht (vgl. 
TEIL II.1). Eine empirische Untersuchung auf der Basis dieser Ergebnisse 
ist auf Grund der geringen Beobachtungszahl und der mangelnden Vergleich- 
barkeit bisher jedoch nicht möglich. Es wird daher als approximatives 
Mass für die Belastung des privaten Sektors durch staatliche Vorschriften 


1) Die genauen Definitionen und Quellen sind in Tabelle A-1 des Anhangs 
wiedergegeben. 
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Tabelle Iv-1 


Einflussfaktoren auf die Grösse der Schattenwirtschaft. 17 OECD Länder, 1978. 


Steuerbelastung - | Wahrnehmung der Verfügbares Pro- Arbeitszeit | Arbeits- 
- = Steuerbelastung Kopf-Einkommen losenquote 


Steuern u. So- | Öffentlich | Veränderung der (in U.S.Dollar, Wochenstun- | Durchschnitt. 
zialversiche- Beschäftigte | Steuerbelastung zu Preisen und ür| den in der | 1969 - 1978 
rungsbeiträge in % der Er- | von 1973 - 1978 Wechselkursen Metall- in % 

in % des BIP werbspersoren | (Prozentpunkte) von 1975) industrie 
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Anmerkungen: 1) 1977 ; nähere Angaben siehe Anmerkungen zu Tabelle A-1 im Anhana. 
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der Anteil der im unmittelbaren öffentlichen Dienst (Voll-) Beschäftiaten 
an den gesamten Erwerbspersonen herangezogen (REG). 1 


Wiederum liegen einige skandinavische Länder an der Spitze der Werteskala: 
Schweden verzeichnet den höchsten Anteil mit 28,2% , gefolgt von Dänemark 
(22,8%) und Norwegen (20,1%). Doch weisen auch Länder wie das Vereinigte 
Königreich und Kanada eine hohe Belastung durch staatliche Reglementie- 
rungen auf, der Anteil liegt bei rund 18% - 20%, während die Belastung 
mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen in diesen Ländern relativ 
gering ist. Belgien und die Niederlande liegen mit 15,8% bzw. 13,9% in 
der Mitte der Werteskala, gemeinsam mit den Vereinigten Staaten und Ir- 
land (rund 15%), der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Italien 
(13% - 14%). Den geringsten Anteil an öffentlich Bediensteten weisen Spa- 
nien (11,3%), die Schweiz (10,1%) und Japan (6,3%) auf; wir erwarten wie- 
derum für diese Länder, aber nun auf’ Grund der geringen Belastung durch 
staatliche Vorschriften, (ceteris paribus) einen relativ geringen Umfang 
der Schattenwirtschaft. 


Die Wahrnehmung der Steuerbelastung wird über die Veränderung der Bela- 
stung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben über 5 Jahre (1973 bis 
1978) zu erfassen gesucht (AST as} ° Schweden weist die grösste Zunahme 
der Steuerbelastung (und gleichzeitig das höchste Niveau) auf: Der Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt stieg in den fünf Jahren um über 10 Prozentpunkte. 
Auch in Beglien hat die Steuerbelastung - ebenfalls bereits auf einem 
hohen Niveau - stark zugenommen (+ 6,3 Prozentpunkte). In anderen Län- 
dern (Norwegen, Dänemark und Österreich) ist die Steuerbelastung 1978 
auch relativ hoch, sie hat gegenüber den Vorjahren aber nur schwach zuge- 
nommen bzw. ist sogar zurückgegangen, in Österreich um 1,3 Prozentpunkte 
und in Dänemark um 2,2 Prozentpunkte. Für die Schweiz erqibt sich ein 
umgekehrtes Bild: Während die Steuerbelastung in diesem Land 1978 mit 

31% noch relativ gerina war, ist sie geaenüber den fünf Jahren zuvor um 
4,8 Prozentpunkte gestiegen; nicht das Niveau, sondern die Zunahme der 
Steuerbelastung dürfte in diesem Land einen Anreiz für die offiziell Be- 


1) Dabei wird unterstellt, dass eine positive Relation zwischen diesem 
Anteil und der Belastuna des privaten Sektors durch staatliche Reqle- 
mentierungen besteht. Ein exakteres Mass wäre der Anteil der in der 
öffentlichen Administration (ohne Bildungs- und Gesundheitssektor) 
Beschäftigten an den Erwerbspersonen; jedoch werden diese Zahlen nicht 
einheitlich über den betrachteten Zeitraum und die 17 untersuchten 
Länder ausgewiesen, so dass ein Vergleich nicht méalich ist. 
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schäftigten geben, in die Schattenwirtschaft abzuwandern. In den Verei- 
nigten Staaten und in Kanada ist hingeaen sowohl das Niveau als auch die 
Veränderung der Steuerbelastung gering; wir erwarten in diesen beiden 

Ländern - ceteris paribus - einen relativ geringen Finfluss der staatli- 
chen Besteuerung auf die individuelle Entscheiduna, in die Schattemirt- 


schaft überzuwechseln. 


Es ist äusserst schwierig, die Steuemmral über verschiedene Länder ein- 
zuschätzen. Finanzwissenschaftliche Forschunasarbeiten im deutschsprachi- 
gen Raum haben sich schon seit längerer Zeit damit befasst, die Einstel- 
lung der Individuen zur Besteuerung bzw. zur Steuerhinterziehung mit 
Hilfe von Umfragen zu emitteln.! Auf Grundlage solcher Umfrageergeb- 
nisse und der weiteren Literatur zu diesem Thema hat TRETTER (1974) 

eine Hierarchie (bzw. Rangordnung) verschiedener Länder in Bezug auf die 


Steuerunmoral abgeleitet: 2 


Index 

Italien (T) 17,0 

Frankreich (F) 14,3 

Spanien (SP) Belaien (B) 11,6 

BRD Österreich (A) Niederlande (NL) 9,0 

USA Kanada (CA) Japan (JA) Irland (IRL) 6,3 

Finn- (SF) Däne- (DK) Nor- (N)  Schwe- (S) Verein. (UK) 3,6 
land mark wegen den Königreich 

Schweiz (CH) 1,0 


Den insgesamt 17 Ländern wird je nach ihrer Stellung innerhalb dieser 
Hierarchie ein Index zwischen 1 und 17 zugeordnet, wobei 17 für die ver- 


gleichsweise schlechteste und 1 für die beste Steuermoral steht.” Italien 


Siehe SCHMÖLDERS (1960), STRÜMPEL (1966b) und BEICHELT et.al. (1969). 


Hierzu wurden - als beste Approximation - die Befraaten um die Beurtei- 
lung eines Steuersünders gebeten; als Vergleichsmöglichkeit wurde ein 
Ehrenmann, ein Kavalierssünder, ein Dieb und ein Verbrecher (übersetzt 
in die jeweilige Sprache) angeführt. 


In der Studie von TRETTER werden keine Angaben über die Steuvermoral in 
den Vereinigten Staaten, Kanada, Japan und Irland aemacht. Manaels bes- 
serer Information wird für diese Länder eine mittlere Position in der 
Steuerunmoral-Hierarchie andenommen, um eventuelle Verzerrungen mög- 
lichst gering zu halten. 


Da keine Information darüber vorliect, in welchem Ausmass sich die 
Steuermoral zwischen Ländern unterscheidet, wurden die Werte so gewählt, 
dass die Abstände zwischen den einzelnen Stufen der Hierarchie identisch 
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hat demach die schlechteste Steuermoral, gefolgt von Frankreich (Index 
14,3) und Spanien und Belgien (Index 11,6), während die Schweiz dieser 
Klassifizierung zufolge die beste Steuermoral (Index 1,0) aufweist (vgl. 
Tabelle IV-1). Wir erwarten, dass - ceteris paribus - in Italien, Frank- 
reich, Spanien und Belgien eine höhere Bereitschaft besteht, in der Schat- 
tenwirtschaft tätig zu werden als in den anderen Ländern und insbesondere 
in der Schweiz. | 


- Die Einkommenssituation wird gemessen anhand des real verfügbaren Einkan- 
mens pro Kopf der Bevölkerung (YVF). Die niedersten Pro-Kopf-Einkommen 1978 
hatten Irland mit 2 683 U.S.Dollar und Spanien mit 2 803 U.S.Dollar, aber 
auch Italien (3 292 U.S.Dollar) und das Vereinigte Königreich (3 892 U.S. 
Dollar) zählen zu den Staaten mit einem relativ geringen verfügbaren Pro- 
Kopf-Einkammen. Wir erwarten für diese Länder, dass - ceteris paribus - die 
Anreize auf Grund der finanziellen Situation vergleichsweise gross sind, 
in die Schattenwirtschaft abzuwandern. Hingegen erwarten wir für die 
Schweiz, für Dänemark, Schweden und die Vereinigten Staaten, dass das re- 
lativ hohe verfügbare Pro-Kopf-Einkammen pro Einwohner vergleichsweise 
wenig Anlass gibt, eine Tätigkeit in der Schattenwirtschaft aufzunehmen. 


- Die Zeitkosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft sind positiv 
korreliert mit der männlichen Erwerbsquote (ERW) und der Arbeitszeit der 
Männer (ZEIT) in der offiziellen Wirtschaft und sie sind negativ korreliert 
mit der offiziellen Arbeitslosenquote (ALQ); eine Verringerung der Erwerbs- 
quote und der effektiv geleisteten Arbeitszeit und ein Anstieg der Arbeits- 
losenquote lässt daher auf eine Zunahme der inoffiziellen Tätigkeit 
schliessen. Als Variablen werden die altersbereinigte Erwerbsquote (für die 
15- bis 64-jährigen Männer), die durchschnittlich geleisteten Wochenarbeits- 


1,2 


stunden in der Metallindustrie und die Arbeitslosenquote verwendet; um 


kurzfristige Konjunkturschwankungen auszuschalten, wird der Durchschnitt 
der Arbeitslosenquote über die letzten 10 Jahre aebildet. 


1) Die Wochenarbeitsstunden in der Metallindustrie werden als Indikator für 
die offiziell geleistete Arbeitszeit der Männer herangezogen. 


2) Sowohl in der Erwerbsquote als auch in der Arbeitszeitvariablen werden 
Voll- und Teilzeitarbeiten einbezogen; eine geringere effektive Wochen- 
arbeitszeit, die auf Grund eines hohen Anteils an Teilzeitbeschäftigten 
in einem Land ausgewiesen wird, wird damit durch eine entsprechend hö- 
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Die vergleichsweise geringste Erwerbsquote weist Finnland auf mit 78% 
(Tabelle IV-1). Aber auch in Frankreich, Belaien, Österreich, Italien, 
den Niederlanden und der Bundesrepublik Deutschland sind mehr als 15% 
der 15- bis 64-jährigen Männer nicht an dem offiziellen Frwerbsleben be- 
teiligt, dh. die Erwerhsquote ige zwischen 80% und 85%. Demgegenüber 
ist die Erwerbsquote in der Schweiz, in Dänemark, dem Vereiniaten König- 
reich und in Irland mit über 90% relativ hoch. 


Die durchschnittlich geleisteten Wochenarbeitsstunden sind in den letzt- 
genannten Ländern (mit Ausnahme von Dänemark) ebenfalls extrem hoch. In 
den meisten mitteleuropäischen Ländern, in den Vereinigten Staaten und in 
Japan werden im Durchschnitt 40 - 41 Stunden in der Woche gearbeitet. In 
Österreich liegt die Arbeitszeit mit 33,4 Stunden hingegen deutlich unter 
diesem Wert. In den skandinavischen und den Benelux-Ländern ist die effek- 
tiven Wochenarbeitszeit am gerinasten: In Schweden und Norwegen werden im 
Durchschnitt (Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte ! ) 30 Stunden pro Woche 
geleistet, in Belgien lieat die Stundenzahl bei 35,2 Stunden und in Däne- 
mark bei 38,5 Stunden. Nur in Finnland und in den Niederlanden wird 
wöchentlich mehr als 40 Stunden gearbeitet. 


Die Höhe der durchschnittlichen Arbeitslosenquote über die Zeit von 1969 
bis 1978 zeigt ebenfalls erhebliche Unterschiede zwischen den betrachte- 
ten Ländern an. Zu den Staaten mit einer hohen Arbeitslosenquote zählen 
Irland (7%), Kanada, die Vereinigten Staaten und Italien (rund 6%). Acht 
der 17 Länder weisen eine durchschnittliche Arbeitslosenquote von rund 

3% - 4% auf. In Schweden, Japan, Österreich und Norwegen sind es 1,5%bis 
2%. Nur in der Schweiz aab es in den 70er Jahren kein Beschäftigunaspro- 
blem: 99,8% der Erwerbsfähigen verficten tiber einen Arbeitsplatz in der 
offiziellen Wirtschaft. 


- Angaben über das zu erwartende Strafmass bei Aufdeckung der illegalen 
Tätigkeit stehen bisher weder für ein Land im Zeitablauf noch für ver- 
schiedene Länder zu einem Zeitpunkt zur Verfügung; Informationen über die 
subjektive Einschätzung der Wahrscheinlichkeit der Aufdeckung des illegalen 
Handelns liegen ebenfalls nicht vor, Die Kosten der Beschäftigung in der 
Schattenwirtschaft müssen daher - auf Grund fehlender Angaben - in den 
folgenden empirischen Untersuchungen unberücksichtigt bleiben. Dies impli- 
ziert indirekt, dass ein gleiches Ausmass an Kosten in den 17 Ländern und 


über den Untersuchungszeitraum angenammen wird. 
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Aus Tabelle IV-l wird ersichtlich, dass der Einfluss der verschiedenen Fak- 
toren auf die Grösse der Schattenwirtschaft in den Ländern zum Teil stark 
voneinander abweicht. In Schweden beispielsweise ist die Belastung durch 
Steuern und sonstige Staatseingriffe sehr hoch, hingegen spricht die rela- 
tive Stellung hinsichtlich der Steuer (un)moral, des verfügbaren Einkommens, 
der Erwerbs- und der Arbeitslosenquote nicht für eine allzu grosse Schatten- 
wirtschaft. Irland weist das niederste Einkammen und die höchste Arbeits- 
losenquote auf, es bestehen jedoch keine besonders hohen Anreize von Seiten 
der staatlichen Aktivität (der Besteuerung und Reglementierung) und der 
Arbeitszeit, in die Schattenwirtschaft abzuwandern. Wäre allein die Bela- 
stung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben ausschlaggebend, würden 
wir für Italien eine relativ geringe Schattenaktivität erwarten; hingegen 
sprechen die schlechte Steuermoral, das niedere Einkommensniveau und die 


hohe Arbeitslosigkeit für eine grosse verborgene Wirtschaft. 


Anhand des Rang-Korrelat ions-Koeffizienten? kann verdeutlicht werden, wie 
stark die Rangfolge der Länder (von 17 bis 1) in Bezug auf die Steuerbela- 


stung von derjenigen in Bezug auf die anderen Einflussfaktoren abweicht: 


— m nn nn u = e 


l Rangfolge l Rangfolge Rang-Korrelations- 
in Bezug auf die in Pezug auf die/das Koeffizient2 
Steuerbelastung - staatliche 0,59%** 
Reglementierung 
- Wahrnehmung der 0,18 
Steuerbelastung 
- Steuerunmoral = 0,01 
- verfügbare Pro- = 0,36 
Kopf-Einkammen 
- Erwerbsquote 0,23 
- Arbeitszeit 0,50* 
- Arbeitslosenquote - 0,26 


1) Der Rang-Korrelationskoeffizient wird berechnet aus der Differenz der 
Ränge der einzelnen Länder in Bezug auf die Einflussfaktoren (D) und der 
Gesamtzahl der Ränge (n): r = 1 - 6%D%(n’- n). Je näher r bei +1 liegt, 
desto weniger unterscheiden sich die Rangfolgen; für r=1 sind die Rang- 
folgen identisch. 


* (**) bedeutet, dass sich der Koeffizient auf dem 95% (99%) Sicherheits- 
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In 5 von 7 Fällen unterscheidet sich der Rang-Korrelations-Koeffizient 
statistisch nicht von Null (auf dem 95%-Sicherheitsniveau) , dh. die Rang- 
folge der Länder in Bezug auf die jeweiligen Einflussfaktoren (die Wahr- 
nehmung der Steuerbelastung, die Steuerunmoral, das verfügbare Pro-Kopf- 
Einkommen, die Erwerbs- und die Arbeitslosenquote) weicht signifikant von 
der Rangfolge in Bezug auf die Steuerbelastung ab, dh. die Reihen sind un- 
korreliert . Die Rangfolgen der Länder in Bezug auf die staatliche Reglemen- 
tierung und die Arbeitszeit sind hingegen positiv korreliert mit der Rang- 
folge für die Steuerbelastung; die Einbeziehung dieser beiden Faktoren, 
neben der Steuerbelastung, bringt damit weniger zusätzliche Information als 
die Einbeziehung der anderen Variablen. 


Um die Werte der verschiedenen Einflussfaktoren vergleichen zu können, wer- 
den die Variablen X um ihren Mittelvert und die Varianz standardisiert?; 
ausser der Rangfolge der Länder beziialich eines Einflussfaktors wird damit 
auch die Information über die Abstände zwischen den Werten in den Variablen 
berücksichtigt. Das Eraoebnis für die endogene Variable, die Grösse der 
Schattenwirtschaft, lieat damit ebenfalls in standardisierter Form vor, dh. 
es können nur Aussagen über die erwartete relative Grösse der Schattenwirt- 


schaft in den betrachteten Ländern gemacht werden. 


1) z, = &% - X) / o; , wobei x, = Mittelwert und o, = Standardabweichung 
der Variable x, : 


2) Im Veraleich hierzu werden bei FREY und WECK (1983a) nur die Rangfolaen 
der Länder in Bezug auf die Einflussfaktoren in die Berechnuna der rela- 
tiven Grösse der Schattenwirtschaft (für das Jahr 1975) einbezogen. In 
FREY und WECK (1983b) wird hingegen zur Bestimmung der Entwicklung der 
Schattenwirtschaft von 1960 bis 1978 auf die standardisierten Werte zu- 
rückgegriffen. In FREY, WECK und POMMFPEHNE (1982) wird die Entwicklung 
der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland ebenfalls mit 
der Methode der "weichen Modellierung" und standardisierten Werten unter- 
sucht. 
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IV.2.3. Matrix der Gewichte 


Der Einfluss der Faktoren auf die Abwanderung in die Schattenwirtschaft hangt 
(abgesehen von der Information in den Variablen) entscheidend von den rela- 
tiven Gewichten a, ab, die den einzelnen Variablen x, zugeordnet werden 
(vgl. Gleichung 1, TEIL IV.2.1.). Wie zuvor ausgeführt, müssen Annahmen über 
diese Gewichte gemacht werden, da sie mit Hilfe üblicher statistischer 
Schätzverfahren nicht bestimmt werden können, 


In Anlehnung an Aussagen in der Literatur wird davon ausgegangen, dass die 
Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen im Vergleich mit den 
anderen Faktoren den wichtigsten (oder zumindest gleich bedeutenden) Ein- 
fluss auf die Abwanderung in die Schattenwirtschaft ausübt. Dies kann 

auch aus verschiedenen Umfrageergebnissen gefolgert werden. Da ein hohes 
Steuerniveau keine grossen Auswirkungen auf die Schattentätigkeit hat, so- 
fern die Individuen aus "moralischen Gründen nicht bereit sind, Steuern zu 
hinterziehen, wird einer niederen Steuermoral zwar nicht eine so grosse Be- 
deutung wie einer hohen Steuerbelastung beigemessen, sie wird jedoch als 
mehr (oder zumindest gleich) bedeutend wie alle übrigen Faktoren angesehen. 
Eine ebenfalls wichtige, aber nicht ganz so bedeutende Rolle für die Abwan- 
derung in die Schattenwirtschaft wird dem Einfluss der Belastung durch staat- 
liche Reglementierungen und des verfügbaren Pro-Kopf-Einkommens zugewiesen. 
Der Einfluss der Zeitfaktoren - der Erwerbsquote und der Arbeitszeit - wird 
demgegenüber wiederum geringer bewertet, ihm wird jedoch ein grösseres (oder 
zumindest gleich grosses) Gewicht gegeben wie der Höhe der Arbeitslosigkeit 
und der Veränderung der Steuerbelastung. Für letztere wird der relativ 


1) Z.B. kommen DEAN, KEENAN und KENNEY (1980) auf Grund einer Umfrace in 
Schottland im Jahr 1977 zu dem Ergebnis, dass knapp 40% der Befragten 
die Ausgestaltung des Steuersystems allgemein fiir die Entscheidung, Steuern 
zu hinterziehen, verantwortlich machen; davon halten 25% das allgemeine 
Niveau der Steuerabgaben fiir zu hoch und 10% sehen das unfaire Steuersystem 
bzw. 2% die unfaire Besteuerung von Uberstunden als Grund an. Daneben nen- 
nen rund 33% Skonomische Betrachtungen (Habsucht, Armut, finanzieller Druck 
und Schwierigkeiten) als ausschlaggebend für die Steuerhinterziehung; etwa 
6% sehen die Ursache in der Verschwendung von Steuergeldern und ungerechter 
Sozialleistungen und knapp 4% führen die geringe Wahrscheinlichkeit einer 
Aufdeckung der Steuerhinterziehung an. Die Angaben von rund 12% der Befra- 
ten sind ‘undefiniert’, und die restlichen 5% geben Gründe wie "das System 
durchbrechen" und "weil andere es tun" an. 
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schwächste Einfluss nterstelit. 


Aus diesen Annahmen wird nach dem LPI-Prinzip der ‘weichen Modellierung’ 


folgende Rangfolge der Gewichte fiir die acht Einflussfaktoren abgeleitet: 


> > 
Asteuer- Asteuer- “Einkommen 


belastung unmoral 


AReglemen- 
tierung 


> 


AErwerbs- 


quote 


arbeits- 
zeit 


“arbeits- 
losenquote 


A eränderung 
der Steuer- 
belastung 


Die Gleichheits- und Ungleichheitszeichen können wie folgt in der Gewichts- 


matrix (A), welche spaltenweise zu lesen ist, dargestellt werden: 


[a] = l 1/2 1/4 
0 1/2 1/4 
0 1/2 1/4 
0 0 1/4 
0 0 1/4 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
(a) (b) (c) 


Der Gewichtsvektor (a) der Matrix (A) bewertet den Einflussfaktor X 


1/6 
1/6 
1/6 


(d) 


1/8 
1/8 
1/8 
1/8 
1/8 
1/8 
1/8 
1/8 


(e) 


1! die 


Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsakgaben, mit 1 und alle an- 
deren Faktoren bleiben unberücksichtigt. Der Gewichtsvektor (b) bezieht 


neben der Steuerbelastuna auch den Einfluss einer niederen Steuermoral mit 


ein, u.s.w. Der Gewichtsvektor (e) entspricht der Gleichgewichtung aller 


acht Einflussfaktoren; er stellt das andere Extrem zu der Gewichtung (a) 
dar, bei der nur der Einfluss der Steuerbelastung berücksichtigt wird. 


1) Alternativ könnte argumentiert werden, dass der Belastung des privaten 
Sektors mit Steuerabgaben und sonstigen Eingriffen (STges und REG) die 
höchste und eine gleich grosse Bedeutung zukommt. Das Ergebnis ändert 
sich dadurch jedoch nur geringfügig (der Rang-Korrelations-Koeffizient 
zwischen den alternativ ermittelten Rangfolgen der Länder in Bezug auf 


die Grösse der Schattenwirtschaft beträgt 0,98). 
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IV.2.4. Ergebnis 


Die Gewichtung der Datenmatrix (X) mit der Gewichtsmatrix (A) ergibt die 
Ergebnismatrix für die relative Grösse der Schattenwirtschaft für das Jahr 
1978; sie ist in Spalte (a) - (e) in Tabelle TV-2 dargestellt. 


Spalte (a) gibt die Rangfolge der Länder in Bezug auf die Grösse der Schatten- 
wirtschaft wieder, wenn nur der Steuerbelastungsvariablen ein Einfluss zuer- 
kannt wird. Unter dieser Voraussetzung erwarten wir für die skandinavischen 
Länder (mit Schweden an der Spitze) und die Beneluxländer die relativ grösste 
inoffizielle Wirtschaft. Wird der Einfluss der Steuer (un)moral mit einbezogen 
(Spalte b), ändert sich das Bild entscheidend: Nun stehen Frankreich und 
Italien auf den obersten Rängen der Skala und die erwartete Grösse der Schat- 
tenwirtschaft vor allem in Schweden und Norwegen sinkt beträchtlich. Werden 
die Belastung durch staatliche Reglementierungen und das Niveau des Pro-Kopf- 
Einkommens als weitere Einflussfaktoren berücksichtigt (Spalte c), deutet dies 
vor allem für Frankreich und die Bundesrepublik Deutschland auf eine weniger 
grosse Schattenwirtschaft hin; auf Grund des geringen Pro-Kopf-Einkommens in 
Irland und des hohen Anteils der öffentlich Bediensteten im Vereinigten 


Königreich wird in diesen Ländern ein deutlich grösserer Umfang an verborge- 
nen Aktivitäten erwartet - ein Effekt, der durch den Einfluss der Erwerbs- 
quote und der Arbeitszeit (Spalte d) weitgehend wieder aufgehoben wird. 


In den mittleren Spalten der Tabelle IV-2 ist der Mittelwert aus den Rängen 
der Ergebnismatrix und die hieraus resultierende (End-) Rangfolge für die 17 
untersuchten Länder abgetragen: Insgesamt erwarten wir demnach den relativ 
grössten Umfang der Schattenwirtschaft in Schweden, gefolgt von Belgien, 
Italien und Frankreich. Auch in den Niederlanden und Norwegen erwarten wir 
nach diesen Berechnungen eine relativ stark ausgebaute verborgene Aktivität. 
Die übrigen europäischen Länder (mit Ausnahme der Schweiz) liegen in der 
Mitte der Rangskala (auf Rang 5 bis 11), wir erwarten eine mittelgrosse bis 
kleine Schattenwirtschaft. In den Vereinigten Staaten und Kanada dürfte die 
inoffizielle Tätigkeit im Vergleich mit den anderen Ländern ebenfalls klein 
sein, und für die Schweiz und Japan, die den Abschluss in der Rangfolge bil- 
den, erwarten wir eine sehr kleine Schattenwirtschaft. 
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Tabelle IV-2 


Bestimmung der relativen Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern, 1978. 
Verfahren der 'weichen Modellierung’ (LPI). 


Mittlere Verteilung der Ränge 
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Um die Sensitivität der Ergebnisse in Bezug auf die vorgenommenen Gewichtun- 
gen zu prüfen, wird die mittlere absolute Abweichung (MAA = yn I |X-X]) 
berechnet (vgl. Tabelle IV-2). Mit einem Wert von 3,04 weist Italien die 
höchste mittlere absolute Abweichung auf; das Ergebnis für die relative 
Grösse der Schattenwirtschaft in diesem Land ist daher stark davon abhängig, 
welche Gewichte (innerhalb der Gewichtsmatrix A) den einbezogenen Einfluss- 
faktoren zugewiesen werden. Dasselbe gilt für Irland, Dänemark, die Bundes- 
republik Deutschland, Österreich und Frankreich. Das Ergebnis für Japan ist 
hingegen vollkommen insensitiv gegenüber den vorgenammenen Gewichtungen: 
Unabhängig von dem Gewichtungsvektor liegt Japan in der Skala (a) bis (e) 
jeweils auf Rang 2. 


Die Sensitivität der Ergebnisse für die verschiedenen Länder wird im rechten 
Teil der Tabelle IV-2 auch graphisch veranschaulicht. Der jeweils links abge- 
tragene Punkt stellt das minimale oder günstigste Ergebnis für ein Land (be- 
zogen auf die Ergebnismatrix) dar, der rechte Punkt das maximale Ergebnis. 
Die Länge der abgetragenen Linie verdeutlicht die Spannweite (in Rängen) 
zwischen dem minimalen und dem maximalen Ergebnis; mit zunehmender Spannweite 
vergrössert sich auch die Sensitivität der Ergebnisse für die relative Grösse 
der Schattenwirtschaft. Die abgetragenen Rangzahlen nehmen von links nach 
rechts und von unten nach oben in der Graphik zu. 


Auf Grund dieser Untersuchungen können die 17 untersuchten Länder in zwei 
Gruppen eingeteilt werden: Die erste Gruppe umfasst die Länder, deren Ergeb- 
nis für die relative Grösse der Schattenwirtschaft gegenüber den Gewichtungen 
(a) - (e) insensitiv ist, während in der zweiten Gruppe die Ergebnisse sensi- 
tiv und damit instabiler sind. In Tabelle IV-3 ist diese Unterscheidung nach 
(i) der relativen Grösse der Schattenwirtschaft und (ii) der Sensitivität der 
Ergebnisse berücksichtigt; das Ergebnis ist in Matrixform wiedergegeben. 


Wir erwarten demnach mit einiger Sicherheit eine im Vergleich mit den 


anderen Ländern sehr yrosse Schattenwirtschaft für 
SCHWEDEN und BELGIEN , 
eine grosse Schatterwirtschaft für 
die NIEDERLANDE und NORWEGEN , 
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Tabelle IV-3 
Relative Grösse der Schatterwirtschaft in 17 OECD Ländern, 1978. 
Ergebnisse nach dem LPI - Verfahren, 
unter Berücksichtigung der Sensitivität der Ergebnisse. 


Relative Grösse Sensitivität der Ergebnisse 
der Schatten- 
wirtschaft 


klein gross 
(0,0 2 MAA* > 2,0) (MAA* > 2,0) 


mittelgross 


mittl 
a m 
10 an 


* Mittlere absolute Abweichung. 
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und eine mittelgrosse Schattenwirtschaft für 


FINNLAND . 


In vier Ländern, 


SPANIEN , dem VEREINIGTEN KONIGREICH , 
den VEREINIGTEN STAATEN und KANADA 


deutet das Ergebnis auf eine kleine Schattenwirtschaft, und für 
JAPAN und die SCHWEIZ 


auf eine sehr kleine Schatterwirtschaft hin. 


Für die übrigen Länder (u.a. Italien, Frankreich, Österreich und die Bundes- 
republik Deutschland) lässt die Analyse keine zuverlässige Aussage zu. 


Wie bereits betont, erlaubt diese Methode keine Aussagen über die absolute, 
sondern nur über die relative Grösse der Schattenwirtschaft. Der Vorteil 
dieses Ansatzes im Vergleich mit den alternativen direkten und indirekten 
Methoden besteht darin, dass die Einflussfaktoren, die eine Abwanderung in 
die inoffizielle Wirtschaft begünstigen, explizit eingeführt werden, und dass 
alle relevanten Einflussfaktoren berücksichtigt werden können. Durch dieses 
Verfahren ist es nicht nur möglich, Schätzungen für die relative Grösse der 
Schattenwirtschaft abzuleiten, sondern es werden gleichzeitig die Ursachen 
der Entstehung einer Schattenwirtschaft aufgezeigt. Beispielsweise deutet 
die Untersuchung darauf hin, dass vor allem in Schweden die Belastung mit 
staatlichen Abgaben und Reglementierungen inzwischen so hoch ist, dass von 
dieser Seite ganz enorme Anreize bestehen, in die Schattenwirtschaft abzu- 


andern. 


1)Dieser Entwicklung wird gerade in neuester Zeit in Schweden selbst vermehrt 
Aufmerksamkeit geschenkt (vgl. STROMBERG 1981, S.8): "Trotz der unsinnigen 
Steuerlast hat es in Schweden keinerlei Steuerrevolte gegeben. Dagegen 
scheinen sich die Menschen dem ungeliebten System in aller Stille mit der 
Arbeitsleistung, den Verbrauchsgewohnheiten und der Steuermoral angepasst 
zu haben, Als Folgen der Abgabenlast machen sich heute eine verminderte 
Arbeitsbereitschaft, ein nicht geringer Missbrauch der Sozialleistungen, 
zunehmende Steuerhinterziehung und ein Wachstum der Schattenwirtschaft be- 
merkbar." 
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Natürlich können viele Einwände gegen dieses eher ‘naive’ Vorgehen vorge- 
bracht werden: Es kann argumentiert werden, dass die berücksichtigten Ein- 
flussfaktoren (ganz abgesehen von den Datenproblemen), die gebildete Rang- 
folge und die angenommenen Gewichte nicht auf einem expliziten Modell 
basieren, sondern anhand von Plausibilitätsüberlegungen und Argumenten aus 
der Literatur herangezogen werden. Es wurde jedoch darauf hingewiesen, dass 
die Wahl der Gewichte nicht per se von so grosser Bedeutung ist, und es wurde 
ausserdem die Sensitivität der Ergebnisse in Bezug auf die unterschiedlichen 
angenommenen Gewichte berücksichtigt. Das gewählte Vorgehen ermöglicht es, 
die Einflussfaktoren zu identifizieren, die im Endeffekt (dh. auf Grund der 
Information in der Datenreihe und auf Grund der angenammenen Gewichtung) den 
grössten Einfluss auf die relative Position eines Landes in der Rangfolge für 
die Grösse der Schattenwirtschaft haben. Die unterstellte Beziehung zwischen 
den Einflussfaktoren und der Grösse der Schattenwirtschaft kann mit dem LPI - 
Verfahren jedoch nicht (im statistischen Sinn) getestet werden, eine eigent- 
liche Überprüfung insbesondere der Hypothese über den Einfluss der Steuerbe- 
lastung auf das Arbeitsmarktverhalten der offiziell Beschäftigten und die 
Abwanderung in die Schattenwirtschaft ist nicht möglich, 


Ein weiteres Problem, dem jedes Ein -Gleichungs - Modell gegenübersteht, ist 
die Frage der Kausalität: In der Bestimmungsgleichung für die Grösse der ver- 
borgenen Wirtschaft (Gleichung 1, TEIL IV.2.1.) missen die exogenen Faktoren 
x, auf der rechten Seite die endogene Variable S beeinflussen. Es ist jedoch 
nicht auszuschliessen, dass eine Änderung der Grösse der Schattenwirtschaft 
eine Rückwirkung auf einige oder alle diese Faktoren hat. Beispielsweise ist 
denkbar, dass ein Anstieg der inoffiziellen Beschäftigung die politischen 
Entscheidungsträger dazu veranlasst, die Besteuerung und Reglementierung des 
privaten Sektors zu erhöhen, um dem Rückgang der Steuereinnahmen in Folge der 
Abwanderung in die Schattenwirtschaft entgegenzuwwirken. Auch die Arbeits- 
losigkeit kann sich in der Folge einer wachsenden Schattenwirtschaft erhöhen 
- (vgl. DeGRAZIA 1980, S.557): "...unemployment can be both cause and effect 
of clandestine work", - und das offiziell gemessene Sozialprodukt vermindert 


sich auf Grund der Verlagerung der Aktivitäten in die inoffizielle Wirtschaft. 
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Um einer "gegenseitigen Kausalität’ Rechnung zu tragen und ihre Bedeutung 
abschätzen zu können, wäre ein Modell der Interaktion zwischen dem offiziel- 
len privaten Sektor, dem politisch - administrativen Sektor und der Schatten- 
wirtschaft notwendig, das explizit Verhaltensaleichungen und institutionelle 
Restriktionen beinhaltet; ein solches umfassendes Modell existiert jedoch 
bislang nicht. Es ist aber möglich, in einem Mehr - Gleichungs - Modell zwi- 
schen Einflussfaktoren und Indikatoren der Schattenwirtschaft zu unterschei- 
den; die Abgrenzung muss allerdings eindeutiq sein, dh. ein Test auf gegen- 
seitige Kausalität ist auch hier wie bei allen anderen Methoden nicht mög- 
lich. Die Anwendung eines fortschrittlichen statistischen Verfahrens erlaubt 
es, die Parameter in der strukturellen Beziehung zwischen Einflussfaktoren 
und der ‘’unbeobachtbaren’Variable bzw. deren Indikatoren zu bestimmen und 
daraus auf die theoretische Grösse, den Umfang der Schattenwirtschaft, zu 
schliessen. Ausserdem ist es möglich, den Einfluss der verschiedenen Fakto- 
ren auf ihre Signifikanz zu testen. Dies wird im folgenden Abschnitt für 
dieselben 17 Länder in einer kombinierten Querschnitt - Längsschnitt - Unter- 
‚suchung durchgeführt. 
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IV.3. Die Grösse der Schattenwirtschaft als ‘unbeobachtbare’ Variable - 
Eine kambinierte Querschnitt-Längsschnitt-Untersuchung 


IV.3.1. Struktur des Modells 


In der bisherigen Analyse wurden einige Variabeln als Einflussfaktoren 
betrachtet, obwohl diese ebensogut oder besser als Effekte bzw. Indikatoren 
der Schattenwirtschaft interpretiert werden können. Am offensichtlichsten 
ist dies bei der Erwerbsquote: Nimmt die Aktivität in der Schattenwirtschaft 
zu in der Art, dass die Erwerbstätigkeit vollkammen van offiziellen in den 
inoffiziellen Sektor verlegt wird, nimmt in der Folge die offizielle Er- 
werbstätigkeit ab. Von einem solchen Wirkungszusarmenhang wird auch in dem 
"italienischen Ansatz" ausgegangen, bei dem aus der Gegenüberstellung der 
offiziellen und der effektiven Erwerbsquote auf die Grösse der Schatten- 
wirtschaft geschlossen wird; allerdings wird hier, abgesehen von der Erwerbs- 
quote, keine andere Information herangezogen. Wird die Beschäftigung in der 
offiziellen Wirtschaft nur zum Teil durch eine inoffizielle Tätigkeit substi- 
tuiert, macht sich dies in einem Rückgang der offiziell geleisteten Arbeits- 
stunden bemerkbar. Es bestehen sowohl von der Arbeitgeber- als auch von der 
Arbeitnehmerseite her Möglichkeiten, die Arbeitsmarktbestimmungen des 
Gesetzgebers, z.B. die Festlegung der Wochenarbeitsstunden und der Feiertage, 
über Teilzeit- und Mehrfachbeschäftigungen und über mehr oder weniger Über- 
stunden flexibel zu gestalten; dh. sowohl die Erwerbsquote als auch die 
geleisteten Arbeitsstunden in der offiziellen Wirtschaft stellen nur in 
beschränktem Masse ein wirtschaftspolitisches Datum dar. Es ist daher sinn- 
voll, die Höhe der offiziellen Erwerbsquote und der geleisteten Arbeits- 
stunden als Indikatoren für, und nicht als Einflussfaktoren auf die Grüsse 


der Schattenwirtschaft anzusehen. 


Als zusätzlicher Indikator für die Grösse der Schattenwirtschaft wird die 
Wachstumsrate des realen Sozialprodukts herangezogen: Eine Zunahme der 
verborgenen Tätigkeit entzieht der offiziellen Wirtschaft Ressourcen und 
mindert das offiziell gemessene Sozialprodukt. Da sich die absolute Höhe 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion im offiziellen Sektor aus weitgehend 
anderen Gründen sehr stark in den einzelnen Ländern unterscheidet, wird 
daher zur Messung dieses Effektes auf die Wachstumsrate des Sozialprodukts 


abgestellt. 
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Es erscheint zunächst naheliegend, auch die ‘Spuren’ auf dem Geldmarkt, 

die die Schatterwirtschaft hinterlässt, als Indikator heranzuziehen. Dieses 
Vorgehen ist zwar sinnvoll für die Betrachtung der zeitlichen Entwicklung 
der Schattenwirtschaft in einem bestimmten Land, es eignet sich jedoch nicht 
für eine Querschnittuntersuchung über verschiedene Länder: Zum einen ist die 
absolute Grösse und die Entwicklung der monetären Aggregate im internationa- 
len Vergleich sehr unterschiedlich. Zum anderen aber, und dies ist von grös- 
serer Bedeutung, werden in vielen Ländern gerade ausländische Währungen für 
die Transaktionen in der Schattenwirtschaft verwendet: Dies trifft beispiels- 
weise zu für den U.S.Dollar in südamerikanischen und femöstlichen Staaten, 
die Deutsche Mark in der Deutschen Demokratischen Republik und den Schweizer 
Franken in verschiedenen europäischen und anderen Ländern (vgl. BLADES 1982). 
Es ist daher nicht sinnvoll, monetäre Grössen wie den Bargeldumlauf und die 
Geldmenge als Indikatoren für die Schattenwirtschaft über verschiedene Länder 


zu verwenden. 


Als Einflussfaktoren auf die Grösse der Schattenwirtschaft werden neben der 
Steuerbelastung die Belastung durch staatliche Reglementierungen, die Ver- 
änderung der Steuerbelastung, die Steuer (un)moral, das verfügbare Pro-Kopf- 
Einkommen und die Arbeitslosenquote berücksichtigt. Es wird theoretisch 
erwartet, dass die Grösse der Schattenwirtschaft positiv beeinflusst wird 
durch die Höhe der Belastung mit Steuern und staatlichen Vorschriften, der 
Veränderung der Steuerbelastung, der Steuerunmoral und der Arbeitslosenquote, 
und negativ durch das Niveau des verfügbaren Einkommens, Eine Vergrösserung 
der Schatterwirtschaft wirkt sich hingegen - so die theoretische Erwartung - 
negativ auf die Höhe der offiziellen Erwerbsquote, auf die geleisteten 
Arbeitsstunden und das Wachstum des realen Sozialprodukts aus, 


In Verbindung mit diesen Hypothesen über die Einflussrichtung der Variablen 
und die erwarteten Vorzeichen des Einflusses kann die in Figur IV-1 wie- 
dergegebene strukturelle Beziehuna zwischen den Einflussfaktoren und der 
"unbeobachtbaren’ Variable, der Grösse der Schatterwirtschaft, als auch 
deren Indikatoren aufgestellt werden. Die Parameter des Modells können mit 
einem Verfahren, das zur Analyse von "linear interdependent structural 
relationships" (LISREL) unter Einschluss von unbeobachtbaren oder latenten 
Variablen entwickelt wurde, bestimmt werden. Das Verfahren unterscheidet 
sich insofern von einer gewöhnlichen Regressionsanalyse, als nicht nur ein, 
sondern mehrere Indikatoren zur Abbildung der abhängigen ’unbeobachtbaren’ 


Variable herangezogen werden können. 
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Figur IV-1 


Strukturelle Beziehung zwischen den Einflussfaktoren, 
der ‘unbeobachtbaren’ Variable und den Indikatoren. 


Stever- 
belastung 


Belastung ESE 
durch staat- Erwerbs- 
liche Regle- ESE 
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EM 
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IV.3.2. Die LISREL - Methode! 

Die LISREL- Methode ist ein sehr allgemeines und flexibles Schätzverfahren; 
sie erlaubt die Untersuchung von Pfadanalyse - Modellen, Skonometrischen Mo- 
dellen, Faktoranalyse- und Kovarianzstruktur - Modellen. Das allgemeine 
LISREL - Modell besteht aus zwei Teilen, dem "measurement model" und dem 
"structural tion model". Ersteres beschreibt, wie die latenten Varia- . 
blen durch die beobachteten Variablen (= Indikatoren) ‘gemessen’ werden, 
und das Strukturmodell spezifiziert die kausale Beziehung zwischen den ver- 
schiedenen latenten Variablen und deren Einflussfaktoren. Mit Hilfe des 
Maximum - Likelihood - Schätzverfahrens wird aus der vorgegebenen Struktur 
des Modells die Varianz - Kovarianz - Matrix der beobachteten Variablen x, 
und 2, ) geschätzt; dabei werden die freien Parameter des Modells so ge- 
wählt, dass die Abweichung der geschätzten von der ’wahren’, dh. der beob- 
achteten Varianz - Kovarianz - Matrix minimiert wird. Voraussetzung für 
dieses Vorgehen ist, dass alle Parameter des Modells identifiziert sind 
(Identifikationsproblem), und hierzu muss ein Teil der Parameter (des 
strukturellen und /oder des Messmodells) theoretisch festgelegt werden. Die 
LISREL - Methode erlaubt, neben latenten Variablen auch Fehler in der Schätz- 
sie liefert, neben der Schätzung der (X,Z) - Varianz - Kovarianz - Matrix 
und der unbekannten Parameter, Schätzungen für die Fehlervarianzen des 
Modells. 


Die zu untersuchende strukturelle Beziehung stellt eine Vereinfachung die- 
ses allgemeinen Modells dar: Es handelt sich um eine unbeobachtete Varia- 
ble, die Grösse der Schattenwirtschaft, die durch 6 Faktoren RX er Xe) 
beeinflusst wird und durch 3 Indikatoren (Z) 2512) abgebildet werden kann 
(vgl. Figur IV-1). Für die Einflussfaktoren x, nehmen wir an, dass sie 
ohne Fehler gemessen werden. ? Es ist jedoch nicht sinnvoll, davon auszu- 


1) Eine ausführliche Darstellung des allgemeinen Modells und des Schätzver- 
fahrens wird im Anhang qegeben. Die LISREL - Methode wird beschrieben in 
JÖRESKOG und VAN THILLO (1973), wobei die Autoren neben der Beschreibung 
des allgemeinen Modells und des Schätzverfahrens auch einige Anwendungs- 
beispiele anführen. 


2) Im Grunde handelt es sich um ein MIMIC - Modell ("multiple indicators 
multiple causes"), welches mit Hilfe des LISREL - Verfahrens geschätzt 
wird. Vgl. hierzu HUJER und KNEPEL (1982). 


3) Dies ist erforderlich, da eine bestimmte Zahl an Parametern des Modells 
vorgegeben werden muss. Durch die Annahme von Messfehlern in den Daten 
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gehen, dass sich in der Grösse der Indikatoren - vor allem, da sie uber 
verschiedene Länder betrachtet werden - allein der Einfluss der Schatten- 
wirtschaft wiederspiegelt; auch andere Faktoren haben auf die Grösse dieser 
Variablen einen Einfluss. Dieser Einfluss wird anhand von Störgliedern (6,) 
aufzufangen gesucht. Auch in der Bestimmungsaleichung für die Grösse der 
Schatterwirtschaft wird eine stochastische Grösse (č) eingeschlossen, mit 


der zufällige Einflüsse abgebildet werden sollen. 


Da die Indikatoren und die Grösse der Schattenwirtschaft nur in einem rela- 
tiven Sinn interdependent sind, muss eine Normalisierung vorgenormen werden; 
hierfür wird der Parameter für den Indikator ’Arbeitszeit’, für den eine 
negative Korrelation mit der Grösse der Schatterwirtschaft angenommen wird, 
auf den Wert -1,0 festgesetzt. Ausserdem werden die Variablen standardi- 
siert (über die Länder und über die Zeit). Die Ergebnisse der LISREL - 


Schätzung sind daher nur relativ zu interpretieren. 


Die Untersuchung wird für dieselben 17 OECD Länder durchgeführt wie die 
Untersuchung mit der LPI - Methode. Um die Zahl der Beobachtungen und die 
der Freiheitsgrade zu erhöhen, werden neben den Beobachtungen für das Jahr 
1978 vier weitere Zeitpunkte eingeschlossen: Es wird eine kombinierte 
Querschnitt - Längsschnitt - Untersuchung über die Jahre 1960, 1965, 1970, 
1975 und 1978 für die 17 Länder vorgenommen. Dabei wird unterstellt, dass 
die Parameter des Modells über die Länder und über die Zeit konstant sind 
und dass die Beobachtungen über die verschiedenen Zeitpunkte unkorreliert 
sind.! 

Die in der Untersuchung verwendeten Daten für die 5 Jahre sind im Anhang 
in Tabelle A-l wiedergegeben. Es handelt sich dabei um dieselben Varia- 
blen wie die im Abschnitt zuvor beschriebenen. Für die Steuerbelastungs- 
variable wird alternativ der Gesamteinfluss des Anteils der Gesamtsteuern 
inkl. der Sozialversicherungsbeiträge (STgeg) und der Einfluss der einzel- 
nen Komponenten, des Anteils der direkten Steuern (STair) , Ger indirekten 
Steuern (ST;ndir) 


- STindir) am Bruttoinlandsprodukt einceschlossen. 


und der Sozialversicherungsbeiträge (SVB = STges - STgir 


1) Val. JORESKOG (1978). - Dieser Anforderung wird berücksichtiat, indem 
nur alle Zeitpunkte in 5- (bzw. 3- ) Jahres - Abständen verwendet werden. 
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Für die Entwicklung der Steuermoral über die Zeit liegen keine über die 
Länder vergleichbaren Daten vor. Es ist jedoch nicht sinnvoll, davon aus- 
zugehen, dass die Steuermoral in allen 17 Ländern in der Zeit von 1960 bis 
1978 konstant geblieben ist. In den Vereinigten Staaten werden seit einiger 
Zeit Umfragen zur Einstellung zum Staat und der Einschätzung des zu zahlen- 
den Steuerbetrags in einigermassen recelmässigen Abständen durchgeführt. i 
Aus den Ergebnissen dieser Umfragen kann eine Indexreihe für die Entwick- 
lung der Steuermoral (bzw. Steuerunmpral) in den Vereinigten Staaten kon- 
struiert werden (1970 = 100) :? 


1960 1965 1970 1975 1978 


61 74 100 118 121 


Ein Index von 121 im Jahr 1978 bedeutet, dass die Steuermoral gegenüber 
1975 (Index 118) und den Vorjahren (z.B. 1960 mit einem Index von 61) zu- 
rückgegangen ist. Befragungen in der Bundesrepublik Deutschland? lassen 
darauf schliessen, dass eine ähnliche trendmässiae Verschlechterung der 
Steuermoral über die Zeit stattgefunden hat. Es wird im folgenden davon 
ausgegangen, dass sich in allen 17 Ländern die Steuermoral in gleicher 
Weise verschlechtert hat wie in den Vereinigten Staaten in der Zeit zwi- 
schen 1960 und 1978 - eine strenge, aber doch nicht so rigorose Annahme 
wie die der Konstanz der Steuermpral in allen Ländern über die betrachtete 
Periode. Damit lässt sich aus den Indexzahlen für die relative Steuerroral 
in den 17 Ländern und der Indexreihe für die zeitliche Entwicklung in den 
Vereinigten Staaten eine Reihe für die Steuermoral bzw., negativ formuliert, 
der Steuerunmoral (UNMORAL) konstruieren, die die Veränderung über die Zeit 


und die relative Stellung der Länder wiedergibt. 


1) Vgl. für eine Übersicht CITRIN (1979) und SMITH, TAYLOR und MATHIOWET2 
(1980) . 


2) Die Ergebnisse der Beframungen für die untersuchten Zeitperioden und die 
daraus abgeleitete Indexreihe für die Entwicklung der Steuermoral in den 
vereinigten Staaten sind in Tabelle A-2 im Anhana wiedergegeben (vgl. 
FREY, WECK und POMMEREHNE 1982). 

3) Siehe DAKE (1979, S.2/43) und NOELLE - NEUMANN (1977, S.196) sowie NOELLE- 
NEUMANN (1974, S.360). Weitere Untersuchunaen der Steuermoral z.B. in 
Schweden (VOGEL 1974) und dem Vereiniaten Könioreich (LEWIS 1979b) stüt- 
zen sich jeweils auf einmalige Umfrageergebnisse, so dass ein Vergleich 
der Steuermoral über die Zeit nicht mdalich ist. 
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Der Effekt der Schattenwirtschaft auf die Veränderung des offiziell gemes- 
senen realen Sozialprodukts wird erfasst über die jährliche Wachstumsrate 


des Bruttoinlandsprodukts in konstanten Preisen ( ). Diese Wachstumsrate 


q, 
ging Anfang der 70er Jahre in allen Ländern stark oa ; der Durchschnitts- 
wert für die 17 Staaten sank von 5,4% im Jahr 1970 auf -0,4% im Jahr 1975 
(vgl. Tabelle A-1 im Anhang), Diese allgemeine Entwicklung ist zurückzufüh- 
ren auf die durch die OPEC - Staaten verursachte Ölkrise, die 1973/74 ein- 
setzte. Um diesen Einfluss auszuschliessen, der in keinem Zusammenhang mit 
der Entwickluna der Schattenwirtschaft steht, wird jeweils die Differenz 
zwischen der Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in einem Land und des- 
sen Durchschnittswert über alle Länder (jeweils für einen Zeitpunkt) ge- 


bildet (Sarp0) . 


IV.3.3. Ergebnis! 


Die LISREL - Schätzung der zuvor abgeleiteten strukturellen Beziehung eraibt 
einen positiven, aber statistisch nicht siqnifikanten Einfluss der Gesamt- 
belastung mit direkten und indirekten Steuern inkl. der Sozialversicherungs- 
beiträge auf die Grösse der Schattenwirtschaft. Wird die Variable in ihre 
einzelnen Komponenten aufgespalten, erweist sich der Anteil der direkten 
Steuern am Bruttoinlandsprodukt als hoch signifikant mit dem theoretisch 
erwarteten Vorzeichen, während die Koeffizienten für den Anteil der indi- 
rekten Steuern und der Sozialversicherungsabaaben statistisch nicht von Null 


Zu unterscheiden sind. 


Das Ergebnis der LISREL - Schätzung fiir das Gesamtmodell unter Verwendung 
der einzelnen Komponenten der Steuerbelastung (STair’ STindir’ SVB) ist in 
Figur IV-2 dargestellt; die geschätzten Parameter und die t- Statistiken 
(in Klammern) sind an den Pfeilen abgetragen, die die Einflussrichtung zwi- 
schen den Variablen kennzeichnen. Wie aus Figur IV-2 zu ersehen ist, hat 
die Abgabenbelastung der Privaten mit direkten Steuern (STair 
fikant positiven Einfluss auf die Grösse der Schattenwirtschaft, und das 


) einen signi- 


Vorzeichen entspricht den theoretischen Erwartunaen. Die Koeffizienten der 


Anteile der indirekten Steuern (STindir) und der Sozialversicherungsbeiträge 


1) Für eine Darstellung der Ergebnisse der LISREL - Schätzung siehe FREY und 
WECK (1982b). Vgl. ausserdem WECK (1982) und WECK und FREY (1982). 
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Figur Iv-2 


LISREL - Schätzung der strukturellen Beziehung zwischen 


der Grösse der Schattemwirtschaft und deren Einflussfaktoren und Indikatoren, 


Kombinierte Querschnitt - Längsschnitt - Schätzung über 17 OECD Länder und 5 Zeitpunkte (N=85). 
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(SVB) sind hincegen nicht von Null zu unterscheiden; dh. die Schötzunao 
deutet darauf hin, dass zwar die direkten Steuerabaaben, nicht aber die 
indirekten Steuerabaaben und die Sozialversicherunasbeiträge als Belastuna 
empfunden werden und einen (relevanten) Anstoss aeben, in die verhorcene 


wirtschaft auszwweichen. 


Neben der direkten Steuerbelastuna kann für zwei andere Variablen ein 
statistisch sionifikanter Einfluss mit dem theoretisch erwarteten Vorzei- 
chen festgestellt werden: Eine Erhöhuna der Belastung durch staatliche Reg- 
lementierungen (REG) als auch eine Verschlechterung der Steuermoral (= Zu- 
nahme der UNMORAL) bewirken einen Anstieg der Grösse der Schattenwirtschaft. 
Die Koeffizienten sind auf Grund der Normierung nur relativ zu interpretie- 
ren; dh. der (signifikante) Koeffizient für die Steuerunmoral ist mit 0,48 
am grössten, der Einfluss der direkten Steuerbelastung auf die Grösse der 
Schattenwirtschaft ist mit 0,42 etwas geringer und der Koeffizient für die 
Belastung durch staatliche Reglementierungen weist mit einem Wert von 0,29 


auf den vergleichsweise schwächsten Einfluss hin. 


Die Vorzeichen der Parameter der drei anderen Einflussfaktoren, der Wahr- 
nehmung der Steuerbelastung (gemessen anhand der Veränderung des Anteils 
der direkten Steuern am Bruttoinlandsprodukt, ASTg;,), des real verfügbaren 
Pro-Kopf-Einkommens (YVF) und der Arbeitslosenquote (ALQ), entsprechen 
nicht den theoretischen Erwartuncen; statistisch sind sie jedoch, wie die 
Belastung mit indirekten Steuern und Sozialversicherunasabgaben, nicht von 
Null zu unterscheiden. Für den Einfluss der Arbeitslosenquote ist dieses 
Ergebnis möglicherweise dadurch zu erklären, als durch diese Variable zwei 
entgegengesetzte Einflüsse abgebildet werden: Eine hohe Arbeitslosenquote 
ist im allgemeinen verbunden mit einer konjunkturellen Abschwungphase, die 
sowohl in der offiziellen als auch vermutlich in der Schatterwirtschaft zu 
einem Rückgang der Nachfraae nach Arbeit durch die Arbeitoeber und damit 

zu einer Verknappuna der Arbeitsplätze führt; andererseits wird durch die 
Zunahme der Arbeitslosen das Arbeitsangebot in dem verborgenen Teil der 
Wirtschaft erhöht. Entsprechend dem Eraebnis der LISREL - Schätzung ist auch 
die (durch das Niveau des verfügbaren Durchschnitteinkommens) abgebildete 
Einkommenssituation in den betrachteten, hoch industrialisierten Ländern 


von keiner signifikanten Bedeutung; das Ercebnis deutet sogar eher auf 
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einen umgekehrten Zusammenhang hin. 1 Für die Veränderung der direkten 
Steuerbelastung kann ebenfalls empirisch kein statistisch signifikanter 
Einfluss und damit kein Zusammenhang zwischen der Wahrnehmung der Steuer- 
last und der Grösse der Schattenwirtschaft festgestellt werden. 


Der Schätzfehler in der Bestimmungsgleichung für die Grösse der Schatten- 
wirtschaft ist gering; die Standardabweichung (g) beträgt 0,010. Damit 
kann die Grösse der Schattenwirtschaft, dargestellt anhand der drei Indi- 
katoren, recht gut durch die einbezogenen, statistisch signifikanten Ein- 
flussfaktoren erklärt werden. 


Aus dem rechten Teil der Figur IV-2 ist ersichtlich, dass die Arbeitszeit 
(ZEIT) (mit einem normalisierten Parameterwert von -1,0) und die Erwerbs- 
quote (mit einem Parameter von -0,808) zwei wichtige Indikatoren für die 
Grösse der Schattenwirtschaft darstellen; der Effekt der inoffiziellen 
Wirtschaft auf das (um den Mittelwert bereinigte) Wachstum des Inlandspro- 
dukts (JBIpo’? ist im Vergleich dazu weniger gross (der Parameter beträgt 
0,198). Dieses Ergebnis wird durch die Angaben für die Standardfehler der 
Variablen bestätiqt: Durch die Fehlervarianzen können 62,1% (=0,7887), 
41,9% (= 0,647") und 97,6% (= 0,988?) der Varianz der (standardisierten) 
Indikatoren (ERW), (ZEIT) und (Garp) erklärt werden; für den Indikator 
Arbeitszeit (ZEIT) bedeutet dies beispielsweise, dass 58,1% der Varianz 
der Variablen durch die Grösse der Schattenwirtschaft und 41,9% durch 


andere systematische und zufällige Einflüsse erklärt werden kann. 


Die geschätzte x- Statistik für das Gesamtmodell beträgt 61,5 mit 

52 Freiheitsgraden. Der x?- Test ist jedoch weniger dazu geeignet, Aus- 
sagen über die Qualität der Gesamtschätzung zu machen (etwa analog zu dem 
Bestimmtheitsmass in multiplen Regressionen); vielmehr schreibt JÖRESKOG 
(1969, S.201): "The criteria for goodness of the model depends on the 
usefullness of it and the results it produces." Der x°- Test ist jedoch 
hilfreich beim schätztechnischen Vorgehen ("fitting the model") (val. JÖ- 
RESKOG 1969). 


1) In einer Untersuchung für Italien ermittelt auch GAETANI - D’ARAGONA 
(1981), dass die Schattenwirtschaft in den wohlhabenderen nördlichen 
Teilen des Landes grösser ist als in den ärmeren südlichen Teilen. 
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Die mit dem LISREL - Modell geschätzten signifikanten Einflussfaktoren können 
zur Bestimmung der relativen Grösse der Schattenwirtschaft und deren Fntwick- 
lung über den Zeitraum 1960 - 1978 in den 17 betrachteten Ländern herangezo- 
gen werden. Es wird analog zu der ’naiven’ Schätzung in TEIL IV.2. dieser 
Arbeit vorgegangen; im Unterschied dazu ist es jedoch nicht notwendig, Annah- 
men über die Gewichte der Einflussfaktoren zu machen, sondern es kann auf die 
geschätzten Koeffizienten des LISREL - Modells zurückgegriffen werden. Die 
geschätzten Koeffizienten für die drei signifikanten Einflussfaktoren, dem 
Anteil der direkten Steuern ST 357 (0,419), dem Anteil der öffentlich Beschäf- 
tigten REG (0,294) und dem Index für die Steuerunmoral UNMORAL (0,480), werden 
normalisiert, so dass sie sich auf Eins aufsummieren; damit ist eine Ableitung 
der Grösse der Schattenwirtschaft in standardisierten (z-)Werten möglich, Wir 
erhalten folgende lineare Beziehung: 

5 = 0,35* ST... + 0,25 ° REG + 0,40. UNMORAL , 
Die hieraus abgeleiteten Frgebnisse fiir die relative Grosse der Schattenwirt- 
schaft sind in Tabelle IV-4 wiedergegeben. In den einzelnen Spalten sind die 
Rangfolgen für die relative Grösse der Schattenwirtschaft (17=relativ gröss- 
te und 1=relativ kleinste Schattenwirtschaft) der Länder für die fünf 
untersuchten Zeitperioden abgetragen. Die Werte in Klammern geben die be- 
rechneten standardisierten (z-) Werte für die Grösse der Schattenwirtschaft 
über die Gesamtperiode und die 17 Länder an. 


Entsprechend den Angaben der Tabelle IV-4 hatten die Vereinigten Staaten 
1960 die relativ arösste Schattenwirtschaft zu verzeichnen; in den darauf- 
folgenden Jahren liegen abwechselnd Schweden (in den Jahren 1965, 1970 und 
1978) und Dänemark (im Jahr 1975) an der Spitze der Rangordnunc der 17 Staa- 
ten. Alle die Länder, für die sich eine relativ kleine bzw. sehr kleine 
Schatterwirtschaft ergibt, weisen eine stabile Stellunc hinsichtlich der 
Rangfolge auf: Über alle 5 Zeitperioden liegen Japan, die Schweiz, Spanien 
und Irland auf Rang 1 bis 4, Finnland auf Rang 5 und die Bundesrepublik 
Deutschland auf Rang 6 (1965), Rang 7 (1960, 1970, 1975) und Rana 8 (1978). 
Eine beträchtliche Zunahme über den Zeitraum 1960 - 1978 in der Rangzahl 

ist für Dänemark festzustellen: Die relative Stellung in Bezug auf die Gräs- 
se der Schattenwirtschaft hat sich von Rang 6 (1960) auf Rana 15 (1978) er- 
höht. Diese Entwicklung ist zurückzuführen auf den starken Anstiea des An- 
teils der öffentlich Bediensteten (von 9,9% und damit Rang 8 im Vergleich 
mit dem Anteil in den anderen Ländern 1960 auf 20,8% bzw. Rang 16 (1978), 
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Tabelle IV-4 
Schätzung der relativen Grösse und der Entwicklung der Schattenwirtschaft in 
17 OECD Ländern, 1960, 1965, 1970, 1975 und 1978, nach dem LISREL - Verfahren. 
(Rangordnung und standardisierte z- Werte). 
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val. Tabelle A-1 im Anhang) und des Anteils der direkten Steuern (um über 
12 Prozentpunkte bzw. 3 Ränge - von Rang 13 auf Rang 16 - in dem gesamten 
Zeitraum). Neben Dänemark hat die relative Grösse der Schatterwirtschaft 
(betrachtet im Vergleich mit den anderen 16 Ländern jeweils 1960 und 1978) 
auch in Italien (+6 Ränge) und in Belgien (+4 Ränge) stark zugenommen. 
Sehr stark nach unten verschoben hat sich hinaeaen die relative Position 
in der Rangfolge der Vereiniaten Staaten; die Ranazahl verminderte sich um 
10 (von Rang 17 auf Rang 7) über die Zeit von 1960 bis 1978. Dieser Rück- 
aang kann darauf zurückaeführt werden, dass die direkten Steuern im Ver- 
gleich mit dem Bruttoinlandsprodukt und der Anteil der öffentlich Beschäf- 
tiaten in diesem Land über den betrachteten Zeitraum nahezu konstant ge- 
blieben sind und damit, im Veraleich mit den anderen Ländern, stark abge- 
nammen haben (von Rang 16 (1960) auf Rang 8 bzw. 11 (1978)). Auch in dem 
Vereinigten Königreich und in Kanada hat eine ähnliche, aber weniger präg- 
nante Entwicklung der relevanten Einflussfaktoren bewirkt, dass die Rang- 
zahl dieser Länder in Bezug auf die Grösse der Schattenwirtschaft um je- 
weils 5 Punkte zurückgegangen ist. 


Für das Jahr 1978 erhalten wir folgende Rangfolge für die relative Grösse 
der Schattenwirtschaft in den verschiedenen Ländern: In Schweden, Belgien, 
Dänemark und Italien erwarten wir eine sehr grosse Schattenwirtschaft im 
Veraleich mit den anderen Ländern, für die Niederlande, Frankreich und 
Norwegen eine grosse und für Österreich, Kanada und die Bundesrepublik 
Deutschland eine mittelarosse Schatterwirtschaft. Die verborgene Wirtschaft 


in den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich dürfte im Ver- 


gleich zu den anderen Ländern eher mittelgross bis klein sein, und in Finn- 
land, Irland, Spanien, der Schweiz und in Japan erwarten wir (wie auch zu 
allen anderen Zeitpunkten) eine relativ kleine bzw. sehr kleine Schatten- 


wirtschaft. 


Ein Vergleich der Rangfolge für 1978 mit den Schätzungen der LPI - Methode ir 
Abschnitt zuvor (vgl, Tabelle IV-2 und IV-3) zeigt eine überraschend gute 
Übereinstimmung in den Schätzergebnissen. Nach beiden Schätzungen liegen z.B. 
Schweden und Belgien weit oben in der Rangfolge der Länder für 1978, gefolgt 
von den Niederlanden und Norwegen. Den Abschluss bilden wiederum die Schweiz 
und Japan, Für fünf der Länder ergeben sich jedoch auch auffallende Unter- 
schiede, wenn man die Rangzahlen beider Schätzungen für die einzelnen Länder 
vergleicht: Für Dänemark, Kanada und die Vereinigten Staaten wird die rela- 


tive Stellung im Hinblick auf die Grösse der Schattenwirtschaft mit der LPI- 
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Methode um 7 bzw. 5 und 4 Ränge unter-, für Irland um 6 Ränge über- 
schätzt. Zurückzuführen ist dies z.B. im Fall von Dänemark auf den relativ 
hohen Anteil der direkten Steuern am Bruttoinlandsprodukt im Vergleich mit 
der Gesamtbelastung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben und die hohe 
Belastung mit staatlichen Realementierungen. Der relativ hohe Wert für das 
verfügbare Pro - Kopf - Einkommen (der die Schätzungen für die Grösse der 
Schattenwirtschaft nach der LPI - Methode dämpft) geht in die LISREL - Be- 
rechnungen hingegen nicht ein. Auch in den Vereinigten Staaten und in Kana- 
da ist die Belastung mit direkten Steuern und das verfücbare Einkommen 
relativ hoch, weshalb die Schätzungen auf Grundlage des LISREL - Modells 
über den LPI - Werten liegen. 


Aus Tabelle IV-4 kann für die einzelnen Länder auch die zeitliche Entwick- 
lung der absoluten Grösse der Schattenwirtschaft (dh. nicht nur der Relation 
zu den anderen Ländern) anhand der standardisierten (z-) Werte abgelesen 
werden. Die z-Werte deuten beispielsweise darauf hin, dass die (absolute) 
Grösse der Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten zwischen 1960 

(z = -0,03) und 1978 (z= 0,39) zugenommen hat, auch wenn, wie wir gese- 
hen haben, der relative Umfana der verboraenen Wirtschaft in diesem Land 

in Bezug auf alle anderen Länder von Rang 17 auf Rang 7 zurückgegangen ist ! 
Die absolute Grösse der Schattenwirtschaft hat bis 1975 in allen untersuch- 
ten Ländern stets zugenommen; einzig ein konstanter Wert ist für die Verei- 
nigten Staaten zwischen 1970 und 1975 zu verzeichnen. Zwischen 1975 und 1978 
setzte jedoch, entsprechend den LISREL - Schätzungen, in Dänemark, Kanada, 
Österreich, dem Vereinigten Königreich, Japan und Finnland eine rückläufige 
Beweaung ein, welche in allen diesen Ländern vor allem auf eine Abnahme der 
direkten Steuerbelastung zurückzuführen ist (val. Tabelle A-1 im Anhang). 


Diese Ergebnisse aus der LISREL - Schätzung sind zur Veranschaulichung in 
Figur IV-3 auch graphisch in einem Blockdiagramm wiedergegeben. Auf 
der Abzisse sind die standardisierten (z-) Werte abgetragen. 1 Auf der 
Ordinate sind die Länder so geordnet, dass die relative Grösse der Schat- 
tenwirtschaft im Jahr 1978 (verdeutlicht durch die Gesamthöhe der Blöcke 
für die einzelnen Länder) von links nach rechts abnimmt. Die relative 


1) Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass anhand der standardisierten 
(z-) Werte eine Aussage über die relative Grösse der Schattenwirtschaft 
in den verschiedenen Ländern und über die Verändenung der absoluten 
Grösse über die Zeit in jedem Land möadlich ist. 
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Grösse der Schattenwirtschaft im Jahr 1970 wird durch die Höhe der Blöcke 
einschliesslich der schraffierten Fläche, und für 1960 durch die Höhe der 
schwarz ausgefüllten Blöcke angegeben. Anhand der Figur wird deutlich er- 
kennbar, dass die Schattenwirtschaft über den Zeitraum 1960 - 1970 und den 
Zeitraum 1970 - 1978 absolut gemessen in allen Ländern zugenommen hat. Wie 
zuvor erläutert, ist die Zunahme in einigen Ländern sehr gross (z.B. in 
Schweden, Dänemark, Belgien, Italien und Irland), in anderen Ländern wie- 
derum sehr klein (z.B. in den Vereinigten Staaten und, für 1970-1978, in 
Kanada und dem Vereiniaten Königreich). 


Die Ergebnisse aus der LISREL- Schätzung können dazu herangezogen werden, 
die in der Literatur angegebenen Schätzungen fiir die Grösse der Schatten- 
wirtschaft in verschiedenen Ländern und über die Zeit auf ihre Kompatibili- 
tät zu prüfen. Nach unserem Ergebnis erwarten wir beispielsweise eine ver- 
hältnismässig kleine Schattenwirtschaft in den Vereiniaten Staaten für 1978; 
von daher gesehen erscheinen die extrem hohen Schätzungen von FEIGE (vgl. 
Tabelle III-]) von bis zu 33% des Bruttosozialprodukts als recht unplau- 
sibel. Auch die Ergebnisse auf Grundlage der anderen empirischen Methoden 
stimmen, sofern sie iiberhaupt vergleichbar sind, nur zum Teil mit unseren 
Schätzungen überein, Wird beispielsweise die Grösse der Schattenwirtschaft 
aus der unerklärten Differenz zwischen den gesamtwirtschaftlichen Einnahmen 
und Ausgaben abgeleitet, so ergibt sich etwa für die Entwicklung in Schweden 
ein vollkommen anderes Bild (vgl. Figur III-1): Die Grösse der verborgenen 
Wirtschaft liegt nach dieser Schätzung auf einem sehr geringen Niveau und 
hat zwischen 1968 und 1977 nur geringfügig zugenommen. Die Ergebnisse für 
Belgien, Dänemark, die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich 
können mit unseren LISREL - Schätzungen hingegen recht gut nachvollzogen wer- 
den. Auch die Ergebnisse anhand der einfachen Bargeldumlaufmethode weichen 
nicht so stark von unseren Resultaten ab (vgl. Figur III-2). Für die verbor- 
gene Wirtschaft in Italien wird beispielsweise mit dieser Methode - in Über- 
einstinmmg mit unseren Ergebnissen - ein starker Anstieg, von etwa 20 Pro- 
zentpunkten, zwischen 1968 und 1978 ermittelt, und das entsprechende Niveau 
liegt damit im Jahr 1978, wie in der LISREL - Schätzung, über demjenigen der 
drei anderen betrachteten Länder, den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten 
Königreich und Kanada, Für das Vereinigte Königreich wird hingegen ein Rtick- 
gang von über 10 Prozentpunkten festgestellt, was durch unsere Schätzungen 
nicht bestätigt werden kann. 
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Die Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund der Schätzung einer Bargeld - Nachfragefunktion (siehe 
KIRCHGÄSSNER 1981) sind in Figur IV-4 den Ergebnissen aus dem LISREL - 
Modell und den Schätzungen nach der Methode der weichen Modellierung (LPI- 
Methode, val. FREY, WECK und POMMEREHNE 1982, Figur 3) gegenübergestellt. 
Da die beiden letzteren Methoden nur relative Aussagen über die Grösse der 
Schattenwirtschaft erlauben, werden auch die Schätzergebnisse aus der Bar- 
geld - Nachfragefunktion in standardisierter Form (bereinigt um den Mittel- 
wert und die Standardabweichung) wiederaegeben. 


Figur IV-4 
Entwicklung der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
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Alle drei Schdtzmethoden deuten auf eine stark zunehmende Entwicklung der 
Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland von 1960 bis 1978 hin. 
Wiederum ist eine gute Übereinstimmung der LISREL- mit den LPI - Schätzungen 
festzustellen; abgesehen von kleinen Abweichungen in den 60er - Jahren liegen 
die LISREL- Schätzungen immer innerhalb der mit der LPI - Methode ermittelten 
Bandbreite für die relative Grösse der Schattenwirtschaft. Der leichte Rück- 
gang des Umfangs der verborgenen Wirtschaft, der nach der Bargeld - Nachfrage- 
funktion für die Bundesrepublik zwischen 1965 und 1970 geschätzt wird, ist 
auf eine kurzfristige Abnahme der marginalen Steuerbelastung Mitte der 60er- 
Jahre zurückzuführen. Diese Entwicklung kann mit der Methode der weichen 
Modellierung nicht und mit dem LISREL - Verfahren nur andeutungsweise nach- 
vollzogen werden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bei diesem Verfahren 
neben der (zwischen 1965 und 1970 nur schwach ansteigenden) direkten und 
gesamten durchschnittlichen Steuerbelastung weitere Faktoren, wie die Be- 
lastung mit staatlichen Reglement ierungen und die Steuermpral, berücksich- 
tigt werden, und die Entwicklung aller dieser Einflussfaktoren zusammen 
spricht für eine Zunahme der Schattenwirtschaft, wenn auch (nach dem LIS- 


REL - Ergebnis) in etwas geringerem Ausmass als in den Jahren zuvor. 


Der Vorteil der LISREL - Methode (ebenso wie des LPI - Ansatzes) liegt darin, 
dass neben der Steuerbelastung weitere Einflussfaktoren und damit zusätzliche 
Informationen einbezogen werden, die, wie in dem angeführten Beispiel, zu 
abweichenden Ergebnissen führen können. Die verschiedenen Einflussfaktoren, 
die für die Grösse der Schattenwirtschaft von Bedeutung sind, können dem- 
gegenüber nur beschränkt in den Schätzungen der Bargeld - Nachfragefunktion 
berücksichtiot werden: Die Korrelation zwischen den Variablen ist zum Teil 
sehr hoch - vor allem deshalb, da es sich wm eine Zeitreihenuntersuchung 
handelt und nicht um eine kombinierte Querschnitt - Längsschnitt - Betrachtung 
wie im Fall der LISREL- Schätzung" -, und damit können Verzerruncen in den 
Parameterschätzungen und in der geschätzten Grösse der Schatterwirtschaft 


nicht ausgeschlossen werden. 


1) Die höchste Korrelation wird zwischen dem Anteil der direkten Steuern und 
dem Anteil der öffentlich Beschäftiaten ausadewiesen. Sie betrdgt bei der 
kombinierten Querschnitt - Längsschnitt - Betrachtung der LISREL - Schätzung 
0,76 gegenüber einem Wert von 0,91 bei einer reinen Längsschnitt - Betrach- 
tung über den Zeitraum 1954 - 1979 für die Bundesrepublik Deutschland. 
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Die LISREL - Schätzung weist auch Nachteile auf: Die Ergebnisse hängen ent- 
scheidend davon ab, welche Struktur für das Modell zugrundegelegt wird. Es 
existiert jedoch bislang keine theoretische Grundlage, auf die bei der 
Formulierung dieser Struktur des Modells Bezug genommen werden könnte. Auch 
erlaubt dieser Ansatz nicht, von einem anderen als einem linearen Zusammen- 
hang zwischen den einzelnen Variablen auszugehen; es ist jedoch nicht auszu- 
schliessen, dass die Interdependenz zwischen der unbeobachtbaren Variable 
der Schattenwirtschaft und deren Einflussfaktoren und Indikatoren durch eine 
nicht - lineare Struktur des Modells besser abgebildet werden könnte. Abgese- 
hen von den Problemen der Datenerfassung allgemein können bestimmte Einfluss- 
faktoren bislang nicht oder nur unzureichend erfasst werden: Die Veränderung 
der Steuermoral über die Zeit und verschiedene Länder und die Belastung mit 
staatlichen Reglementierungen werden bislang beispielsweise nur sehr indirekt 
und näherungsweise erfasst und es wäre wünschenswert, auf eine bessere Daten- 
basis zurückgreifen zu können, wie dies für einzelne Länder, etwa die Ver- 
einigten Staaten, bereits möglich ist. Insbesondere wäre es jedoch auch 
wichtig, die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft, dh. die 
erwartete Aufdeckungswahrscheinlichkeit und das Strafmass einer illegalen 
Beschäftigung, die in unserer Untersuchung auf Grund der unzureichenden 
Datenbasis nicht berücksichtiot werden konnten, in die Schätzungen mit ein- 
zubeziehen. 


Wie wir gesehen haben, sind die alternativen Methoden zur Bestimmung der 
Grösse der Schattenwirtschaft aber auch nur mit Einschränkungen dazu geeignet, 
die inoffizielle Tätigkeit in ihrem vollen Umfang und unverzerrt bestimmen zu 
können. Beispielsweise wird mit direkten Befraaungen, mit Stichproben zur 
Bestimmung der Steuerhinterziehung und mit der Ableitung der Schattenwirt- 
schaft aus der unerklärten Differenz zwischen gesamtwirtschaftlichen Ausgaben 
und Einnahmen nur ein Teil der gesamten verborgenen Wirtschaft erfasst. Bei 
der einfachen Bargeldumlaufmethode, der Schätzung einer Bargeld - Nachfrage- 
funktion und dem Transaktionsansatz müssen hingegen strenge Annahmen in Bezug 
auf den Bargeldumlauf, die Zahlungscewohnheiten u.a. gemacht werden, auf die 
die Schätzergebnisse sehr sensitiv reagieren. Eine Kombination verschiedener 
Schätzmethoden kann jedoch von Vorteil sein: So ist es mit dem kombinierten 
Querschnitt-Längsschnitt-Ansatz der LISREL - Methode möglich, über die Länder 
und die Zeit vergleichbare Schätzungen, allerdings nur für die relative 
Grösse der Schattenwirtschaft, anzugeben. Liegen auf Grundlage von altemati- 
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ven Methoden mindestens zwei? zuverlässige (Punkt-)Schätzungen für die abso- 
lute Grösse der Schattenwirtschaft vor, ist es damit möglich, aus dem Ergeb- 
nis der LISREL- Schätzung Angaben über die absolute Grösse der Schattenwirt- 
schaft in den verschiedenen Ländern und über die Zeit abzuleiten. 


Der entscheidende Vorteil der LISREL - Methode liegt darin, dass die relevan- 
ten Einflussfaktoren und deren Parameterwerte bestimmt werden können, und 
zwar nicht wie bei der LPI-Methode anhand exogener Informationen, sondern 
direkt durch die Schätzung des Modells. Dies bedeutet, dass ein Test des in 
TEIL II entwickelten Modells der Interdependenz zwischen dem offiziellen 
privaten Arbeitsmarkt, dem öffentlichen Sektor und der Schattenwirtschaft 
möglich ist. In dem Drei - Sektoren - Modell wurde von der Hypothese ausge- 
gangen, dass ein positiver Zusammenhang zwischen der Belastuna im offiziellen 
privaten Sektor durch die öffentliche Verwaltung und der Abwanderung in die 
Schattenwirtschaft besteht. Dieses Konzept wurde in der Schätzung insofern 
erweitert, als zusätzliche Faktoren in das Modell einbezogen wurden, von 
denen angenommen wird, dass sie ebenfalls einen Einfluss auf die Grösse der 
Schattenwirtschaft ausüben. In der LISREL - Schätzung konnte für drei der 
acht Einflussfaktoren ein signifikanter Einfluss mit dem theoretisch erwar- 


teten Vorzeichen bestätigt (dh. nicht verworfen) werden. 


Das Ergebnis der LISREL - Schätzung überrascht insofern, als die Gesamtbe- 
lastung der privaten Wirtschaft mit direkten und indirekten Steuern und den 
Sozialversicherungsabgaben keinen signifikanten Einfluss auf die Grösse der 
Schattenwirtschaft hat. Das Schätzergebnis deutet vielmehr darauf hin, dass 
die Individuen nur die direkten, sichtbaren Steuern als Belastung empfinden 
und bei der Entscheidung, in die Schattenwirtschaft überzuwechseln, in Be- 
tracht ziehen. Die indirekten Steuern scheinen von ihnen hingegen nicht in 
vollem Umfang wahrgenommen werden, zumindest scheinen sie nicht als starke 
Belastung empfunden zu werden. Diese Ergebnisse sprechen dafür, dass die In- 


dividuen in den betrachteten Ländern einer Art ’Steuerillusion’ unterliegen. 


1) Mit einer Beobachtung ist es möalich, eine Aussage über die absolute 
Grösse der Schattenwirtschaft in einem Land und zu einem Zeitpunkt zu 
machen. Eine zweite Beobachtung ist notwendig, um die Veränderung über 
die Zeit bzw. die Grösse der Schattenwirtschaft in den anderen Ländern 
ableiten zu können. 


2) Empirische Untersuchungen für die Schweiz (POMMEREHNE und SCHNEIDER 1978) 
und für Australien (SCHNEIDER und POMMEREHNE 1980) haben gezeigt, dass 
die direkte Steuerlast von den Steuerzahlern stärker wahrgenommen wird 
als die indirekten Steuerabgaben. 
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Entsprechend den Schätzungen werden die Sozialversicherungsabgaben eben- 
falls nicht so negativ bewertet wie theoretisch erwartet. Dies deutet darauf 
hin, dass die Wirtschaftssubjekte in den Sozialversicherungsleistungen nicht 
so sehr ein Öffentliches Gut, sondern sehr wohl einen positiven individuel- 
len Nutzen sehen. Um einen Test dieser Aussage durchführen zu können, müss- 
ten die Kosten und der Nutzen der staatlichen Leistungen getrennt in die 
Schätzung des LISREL - Modells aufgenommen werden. - Das Ergebnis der LISREL- 
Schätzung legt ausserdem nahe, dass die Steuerbelastung der Arbeitgeber, 

die sich vorwiegend in der Höhe der indirekten Steuern und der Sozialver- 
sicherungsabgaben ausdrückt, im Vergleich mit der direkten Belastung der 
Arbeitnehmerseite von geringerer Bedeutung zu sein scheint. Möglicherweise 
wird die Abgabenbelastung der Arbeitgeberseite durch die verwendeten Varia- 
blen auch unzureichend erfasst; sie könnte beispielsweise über den Anteil 
der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten Sozialabgaben besser abgebildet 


werden. 


Insgesamt spricht das Ergebnis der LISREL - Schätzung dafür, dass die zuneh- 
mende Belastung mit direkten Steuern und staatlichen Reglementierungen und 
die abnehmende Steuermoral Anreize setzen, sich dem Zugriff des öffentlichen 
Sektors zu entziehen und in die Schattenwirtschaft abzuwandern. 
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Zusammenfassung und Ausblick 


Diese Arbeit befasst sich mit der Ausweitung und der möglichen Kontrolle 
der öffentlichen Verwaltuna, In TEIL I wurden die Möglichkeiten und 
Durchsetzungschancen einer exogenen Kontrolle diskutiert. Es wurde im 
Rahmen der ökonomischen Theorie der Verwaltung von einem aktiven Verhalten 
der staatlichen Exekutive ausgegangen, die ihren eigenen Nutzen unter Ne~ | 
benbedinaungen zu maximieren sucht. Da die nicht-administrativen Entschei- 
dungsträger im laufenden politischen Prozess wenig Anreize aber auch kaum 
Ansatzpunkte haben, die Öffentliche Verwaltung wirksam zu kontrollieren, 
wird gefolgert, dass sich der staatliche Verwaltungssektor zum Leviathan 
entwickeln könnte. 


Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt in der Untersuchung der endogenen 
Mechanismen zur Kontrolle der Öffentlichen Verwaltung. Diese wurden in 
TEIL II im Rahmen eines Drei - Sektoren - Modells aus der Interdependenz 
zwischen offiziellem privaten Sektor, öffentlichem (Verwaltungs-) Sektor 
und inoffiziellem oder Schattensektor abaeleitet: Es wurde aufgezeigt, 
wie mit zunehmender Belastung durch die öffentliche Verwaltung für die 
Beschäftigten im privaten Sektor Anreize entstehen, durch eine Abwande- 
rung in die Schatterwirtschaft sich dem Zugriff der Öffentlichen Hand zu 


entziehen. 


Diese zunächst theoretisch abgeleitete Hypothese wurde in TEIL III anhand 
von empirischen Untersuchungen über die Grösse der Schattenwirtschaft zu 
überprüfen gesucht. Die vorliegenden Schätzungen sprechen dafür, dass in 
den meisten untersuchten Ländern die Abwanderung in den Schattensektor in 
den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen hat. Die in der Schatten- 
wirtschaft erzielten Einkommen stellen heute eine - gemessen am offiziellen 
Sozialprodukt - beachtliche Grösse dar. Allerdinas sind die Untersuchungen 
nur bedingt zum Test der obigen Hypothese verwendbar. Die wesentliche Ein- 
schränkung besteht darin, dass die zur Schätzung erforderlichen Daten nicht 
unabhängig von der zu testenden Theorie erhoben werden. 


Aus diesem Grund wurde in TEIL IV ein wmaekehrtes Vorgehen gewählt: Es 
wurden die hauptsächlichen Einflussfaktoren der Abwanderung in die Schat” 
terwirtschaft identifiziert. Mit Hilfe von Plausibilitätsüberlegungen über 
die relative Gewichtung der einzelnen Einflussgréssen wurde mit dem LPI - 
Verfahren (’weiche Modellieruna’) für das Jahr 1978 die relative Grösse 
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der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern bestimmt. Eine wesentlich stren- 
gere Überprüfung der Hypothese über die Abwanderuna in die Schatterwirt- 
schaft besteht in der Anwendung eines Verfahrens zur Analyse von "unbeob- 
achtbaren Variablen’ (LISREL): Hierbei wird zwischen möglichen Einfluss- 
faktoren der Abwanderung aus der offiziellen Wirtschaft (Steuerbelastung, 
Belastung durch staatliche Reglementieruncen, Wahrnehmung der Steuerbe- 
lastung, Steuermoral, Arbeitslosenquote und real verfiigbares Pro-Kopf- 
Einkommen) und einer Reihe von Indikatoren für die Grösse der Schatten- 
wirtschaft (Erwerbsquote, effektive Arbeitszeit und Wachstum des Sozial- 
produkts in der offiziellen Wirtschaft) unterschieden. Die kombinierte 
Querschnitt - Längsschnitt - Untersuchung über 17 OECD Länder und 5 Zeit- 
punkte ergibt für die Variablen der direkten Steuerbelastung, der Bela- 
stung durch staatliche Reglementierungen und die Steuerunmoral einen sig- 
nifikant positiven Einfluss, während für die anderen Grössen kein signifi- 


kanter Einfluss festgestellt werden kann. 


Für das Jahr 1978 ergeben sich folgende Schätzergebnisse für die Grösse der 
Schattenwirtschaft: In Schweden bestanden auf Grund der hohen Belastung mit 
direkten Steuern und staatlichen Reglementierungen die vergleichsweise 
höchsten Anreize, in der Schattenwirtschaft tätiq zu werden. In Belgien und 
in Dänemark ist die relativ hohe verborgene Tätigkeit ebenfalls auf die 
starke direkte Steuerbelastung und die niedrige Steuermoral (Belgien) bzw. 
die hohe Belastuna mit staatlichen Reglementierungen (Dänemark) zurückzu- 
führen. Im Falle von Italien ist zu vermuten, dass vor allem die tiefe 
Steuermoral für die relativ qrosse Schattenwirtschaft verantwortlich ist. 
Für die Niederlande, Frankreich und Norwegen ist demgegenüber ein etwas ge- 
ringerer und für die Bundesrepublik Deutschland, das Vereinigte Königreich, 
Kanada und die Vereinigten Staaten ein eher bescheidener Umfang der Schat- 
terwirtschaft zu erwarten. Die vergleichsweise geringste Bedeutung hat die 
Schatterwirtschaft unseren Berechnungen zufolge in Japan, in der Schweiz, 
in Spanien, Irland und Finnland. Aber auch in diesen Ländern spricht die 
zunehmende Belastung durch den staatlichen Sektor und die abnehmende 
Steuermoral für eine Zunahme der Schatterwirtschaft über den Untersuchungs~ 


zeitraum von 1960 bis 1978. 


Insgesamt sprechen die Ergebnisse der verschiedenen Ansätze, insbesondere 
auch diejenigen der LISREL - Schätzung, zugunsten der Hypothese, dass mit 
zunehmender (direkter) Steuerbelastung und mit der Zunahme der Auflagen 
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und Vorschriften seitens der öffentlichen Verwaltung eine Wanderung von 
der offiziellen Wirtschaft in den Schattensektor stattfindet. 


Gegenüber den "traditionellen’ Methoden zur Erfassung der Schattenwirt- 
schaft können jedoch eine Reihe von Einwänden vorgebracht werden. Aber 
auch gegenüber unserer Anwendung des LISREL - Modells gibt es Vorbehalte, 
denn es ist bislang die Nutzenseite staatlichen Handelns noch nicht expli- 
zit berücksichtigt worden. Auch in Bezug auf die verwendeten Variablen - 
sei es für die verschiedenen Einflussfaktoren auf das Wachstum der verbor- 
genen Wirtschaft wie auch für die Indikatoren der Schattenwirtschaft - 
wäre es wünschenswert, auf aenauere Messgrössen zurückgreifen zu können. 


Vor allem ist die Steuermoral selbst noch erklärungshedürftig. 


In einem nächsten Schritt ist das bisher stark vereinfachte Modell in ver- 
schiedene Richtungen zu erweitern. Bislang wurde von einer möglichen Reak- 
tion der öffentlichen Verwaltung auf die Zunahme der Schattenwirtschaft 
abgesehen. Die öffentliche Verwaltung kann jedoch versuchen, durch eine 
erhöhte Kontrolltätigkeit die Kosten der Beschäftigung in der Schatten- 
wirtschaft zu erhöhen und dieser damit entgegenzwirken. Sie kann auf die 
Abwanderung in die Schattenwirtschaft aber auch dadurch Einfluss nehmen, 
dass sie die direkten Steuern senkt und dafür die indirekten, dh. weniger 
stark wahrgenommenen Steuern erhöht, um die Anreize, in die Schattenwirt- 
schaft überzuwechseln, zu senken. Diese umgekehrte Kausalrichtung von der 
Grösse der Schattenwirtschaft auf deren Einflussfaktoren musste hier be- 
wusst ausgeklammert werden. Auch die Interdependenz der betrachteten 
Akteure mit den anderen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträgern, ins- 
besondere der Regierung und dem Parlament, konnten bisher nicht berück- 
sichtigt werden. Für weitere Forschungsanstrengungen scheint es besonders 
fruchtbar, das interaktive Verhalten der wichtigsten Entscheidungsträger 
in ein Gesamtmodell zu integrieren. Dies ist auch von grosser Bedeutung 
im Hinblick darauf, dass dadurch ermöglicht werden kann, wirtschaftspoli- 
tische Folgerungen und Empfehlungen abzuleiten. 
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Anhang 


LISREL - Verfahren zur Schätzuna von "linear interdependent structural 
relationships". 1 


Das allgemeine Modell kann wie folgt daraestellt werden: 


ee ee 


Seien n’ = (nyreee ny) und E’= (Eyres 6.) zwei unbeobachtbare ‘wahre’ 
Variablen, die mit Hilfe der beobachtbaren Variablen y’ = (Yyrıı Yp und 


x’ = (Xp reer Xg) wie folgt ‘aemessen’ werden können: 


“measurement model" 
(Al) y = An + ô r 


(A2) x = Ay. c. ÈE + € i 
wobei 6 = (greer) und ¢’ = (Eye) zwei Zufallsterme für die 
Messfehler in den Variablen darstellen. Es wird angenommen, dass gilt: 


E(6) = Ele) = 0 


>. 


E(6’e) = 909; 

E(n’S) = 0 und E(E’e) = O ; 
und 

E(6’6) = 8% ; 

Ele’e) = o 


Für die Variablen y und x wird unterstellt, dass sie als Abweichungen 
vom Mittelwert gemessen werden, so dass gilt: 

Ey) = E(x) = 0 und 

E(n) = F(&) = 0, 
Die Beziehung zwischen den unbeobachtbaren Variablen n und & wird in fol- 
gender strukturellen Beziehung dargestellt: 


"structural equation model" 


(A3) Bey = Tee + ç 


wobei B eine (mam) und T eine (man) Matrix der Koeffizienten von n 


und & darstellen. č gibt den Zufallsfehler in der Gleichung an. 


„yeck-Hannemann - 978-3-631-75192-3 


mm Doaonelo 
7 . V; 7 . 
D gree aoe aN muii 0 197 PübFactory at 01/11/2019 07:17:14AM 
via free access 


130 


Es wird angenommen, Y sei die Varianz - Kovarianz - Matrix von z (dh. 
E (g'g) = ¥), ® sei die Varianz - Kovarianz -Matrix von E (E(&'E) 
= 6), & und z seien unkorreliert (E( &’t )=0) und B sei eine 
nicht - singuläre Matrix (dh. a’Ba >0 für a#0). 


Damit kann die Varianz-Kovarianz-Matrix der beobachteten Variablen y und x, 


als Funktion der Elemente in Ayı Aye BAT +O ¥ 6, und J dar- 


gestellt werden: 


a = N An ' + ER 

mit Q = BU Pers? + Bo) y Bin} 
i, © N, Qe Le + o: mit Neg = > 
Eyy = A, Bl ro N, 
ae = Away Be A, 


Andererseits ist die Varianz-Kovarianz-Matrix S der beobachteten Variablen 
y und x bekannt: 


Mit Hilfe der Maximum - Likelihood - Schätzung werden die freien Parameter in 
2 so bestimmt, dass die Abweichung der berechneten von der beobachteten 
Varianz-Kovarianz-Matrix von y und x (2 - S ) minimiert wird; dh. die 

Likelihood - Funktion 


inet. = -3 N {log |Z] + tr (S £7) } 


wird in Bezug auf die freien Parameter in A, A,» B,T, o,¥ 10% 
und o? maximiert ( N = Anzahl Beobachtungen) . 
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Die Parameter des Modells sind identifiziert (notwendige Bedingung, vgl. 
JÖRESKOG und SORBOM 1977), wenn gilt 


un 
IN 
N| — 


(m+n) (m+n+]) , 


wobei s für die Anzahl freier Parameter in dem Modell steht. 


Das LISREL - Modell zur Bestimmung der relativen Grösse der Schattenwirt- 


schaft wird wie folgt spezifiziert: 


B = I 
A = I 
x 
oo = 0 
€ 
Sag ig =O und 
Bo = -1,0 


Damit beträgt die Anzahl freier Parameter in dem Modell s = 14 ; das ent- 
spricht 52 Freiheitsgraden ( N = 85 Beobachtungen) . 


Die Struktur des Modells kann wie folgt in Matrixform dargestellt werden: 


Yi B, 0 0 g 6) 
(A4) Y> = 0 B, 0 B + 6, 
Y3 00 B3 [3 
mit E (Ys) =0, 
E(S) = ’ 
E (on) = 0 und B, =- 1,0. 
¥,9 0 000 0 0 x 
0 Y, 0 9 0 0 0 0 X, 
0 0 Y3 0 0 o o 0 *3 
ae) [3] _ o00o0oyoo00 % ri [2]. 
00 0 0 Ye 0 0 0 *5 
0000 0 Ye 0 0 x 
0 00 0 0 0 Y- 0 X, 
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mit E(S)=0, 
E(x,)=0, 
E(t )\=0, 


2; (j = 1...3), x, (i = 1,..,8) und Š stellen die standardisierten Werte 
der Indikatoren, der Finflussfaktoren und der ‘unbeobachtbaren’ Variable, 
der Grösse der Schattenwirtschaft, dar. Die Zahl der Beobachtungen beträgt 


in unserer Schätzung über 5 Jahre und 17 Länder N = 85, 


Die Schätzungen wurden mit dem LISREL - Programm von JÖRESKOG und VAN THILLO 
(LISREL II) am Rechenzentrum der Universität Zürich im Herbst/Winter 1981/82 
durchgeführt. 
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Tabelle A-1 


Einflussfaktoren und Indikatoren der Grösse und Entwicklung der Schattenwirtschaft. 


17 OECD Länder; 1960, 1965, 1970, 1975 und 1978. 


Steuerbelastung: 


Anteil der direkten und in- Anteil der direkten Steuern Anteil der indirekten 
direkten Steuern und Sozial- am Bruttoinlandsprodukt, Steuern am Bruttoinlands- 
versicherungsbeiträge am in %. produkt, in %. 
Bruttoinlandsprodukt, in %. 


1960 1965 1970 1975 1978 1960 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 


Belastung staatlicher Reglemen- 


tierungen: (REG) 


Anteil der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst an den 
Erwerbspersonen, in %. 


1960 1965 1970 1975 1978 


EEL 
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I 
JA 
NL 
N 

j SP 
S 
CH 
UK 
USA 


Fortsetzung: Tabelle A-l 


RU” ARE? > 


Steuerwahrmehmung: (AST 
ae 0 nen. 


Veränderung der gesamten 
Steuerbelastung (STges) über 
jeweils 5 Jahre (%- Punkte). 


1955 1960 1965 1970 1973 
- 60 -65 - 70 - 75 - 78 


) 


Veränderung der direkten 
Steuerbelastung (STair) über 
jeweils 5 Jahre (%- Punkte). 


1955 1960 1965 19% 1973 
- 60 -65 - 70 -75 -78 


vel 
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Fortsetzung: Tabelle A-1 


A 
B 
CA 
OK 
SF 
F 
BRD 
IRL 
I 
JA 
NL 
N 
SP 
S 
CH 
UK 
USA 


Erwerbsquote: (ERW) 


Anteil der männlichen Erwerbs- 
personen an der Bevölkerung 
zwischen 15 - 64 Jahren, in’. 


1960 1965 1970 1975 1978 


95,5 94,6° 85,7 
88,5 88,2 86,0 
91,9 89,0 85,7 
99,5 96,8 91,8 
91,1 88,2 83,1 
92,6 90,0" 88,8? 
94,9 94,2 92,5 
99,37 98,7 96,5 
93,3 87,3 86,0 
92,2 88,6 89,4 
97,8! 91,9* 87,1> 
92,2 89,9 89,0 
99,8 98,3 96,7 
93,1° 91,3 88,8 


101,3 100, 100,5 


99,1 96,8 94,2 
91,7 88,6 87,1 


Arbeitszeit: (ZEIT) 


Wochenarbeitsstunden der 
Arbeitnehmer in der Metall- 
industrie, in Stunden. 


1960 1965 1970 1975 1978 


43,5° 43,3° 
41,4? 40,8 
40,4° 41,0° 
40,2? 38,2° 
44,4 44,0 
45,5 45,6 
45,6° 44,1 
45,4 44,0 
43,79 42,69 
47,8 44,3 
48,8 45,9 
“i 37,18 
43,5 44,4 
37,8% 36,5° 
46,1 44,8 
47,4 44,3° 
3,7 41,2° 


Arbeitslosenquote: (ALQ) 


Anteil der Arbeitslosen an 
den Erwerbspersonen, in % 
(10 - Jahres - Durchschnitt), 


1951 1956 1961 1966 1969 
- 60 - 65 - 70 - 75 -78 


SEE 
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Fortsetzung: Tabelle A-1 


Wachstum des realen Sozialprodukts: 


) Einkommensrestriktion: (YVF) 


Verfügbares Einkommen pro Kopf der 
Bevölkerung, zu konstanten Preisen 
und Wechselkursen von 1975, in US-$. 


(Igrpo 


Jährliche Wachstumsrate des Differenz d. jährl. Wachstums- 
realen BIF, in Preisen und rate des BIP zum OBCD - Durch- 
Wechselkursen von 1975; in %. | schnitt (17 Länder); in $. 


1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 


BERUHT e ANg®> 
Aw ns NN BP & WwW HH ww ff A HD NO &@ w 
NWS YN UM Wwe n Onan nn WN A 
NY WwA HTN DW F&F WN KHUN I HH = 


IEL 


Anmerkungen: (Tabelle A-1 ) 


1) 1957 9) Ø (1951, 1956-60) 
2) 1961 10) @ (1956-60) 

3) 1962 11) @ (1954-60) 

4) 1964 12) Ø (1953-60) 

5) 1966 13) 1960 

6) 1971 14) Ø (1960-65) 

7) 1973 15) @ (1965-70) 

8) 1977 


a) interpoliert 


b) berechnet entsprechend den allgemeinen Erwerbsquotenzahlen 
(an Stelle: geleistete ~ ) 

d) berechnet aus Arbeitsstunden pro Tag 

e) berechnet aus Arbeitsstunden der Männer und Frauen 

f) berechnet aus Arbeitsstunden pro Monat 


c) bezahlte Arbeitsstunden 


Österreich 
B Belgien 
CA Kanada 
DK Dänemark 
SF Finnland 


F Frankreich 
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BRD Bundesrepublik Deutschland 


IRL Irland 
I Italien 
JA Japan 


NL Ntederlande 
N Norweaen 


SP Spanien 
S Schweden 
CH Schweiz 


UK Vereinigtes Köniareich 


USA enge Staa 
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Anmerkungen (Tabelle A-1): 
Einfluss/Indikator Variable Quelle 
Steuerbelastung Direkte Steuern (STqjr); OECD, National Accounts 


Steuerperzeption 


Steuerunmoral 


Reglementierung 


Einkommensrestrik- 
tion 


Frwerbsquote 


Arbeitszeit 


Arbeitslosen- 
quote 


Wachstum des 


indirekte Steuern 6Tindiy 
inkl, Sozialversiche- 
rungsbeitrdge in % des 
Bruttoinlandsprodukts 


Statistics. 


Veränderung der Steuer- 
belastung (5-Jahres- 
Differenzen) 


Index (17=niederste, 1= 
höchste Steuermoral) 


TRETTFR (1974). 


Beschäftigte im unmit- 
telbaren öffentlichen 
Dienst in % der Er- 
werbspersonen 


MARTIN (1982). 


œD, Statistics of the Occu- 
pational and Educational 
Structure of the Labour 
Force of 53 Countries, 
Paris 1969. 


OECD, Labour Force Statistics, 


Verfiigbares Einkommen 
pro Einwohner, in U.S. 
Dollar, zu konstanten 
Preisen und Wechsel- 
kursen von 1975 


OECD, National Accounts of 
OECD Countries 1950 =- 
1978, Paris 1980. 


Männliche Erwerbsperso- 
nen in % der 15-64 jah- 
rigen männlichen Be- 
vélkerung 


OFCD, Manpower Statistics. 
OECD, Labour Force Statistics, 


Geleistete Wochenar- 
beitsstunden der 
Arbeitnehmer in der 
Metallindustrie 


ILO, Yearbook of Labour Sta- 
tistics. 


Arbeitslose in % der 
Erwerbspersoenen (10- 
Jahres-Durchschnitt) 


OBCD, Manpower Statistics. 
OECD, Labour Force Statistics. 


Jährliche Wachstumsrate OECD, National Accounts Sta- 


Sozialprodukts des BDI, in Preisen und tistics. 
Wechselkursen von 1975 
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Tabelle A-2 


Index für die Entwicklung der Steuermoral 
in den Vereinigten Staaten, 1960 - 1978 (1970 = 100). 
Verschiedene Befragungen und Gesamtindex. 


Index für den Prozentsatz der "Ja”"-Antworten 


1960 1965 1970 1975 1978 


"Do you consider 
the amount of 
federal income 
tax you have to 
pay as too high?" 


"Do you think 
that government 
waste a lot of 
money?" 


"Do you think 
that government 
is untrustworthy?" 


"Do you think 
that government 
does not care 
much what people 
like me think?" 


Quelle: "Election surveys", durchgeführt vom Center for Political Studies, 
Survey Research Center, University of Michigan. 
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